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Editorial:
Von Flensburg bis Konstanz waren Anti-

militaristen zum diesjährigen IMI-Kon-
gress angereist. In der Spitze 150 Menschen 
hörten die Beiträge zur NATO. Auf dem 
Abschlusspodium saßen Aktivisten aus der 
Region Kehl, München und Tübingen. Ein 
erster Bericht zum Kongress findet sich in 
dieser Ausgabe des AUSDRUCK. Eine 
ausführliche Dokumentation mit weiteren 
Analysen zur NATO erstellen wir gerade 
und diese werden wir in größerer Auflage 
im Januar drucken, damit sie als Mobili-
sierungsmaterial zu den Protesten gegen 
den NATO-Gipfel im April verteilt werden 
kann.

Darüber hinaus haben wir für diesen 
AUSDRUCK ein buntes Programm an 
Texten zusammengestellt. Es geht um den 
Militarismus bei Burschenschaften, Bun-

deswehrwerbung in Jugendzeitschriften 
und das Abkommen über die Stationie-
rung von US-Soldaten im Irak ebenso, wie 
um Obamas Außenpolitik und den neuen 
Rüstungshaushalt der Bundesregierung. 
Andreas Seiferts Text über die chinesische 
Afrikapolitik fasst eine ausführliche Studie 
zusammen, die auf der IMI-Homepage 
heruntergeladen werden kann. Zwei Texte 
drehen sich um die Unmöglichkeit huma-
nitärer Interventionen im Allgemeinen und 
in der Demokratischen Republik Kongo im 
Besonderen. 

Jenseits unserer Textarbeit sind wir gerade 
in Tübingen und Baden-Württemberg sowie 
bundesweit durch Vorträge an der Mobili-
sierung gegen die NATO beteiligt. Darüber 
hinaus rumort es gerade an einigen Univer-
sitäten. Eine Serie kleiner Anfragen an die 

Bundes- und Landesregierungen hat offen-
bart, an wie vielen zivilen Bildungseinrich-
tungen militärische Forschung betrieben 
wird. Unter anderem am Karlsruher Insti-
tut für Technologie regt sich hiergegen 
Widerstand. Aktionen haben mittlerweile 
auch an der FU Berlin stattgefunden. Dort 
ist der mit über 50 Stellen ausgestattete 
Sonderforschungsbereich 700 „Governance 
in Räumen begrenzter Staatlichkeit“ ange-
siedelt - nach Ansicht der Kritiker handelt 
es sich bei dessen Mitarbeitern um „einge-
bettete Wissenschaftler“, welche Interventi-
onsstrategien optimieren und legitimieren 
sollen und dabei kritiklos auf Strategien der 
Ära des Kolonialismus zurückgreifen.
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„Amerika hat ein Einparteiensystem mit 
zwei rechten Flügeln.“

		  Gore Vidal

Unbestreitbar haben die letzten acht Jahre 
unter der Präsidentschaft George W. Bushs 
den USA aber auch dem Rest der Welt 
schweren Schaden zugefügt. Vor diesem 
Hintergrund erhoffen sich viele – auch und 
gerade in Europa – vom neuen US-Präsi-
denten Barack Obama wahre Wunderdinge 
– eben jenen grundlegenden Wandel der 
US-Außenpolitik, der vom neuen Amtsin-
haber so vollmundig während seines Wahl-
kampfes versprochen wurde.

Um nicht missverstanden zu werden: 
sicherlich ist die Tatsache, dass mit Obama 
nun erstmals ein Afro-Amerikaner ins 
Weiße Haus einziehen wird, vorbehalt-
los zu begrüßen und wird sich vermutlich 
auch längerfristig positiv auswirken. Auch 
setzt sich sein innenpolitisches Programm 
deutlich von dem seines unterlegenen Her-
ausforderers John McCain ab. Angesichts 
des offensichtlich kritischen Gesundheits-
zustandes McCains war zudem allein schon 
die Aussicht, dass im Falle seines Todes 
Sarah Palin als dessen Nachfolgerin ins Prä-
sidentenamt aufgestiegen wäre, schlichtweg 
gruselig. 

Dennoch darf man jedoch nicht die 
Augen davor verschließen, dass den an 
Obama gerichteten friedenspolitischen 
Erwartungen bald der große Katzenjammer 
folgen dürfte. Spätestens seit nun die wich-
tigsten Posten seines künftigen Kabinetts 
vergeben wurden, ist Ernüchterung ange-
sagt: sein Team steht für eine Fortsetzung 
der aggressiv-militaristischen US-Außen-
politik, die sich allenfalls taktisch und rhe-
torisch, nicht aber in der Substanz von der 
seines Vorgängers unterscheiden wird. Von 
den Kriegen im  Irak und in Afghanistan 
über die grundsätzliche Haltung gegenüber 
Militäreinsätzen bis hin zum Verhältnis mit 
Russland deutet leider wenig darauf hin, 
dass mit einer grundsätzlichen Wende zu 
rechnen ist.

Einzig was die während Bushs Amtszeit 
schwer beschädigten transatlantischen 
Beziehungen anbelangt, dürfte eine grund-
legende Neuausrichtung anstehen. Denn 
auch den US-Eliten ist klar, dass eine – tak-

tische – Anpassung der US-Außenpolitik 
angesichts der desaströs verlaufenden Kriege 
im Irak und in Afghanistan zwingend erfor-
derlich ist. So deutet einiges darauf hin, 
dass Obama – nicht zuletzt aufgrund der 
großen wirtschaftlichen Probleme der USA 
– versuchen wird, die EU-Staaten künftig 
deutlich stärker militärisch in die Pflicht zu 
nehmen, auch sie sollen einen angemesse-
nen Beitrag zur Aufrechterhaltung der west-
lich dominierten kapitalistischen Ordnung 
leisten. Im Gegenzug dürfte der Einfluss 
der EU-Staaten innerhalb einer insgesamt 
gestärkten NATO deutlich aufgewertet 
werden, um ihnen diesen Deal schmack-
haft zu machen: „Der ‚unilaterale‘ Ansatz, 
der von Bushs demokratischen Kritikern als 
strategischer Fehler attackiert wurde, wird 
nun korrigiert und eine erneuerte NATO 
wird das Symbol hierfür sein.“1 

Falkenkabinett: Die Rückkehr der War 
Democrats

Mit seiner Entscheidung, Robert Gates, 
den Verteidigungsminister seines Vor-
gängers George W. Bush, für mindestens 
ein weiteres Jahr im Amt zu lassen, setzte 
Obama ein klareres Zeichen, mit der bis-
herigen Politik keineswegs grundsätzlich 
brechen zu wollen. Unter Gates wurde 
eine grundlegende Umstrukturierung der 
US-Armee eingeleitet, die darauf abzielt, 
künftig Stabilisierungs- und Aufstandsbe-
kämpfungseinsätzen denselben Stellenwert 
wie klassischen Kriegseinsätzen zukom-
men zu lassen. Dies deckt sich offenbar 
mit Obamas Vorstellungen: „Wir müssen 
unsere Kapazitäten neu ausbalancieren, um 
sicherzustellen, dass unsere Truppen agil 
und tödlich genug sind, um in beidem, in 
konventionellen Kriegen und in Stabilisie-
rungs- und Aufstandsbekämpfungsopera-
tionen zu siegen.“2 Genau hierfür steht der 
alte und neue Verteidigungsminister Gates 
– und damit auch dafür, dass künftig mit 
weiteren Besatzungen unter US-Flagge zu 
rechnen sein wird.

Auch die Berufung von James Jones, ein 
enger Freund John McCains, zum Natio-
nalen Sicherheitsberater, ist ein Schlag ins 
Gesicht all derjenigen, die sich von Obama 
eine Wende in der Außen- und Sicher-
heitspolitik versprochen hatten. So war 

Jones zwischen 2003 und 2006 als NATO-
Oberkommandierender maßgeblich für die 
Eskalation in Afghanistan verantwortlich. 
Seine jetzige Ernennung deutet auf eine 
lückenlose Fortsetzung der NATO-Eskalati-
onsstrategie hin, was sich aber mit Obamas 
eigenen Plänen ohnehin problemlos verein-
baren lässt (s.u.).

Während Obama mit den Ernennungen 
von Gates und Jones seine Ankündigung 
wahr machte, auch Republikaner ein-
binden zu wollen, rekrutiert er unter den 
Demokraten fast ausschließlich Personen 
aus dem Umfeld des früheren Präsidenten 
Bill Clinton. So berief er mit dem damali-
gen NATO-Oberbefehlshaber Wesley Clark 
einen der Protagonisten des 1999 erfolgten 
völkerrechtswidrigen Angriffskriegs gegen 
Jugoslawien in seinen engeren Beraterkreis. 
Generell ist es ist frappierend, mit welcher 
Wucht die „Clintonians“ gegenwärtig an 
die Schaltstellen der Macht zurückkehren. 
So wurde mit Rahm Emanuel ein enger 
Clinton-Vertrauter zum Stabschef ernannt. 
Emanuel verfügt über engste Kontakte zum 
„Democratic Leadership Council“, dem 
1988 gegründeten Sammelbecken der „War 
Democrats“, die sich für eine wirtschafts-
freundliche und militaristische demokra-
tische Außenpolitik einsetzen. So fordert 
Emanuel, ein Befürworter des Irak-Kriegs 
2003, schon lange eine Aufstockung der 
US-Armee um 100 000 Soldaten.3 Auch 
Obama hat mittlerweile angekündigt, 
zusätzlich 65.000 Soldaten und 27.000 
Marines rekrutieren zu wollen.4 

Spätestens aber mit der Berufung Hil-
lary Clintons als Außenministerin hat 
sich Obama von seinem Anspruch, einen 
wirklichen Wandel einleiten zu wollen, 
wohl endgültig verabschiedet. Bei Libera-
len und Linken löste die Ernennung einen 
regelrechten Schock aus. So kommentierte 
Maureen Dowd konsterniert: „Wie kann 
er Hillary, die für den Irak-Krieg stimmte, 
ohne die Einschätzungen der Nachrichten-
dienste zu lesen, die Verantwortung für die 
Außenpolitik und eine Welt übertragen, die 
durch diesen Krieg gespalten wurde.“5 Auf 
der anderen Seite erhält Obama Lob aus 
berufenem Munde. So schreibt der Neo-
konservative Max Boot: „Als jemand, der 
skeptisch gegenüber der moderaten Hal-
tung Obamas während des Wahlkampfes 
war, muss ich nun zugeben, dass ich ange-
sichts dieser Berufungen baff bin, die mei-
sten hätten auch gut von einem Präsidenten 
McCain kommen können.“6 

Irak: Teilung und Teilabzug
Für den von Obama nach eigenen Aus-

sagen hochgeschätzten neuen Sicherheits-
berater James Jones, steht die Bedeutung 

Change We Can‘t
Barack Obama, der Siegeszug der „War-Democrats“ 
und die Re-Vitalisierung der NATO
von Jürgen Wagner
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des Irak-Krieges außer Frage. Ein vom US-
Kongress in Auftrag gegebener Bericht, der 
unter seinem Vorsitz erstellt wurde, ließ 
diesbezüglich keine Zweifel aufkommen: 
„Die strategischen Konsequenzen eines 
Scheiterns – oder nur eines empfunde-
nen Scheiterns – wären für die Vereinig-
ten Staaten und die Koalition enorm. Wir 
nähern uns einem wirklich strategischen 
Augenblick im noch jungen Jahrhundert. 
Die regionale geostrategische Position des 
Irak, das Machtgleichgewicht im Mittle-
ren Osten, die ökonomische Stabilität, die 
durch die Energieströme in viele Teile der 
Welt ermöglicht wird und die Fähigkeit, 
den Terrorismus wo es am notwendigsten 
ist zu besiegen und einzudämmen stehen 
zur Disposition und lassen schnelle und 
einfache Lösungen nicht zu.“7

Von einem „überstürzten“ Abzug hält 
Jones ebenso wenig wie Vizepräsident 
Joseph Biden, der im Vorfeld des Angriffs-
krieges im Kongress einer seiner eifrigsten 
Befürworter war.8 Hochgefährlich sind 
Joseph Bidens Vorschläge zur „Lösung“ 
des Desasters, das dieser Krieg angerich-
tet hat. In einem Grundsatzartikel schlug 
Biden nicht weniger als eine Atomisierung 
des Irak vor: „Amerika muss sich von der 
falschen Wahl zwischen ‚den Kurs halten‘ 
und ‚die Truppen sofort Heim bringen‘ ver-
abschieden und einen dritten Weg wählen. 
Einen, der es uns erlaubt, unsere Truppen-
präsenz verantwortlich zu reduzieren und 
dabei gleichzeitig Chaos zu verhindern und 
unsere Sicherheitsinteressen zu wahren.“ 
Anschließend plädiert Biden de facto für 
die Aufspaltung des Irak in drei Teile, 
einen sunnitischen, einen schiitischen und 
einen kurdischen. Da die „Dinge ohnehin 
in Richtung einer Teilung laufen“, solle 
Washington diesen Prozess so weit als mög-
lich forcieren.9 

Darüber hinaus wird gerne übersehen, 
dass Obama selbst mitnichten einen voll-
ständigen Abzug aus dem Irak anvisiert, 
auch wenn dies überall suggeriert wurde. 
Vielmehr will er auch künftig US-Truppen 
im Land stationiert lassen: „Dies [die ver-
sprochene Truppenreduzierung] würde im 
Sommer 2010 abgeschlossen sein. [...] Nach 
dieser Restrukturierung würden wir eine 
Kerntruppe (residual force) für bestimmte 
Aufgaben im Irak belassen: für das Vorgehen 
gegen die Reste von Al-Kaida; den Schutz 
unserer Dienstleister und Diplomaten; und 
die Ausbildung und die Unterstützung der 
irakischen Sicherheitskräfte, so lange, bis 
die Iraker Fortschritte machen.“10 Über 
die genaue Größe dieser „Kerntruppe“, die 
man auch als „Restbesatzung“ bezeichnen 
könnte, schweigt sich Obama zwar aus, aus 
Andeutungen während einer Senatsanhö-

rung geht aber hervor, dass er dabei etwa 
30.000 Soldaten im Auge hat.11 Eine zeitli-
che Befristung für den Verbleib dieser Kern-
truppe ist nirgendwo zu finden. Auch von 
einem Rückzug der bis zu 200.000 im Irak 
operierenden Söldner, die meisten davon 
sind als Subunternehmer des Pentagon 
unterwegs, ist nirgends die Rede. So bleibt 
von dem vollmundig versprochenen Abzug 
in der Praxis kaum mehr etwas übrig. 

Humanitäre Interventionisten
In Obamas Beraterteam finden sich zahl-

reiche „linksliberale“ Bellizisten, die sich für 
humanitäre Interventionen zum Schutz der 
Menschenrechte und für die gewaltsame 
Verbreitung von Demokratie, Menschen-
rechten und – nicht zu vergessen – freien 
Märkten einsetzen. So bat Obama bspws. 
Samantha Power als seine Beraterin zu fun-
gieren, nachdem er ihr Buch (A Problem 
from Hell: America and the Age of Geno-
cide) gelesen hatte, ein flammendes Plä-
doyer für „humanitäre“ Interventionen.12 

Auch seine außenpolitische Chefberaterin 
während des Wahlkampfes, Susan Rice, plä-
diert mit dem Argument, man könne dem 
Töten und Sterben in Darfur – das nicht 
unwesentlich mit der dortigen westlichen 
Interessenspolitik zusammenhängt – nicht 
länger tatenlos zusehen, für einen Angriff 
auf den Sudan: „Die Geschichte zeigt, dass 
Khartum nur eine Sprache versteht: die 
glaubwürdige Androhung oder Anwendung 
von Gewalt.“ Eine UN-Resolution müsse 
her, um einen Angriff zu autorisieren: „Die 
USA, vorzugsweise mit NATO-Beteili-
gung und afrikanischer politischer Unter-
stützung, würden sudanesische Flughäfen, 
Flugzeuge und andere militärische Anla-
gen bombardieren. Sie würden Port Sudan 
blockieren, durch das die sudanesischen 
Ölexporte fließen. Anschließend würden 
die UN-Truppen stationiert – mit Gewalt, 
sollte dies nötig sein und mit Unterstützung 
seitens der USA und der NATO. Sollten 
die USA keine UN-Autorisierung erhalten, 
sollten sie auch ohne sie handeln.“13 Ihre 
Positionen finden sich in Aussagen Obamas 
wie folgender wieder: „Werden wir den 
Worten ‚nie wieder‘ in Darfur Bedeutung 
verleihen?“14 

Selbst der berüchtigten Bush-Doktrin 
wird nicht grundsätzlich eine Absage erteilt. 
Ihr Kernelement, der völkerrechtswidrige 
Präventivkrieg, findet sich verklausuliert 
auch in Reden Obamas: „Wir müssen in 
Betracht ziehen, unsere Militärkräfte in 
Situationen außerhalb der Selbstvertei-
digung einzusetzen, um die gemeinsame 
Sicherheit zu gewährleisten, die globale 
Stabilität ermöglicht – um unsere Freunde 
zu unterstützen, an Stabilisierungs- und 

Wiederaufbaueinsätzen teilzunehmen oder 
gegen Massentötungen vorzugehen.“15 

Iran: Alle (militärischen) Optionen 
bleiben offen

Zwar ist Obamas Ankündigung zu 
begrüßen, Verhandlungen mit dem Iran 
aufnehmen zu wollen, um die Konflikte 
um Teherans Atomprogramm auf diplo-
matischem Wege zu lösen. Ob er jedoch 
bereits sein wird, eine verlässliche Nicht-
Angriffsgarantie seitens der USA (und Isra-
els) abzugeben, die eine Vorbedingung für 
eine Verhandlungslösung darstellt, ist mehr 
als fraglich – zu hören war davon bislang 
zumindest nichts. 

Tatsächlich schließt Obama einen mili-
tärischen Angriff keineswegs aus: „Um mit 
diesen Bedrohungen umzugehen, werde ich 
die militärische Option nicht vom Tisch 
nehmen.“16 Er begründet seine Position 
mit folgenden Worten: „Die vom Iran aus-
gehende Gefahr ist real und mein Ziel wird 
es sein, diese Gefahr zu eliminieren. [...] 
Ich werde alles in meiner Macht stehende 
unternehmen, um zu verhindern, dass der 
Iran an Atomwaffen gelangt – alles!“17 In 
dieses Bild passt auch das Fazit einer Studie 
des „Bipartisan Policy Center“ vom Sep-
tember 2008, an der u.a. Obamas wichtig-
ster Berater für den Mittleren Osten, Denis 
Ross, beteiligt war: „Wir sind der Überzeu-
gung, dass ein Militärschlag eine machbare 
Option ist und als letzte Möglichkeit ergrif-
fen werden muss, um die iranische nukle-
are Entwicklung abzubremsen, auch wenn 
damit wohl nicht sämtliche Probleme gelöst 
und sicherlich neue geschaffen werden.“18 
Eine substanzielle Verbesserung des ame-
rikanisch-iranischen Verhältnisses scheint 
angesichts solcher Aussagen eher fraglich.

Ende des atomaren Amoklaufs?
Betrachtet man die Studien aus Obamas 

Umfeld, so dürfte am ehesten im Bereich 
der Nuklearpolitik mit einer Verbesserung 
zu rechnen sein. So setzt sich das Papier 
„Strategic Leadership: A Framework for a 
21st Century National Security Strategy“ 
für eine schnellstmögliche Reduzierung des 
amerikanischen und russischen Atomwaffe-
narsenals ein.19 Auch in der gemeinsamen 
Blaupause für ihre künftige Außen- und 
Sicherheitspolitik („A 21st Century Mili-
tary for America“) sprechen sich Obama 
und Biden für umfassende Reduzierungen 
aus.20 Offen wird dabei aber leider die Frage 
gelassen, ob die abgerüsteten Atomwaffen 
endgültig zerstört oder lediglich eingelagert 
(„hedge“) werden sollen. Dies war bereits 
unter Bush der größte Streitpunkt mit 
Russland, das auf eine endgültige Zerstö-
rung drängte, da ansonsten eine neuerliche 
Aufrüstung nahezu problemlos jederzeit 
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wieder möglich wäre. Auch über die Frage, 
inwieweit der immer offensiver auf atomare 
Präventivschläge ausgerichteten nuklearen 
US-Einsatzplanung endlich ein Riegel vor-
geschoben wird, schweigt sich Obama bis-
lang bedauerlicherweise aus. 

Darüber hinaus hat sich zwar Obamas 
Vizepräsident Joseph Biden seit Jahren 
immer wieder kritisch über die kostspie-
ligen und hochgradig destabilisierenden 
Pläne zum Aufbau einer US-Raketenabwehr 
geäußert21, ein Ende des Raketenabwehr-
programms scheint aber nicht zur Debatte 
zu stehen. So äußern sich Biden und Obama 
mittlerweile dahingehend, dass es vielmehr 
darum gehe „effektive“ und „kosteneffizi-
ente“ Systeme aufzubauen, die auch funk-
tionieren. Dies gilt – wohlgemerkt – auch 
für die Pläne zum Aufbau von Installatio-
nen in Polen und der Tschechischen Repu-
blik, denen damit keineswegs eine Absage 
erteilt wird.22

Kein amerikanisch-russischer 
Honeymoon

Dringend erforderlich wäre ein Wandel in 
den amerikanisch-russischen Beziehungen, 
damit die sich verschärfenden Konflikte 
nicht in einen Neuen Kalten Krieg abglei-
ten. Doch auch hier stimmt die Auswahl 
von Obamas Beratern alles andere als zuver-
sichtlich. Am meisten Beachtung wurde der 
Ernennung Zbigniew Brzezinskis als Bera-
ter geschenkt, ein Altmeister US-amerika-
nischer Geopolitik. Er lobt sich bis heute, 
mit der Aufrüstung der Mudschaheddin 
(und auch Bin Ladens) Ende der 1970er 
die Sowjetunion „in die afghanische Falle“ 
gelockt zu haben. Über diesen Menschen 
sagte der russische Außenminister Sergej 
Lawrow einmal: „Ich bin froh, dass er ein 
ehemaliger Nationaler Sicherheitsbera-
ter ist. Hass sollte nicht die Außenpolitik 
bestimmen.“23 Vor allem im jüngsten Krieg 
zwischen Georgien und Russland meldete 
sich Brzezinski lautstark zu Wort. Er ver-
glich Putins Vorgehen mit dem Hitlers 
und forderte, dass Moskaus Verhalten nur 
zu „Ausgrenzung und wirtschaftlichen und 
finanziellen Sanktionen führen kann. Wenn 
Russland diesen Kurs weiterfährt, muss es 
letztendlich innerhalb der Staatengemein-
schaft isoliert werden.“24 

Ingesamt gelangt auch das „Center for 
Defense Information“ zu dem Ergebnis, 
dass den amerikanisch-russischen Bezie-
hungen nicht gerade rosige Zeiten bevorste-
hen: „Die Auswahl von Obamas Beratern 
ist beunruhigend. Er wird von Zbigniew 
Brzezinski beraten, ein Mann, der für kei-
nerlei freundschaftliche Gefühle gegenüber 
Russland bekannt ist. Sein wichtigster Russ-
land-Mann ist Michael McFaul, einer der 

lautstärksten Kritiker Putins in Washing-
ton. Und er erhält Lehrstunden in Demo-
kratieförderung von George Soros. Nichts 
davon ist ein gutes Zeichen für die Fähig-
keit Obamas, die Beziehungen zwischen 
Russland und den USA zu verbessern.“25 
Eine der wichtigsten Entscheidungen, die 
in nächster Zeit in diesem Kontext anste-
hen wird, ist die Frage, ob Georgien und der 
Ukraine die NATO-Mitgliedschaft angebo-
ten werden wird. Obwohl dies für Russland 
eine rote Linie darstellt, hat sich Obama für 
einen solchen Schritt ausgesprochen.26

Eskalation in Afghanistan

Am deutlichsten sind Obamas Aussa-
gen bezüglich des Kriegs in Afghanistan. 
Auf der einen Seite will er den Krieg auf 
pakistanisches Gebiet ausdehnen, um dort 
Rückzugsgebiete des Widerstandes zu 
bekämpfen – eine weitere Eskalation wäre 

damit praktisch vorprogrammiert. Anderer-
seits beabsichtigt er deutlich mehr Truppen 
an den Hindukusch zu senden. Mindestens 
zwei zusätzliche Brigaden (10.000 Solda-
ten) sollen es sein, gleichzeitig will er aber 
„diese Verpflichtung dazu nutzen, um von 
den NATO-Verbündeten größere Beiträge 
– mit weniger Einschränkungen – einzufor-
dern.“27 

Mit diesen „Einschränkungen“ meint 
Obama die so genannten „caveats“, Sonder-
regeln, die den Truppen einzelner NATO-
Länder detailliert vorgeben, unter welchen 
Umständen und wo sie in Afghanistan 
Gewalt anwenden dürfen. Sie verbieten es 
etwa der Bundeswehr, sich im umkämpf-
ten Süden und Osten zu betätigen. Somit 
ist Obamas Aussage nicht zuletzt an die 
Adresse der Bundesregierung gerichtet. 
Berichten zufolge soll einer Ausweitung des 
Krieges auf Pakistan von den Verbündeten 
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bereits zugestimmt worden sein, ein deutli-
ches Zeichen dafür, dass man gewillt zu sein 
scheint, Obamas Forderungen nachzukom-
men.28

Der Grund hierfür liegt darin, dass die 
größere EU-Beteiligung am Afghanistan-
Krieg als eine der Voraussetzungen für 
eine Runderneuerung der transatlanti-
schen Beziehungen erachtet wird, wie der 
„European Council on Foreign Relations“ 
betont: „Die Frage wird wohl in Washing-
ton als Lackmustest angesehen werden, ob 
die Europäer als strategische Partner ernst 
genommen werden sollten. Somit dürfte 
die europäische Reaktion die transatlan-
tischen Sicherheitsbeziehungen auf lange 
Sicht, also die nächsten vier oder acht Jahre 
beeinflussen.“29 

Neue Transatlantische Partnerschaft: Re-
Vitalisierung der NATO

Nicht erst seit der jüngsten Finanzkrise 
hat sich die Lage für die USA auch wirt-
schaftlich deutlich zugespitzt. So belief 
sich das US-Handelsbilanzdefizit 2007 auf 
gigantische $700 Mrd. und die Staatsver-
schuldung stieg in diesem Jahr erstmals auf 
über $10 Billionen (rechnet man die Dec-
kungslücke der sozialen Sicherungssysteme 
hinzu, so steigt diese Zahl nach Angaben 
des US-Finanzministeriums auf über $50 
Billionen). Kurz: Die einzige Weltmacht 
pfeift – ökonomisch wie militärisch - auf 
dem letzten Loch und es ist auch den US-
Eliten klar, dass ein Strategiewechsel drin-
gend erforderlich ist. Ziel ist es deshalb, die 
Lasten für die Aufrechterhaltung der west-
lich dominierten Weltordnung auf mehr 
Schultern zu verteilen. Die Europäische 
Union, die ebenso von diesem System pro-
fitiert wie die Vereinigten Staaten, ist hier-
für der natürliche Adressat. 

Ein solches „Burden Sharing“ dürfte 
jedoch nur gelingen, wenn dem – auch 
militärisch zunehmend untermauerten - 
Streben der Europäischen Union entspro-
chen wird, nicht mehr länger auf die Rolle 
als „Subunternehmer Amerikas“ (Ernst-
Otto Czempiel) reduziert zu werden. Nur 
über eine Aufwertung als gleichberechtigte 
Macht, dürften die EU-Staaten zu mehr 
Engagement zu bewegen sein. Um diese 
„Neue Transatlantische Partnerschaft“ auf 
den Weg zu bringen, ist Barack Obama gera-
dezu ideal geeignet. Zum einen ist frei von 
dem Makel der acht dunklen Jahre unter 
George W. Bush, unter dem die transatlan-
tischen Beziehungen extrem gelitten haben. 
Zum anderen dürfte die große Beliebtheit, 
der sich Obama in Europa erfreut, es den 
EU-Staaten einfacher machen, gegenüber 
ihrer jeweiligen Bevölkerung höhere militä-
rische Beiträge als Beitrag zur transatlanti-

schen Aussöhnung zu rechtfertigen.
Der Umgang mit dem „Chaos in der 

Welt“, den Folgeerscheinungen der kapita-
listischen Globalisierung, sowie das Bestre-
ben, die aufkommenden Mächte Russland 
und China auf die Plätze zu verweisen, 
könnten dabei der Kitt für die Neue Trans-
atlantische Partnerschaft sein – ihren insti-
tutionellen Niederschlag würde sie in einer 
vitalisierten NATO finden. So finden sich 
in Obamas Umfeld zahlreiche Befürworter, 
die NATO zu einer „globalen Allianz der 
Demokratien“ (selbstredend unter amerika-
nisch-europäischer Führung) auszubauen, 
um sie gegen die „autoritären“ aufstreben-
den Staaten Russland und China in Stellung 
zu bringen.30 Aber schon allein dass Obama 
den ehemaligen Oberbefehlshaber der Alli-
anz zu seinem Nationalen Sicherheitsbe-
rater machte, ist für sich schon ein klares 
Zeichen in diese Richtung. James Jones 
selbst setzte bereits eine erste Duftmarke, 
wie die NATO gestärkt werden soll. Er for-
dert, dass künftig die meisten Entscheidun-
gen im Bündnis nicht mehr im Konsens, 
sondern per Mehrheitsentscheid getrof-
fen werden sollen. Gleichzeitig plädiert er 
dafür, aus der informellen Vereinbarung 
des Prager-Gipfels (2002), 2% des Brut-
toinlandsproduktes für Rüstungsausgaben 
aufzuwenden, eine formale Verpflichtung 
zu machen und das Prinzip abzuschaffen, 
dass nur die Mitgliedsländer die Kosten für 
NATO-Kriegseinsätze bezahlen müssen, 
die sich auch an ihnen beteiligen.31

In Europa jedenfalls scheint man die Bot-
schaft verstanden und wohlwollend aufge-
griffen zu haben. Nicht einmal eine Woche 
nach Obamas Wahl beschloss der Europä-
ische Rat, dass die EU-Mission Eujust Lex, 
ab Mitte 2009 erstmals auch innerhalb des 
Iraks Beamte ausbilden und damit den 
USA bei der Besatzung direkter unter die 
Arme greifen soll.32 Die gegenwärtige tran-
satlantische Hochstimmung brachte der 
CSU-Ehrenvorsitzende Edmund Stoiber 
folgendermaßen auf den Punkt: „Die deut-
sche Politik wird sich aber auch mit seiner 
[Obamas] Forderung auseinandersetzen 
müssen, mehr gemeinsame Verantwortung 
für globale Probleme in der Welt zu über-
nehmen. Amerika setzt auf Deutschland 
und Europa. Die transatlantische Brücke 
wird stärker.“33
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Am 20. Januar wird die Ära von George 
W. Bush und Dick Cheney zu Ende sein. 
Mit das schwerste Erbe, das sie ihren 
Nachfolgern hinterlassen werden, ist der 
Krieg im Irak. Mit der Unterzeichnung des 
Truppenstationierungsabkommens scheint 
jedoch nun ein definitiver Zeitplan für die 
Beendigung der Besatzung vorzuliegen. Es 
bietet jedoch genügend Schlupflöcher, um 
die Besatzung auch über den anvisierten 
Abzugszeitpunkt Ende 2011 hinaus auf-
recht erhalten zu können. Vieles deutet 
darauf hin, dass dies die Bush-Administra-
tion anstrebt, und auch der frisch gewählte 
US-Präsident Barack Obama nicht beab-
sichtigt, das Land ohne weiteres in die 
Unabhängigkeit zu entlassen. Unabhängig 
davon ist das Abkommen ohnehin gänzlich 
ungeeignet, die innerirakischen Konflikte 
beizulegen. 

Wachsende politische Opposition
Urteilt man nach den Berichten der 

letzten Monate, so scheinen die Besatzer 
die Lage im Irak nun im Griff zu haben. 
Tatsächlich ging auch die Gewalt zurück, 
allerdings nur verglichen mit dem extrem 
hohen Niveau zuvor. Militärisch hat sich 
die Situation nicht grundlegend geändert. 
Die Aktivitäten des nationalen, bewaff-
neten Widerstands gingen zwar zurück, 
jedoch überwiegend aus internen, politi-
schen Gründen, besiegt ist er keinesfalls. 
Nach wie vor setzt er den Besatzungs- und 
Regierungstruppen mit Hunderten Angrif-
fen pro Woche massiv zu.1

Vor allem jedoch begann im Laufe des 
Jahres der von der Bush-Administration 
nach der Invasion begonnene „politische 
Prozess“, durch den die Wirtschaft, Justiz 
und die politischen Institutionen des Iraks 
ihren Zielen entsprechend umgestaltet und 
ein pro-amerikanisches Regime dauerhaft 
verankert werden sollte, zusehends zu zer-
fasern. Indem sie mit der irakischen Regie-
rung und Armee einseitig die kurdischen 
und schiitischen Parteien stützten und mit 
diesen zusammen eine Politik betrieben, die 
auf die Spaltung der irakischen Gesellschaft 
entlang ethnischer und konfessioneller 
Linien zielt, trieb sie auch viele ihrer einsti-

gen Verbündeten in die Opposition. 
Anfang des Jahres hat sich ein nationali-

stischer überkonfessioneller Block, beste-
hend aus 12 Parteien herausgebildet, deren 
gemeinsames Ziel vor allem in der Verhin-
derung der Privatisierung der irakischen 
Ölindustrie und des Auseinanderbrechens 
des Landes besteht. Dieser Block umfasst 
fast alle im Parlament vertretenen sunniti-
schen Parteien und die säkulare Liste des 
ehemaligen CIA-Mannes Ijad Allawi, Pre-
mier der ersten Interimsregierung, sowie 
mit Muktada al-Sadrs Bewegung und der 
Fadhila-Partei die beiden größten schii-
tischen oppositionellen Organisationen. 
Auch sunnitische Widerstandsgruppen 
sollen bereits an Gesprächen beteiligt sein.2

Diese Allianz erwies sich in der Folge als 
sehr erfolgreich. Alle Ansätze, das Ölgesetz 
doch noch durch das Parlament zu brin-
gen, scheiterten genauso, wie die Versuche 
den Status der von den Kurdenparteien 
beanspruchten Provinz um Kirkuk auf 
die Agenda zu setzen. Sie setzte auch die 
Durchführung vorgezogener Provinzwah-
len gegen die Regierungskoalition durch, 
sowie ihren eigenen, weit demokratischeren 
Entwurf des neuen Wahlgesetzes. Falls die 
Wahlen, wie geplant, im nächsten Januar 
stattfinden, droht den Regierungsparteien 
in vielen Gouvernements der Verlust ihrer 
Mehrheit.

Angesichts dieser „nationalistischen 
Surge“, wie Patrick Cockburn im Z-Maga-
zine das gesamte Phänomen in Anlehnung 
an die in den USA meist „Surge“ genannte 
Truppenerhöhung bezeichnete,3 begann 
auch Premier Maliki sich immer stärker 
von seinen Verbündeten abzusetzen und 
zum Ärger Washingtons eine selbstständi-
gere Politik zu verfolgen. Vor einem Jahr 
hätte man keinen Pfifferling darauf ver-
wettet, dass er noch lange im Amt bleibt. 
Nun spielt er den starken Mann in Bagdad, 
der immer mehr Entscheidungsbefugnisse 
an sich reißt. Gestärkt durch die Offensi-
ven gegen die Sadr-Bewegung, ist er im 
Moment in einer günstigen Situation, wo 
er die Gegensätze zwischen den verschieden 
Fraktionen ausnutzen kann. Die zig Milli-

arden Dollar, die der hohe Ölpreis in die 
Staatskassen spülte, verschaffen ihm zusätz-
liche Spielräume. 

Truppenstationierungsabkommen: 
Kolonialismus per Vertrag?

Am deutlichsten zeigt sich der massive 
Gegenwind gegen die US-amerikanischen 
Pläne in den Verhandlungen um ein Trup-
penstationierungsabkommen, das nach 
Ablauf des UN-Mandats für die „Multina-
tionalen Truppen“ im Irak Ende des Jahres, 
die völkerrechtliche Grundlage für die 
künftige Präsenz US-amerikanischer Trup-
pen bilden soll. 

Der erste, im Frühjahr von Washington 
vorgelegte Entwurf zeigt in aller Deutlich-
keit, welche Rolle dem Irak von US-Seite 
eigentlich zugedacht ist. Die Freiheiten, 
die sich Washington vertraglich zusichern 
wollte, überstiegen die der meisten Koloni-
alabkommen des 19. Jahrhunderts, es wäre 
Kolonialismus per Vertrag gewesen.

U.a. sah er das Recht vor, eine unbe-
schränkte Zahl von Truppen auf unbe-
schränkte Zeit im Land stationieren zu 
können und jederzeit Angriffe auf jedes Ziel 
im Irak führen zu dürfen, ohne Erlaubnis 
oder auch nur Benachrichtigung der iraki-
schen Behörden. Alle Truppenangehörige, 
wie auch zivile Angestellte und Söldner 
sollten weiterhin völlige Immunität vor 
irakischen Gerichten genießen. Die zivilen 
und militärischen Kräfte im Land hätten 
auch die Freiheit gehabt, ohne Absprache 
mit der irakischen Regierung, Angriffe 
auf Nachbarstaaten vorzubereiten und zu 
führen. 

Zähe Verhandlungen
Auch die irakische Regierung hat ein 

starkes Interesse am Auslaufen des bisher 
jährlich verlängerten UN-Mandats, da es 
ihre Kompetenzen, wie den Zugriff auf 
irakische Guthaben und die Souveränität 
des Landes in vieler Hinsicht beschneidet. 
Solch weitreichenden Forderungen konn-
ten aber selbst die engsten US-Verbündeten 
nicht zustimmen. Die Stimmung im Land 
vor Augen, machte zudem nun auch Maliki 
einen festen Zeitplan für den Abzug der 
Besatzungstruppen zur Vorbedingung für 
jegliches Abkommen. 

Die Verhandlungen zogen sich über 
Monate zäh dahin, bis der Zeitdruck die 
Bush-Administration schließlich zu erheb-
lichen Zugeständnissen zwang. Nicht das 
Auslaufen des UN-Mandats machte ihr 
dabei Sorgen, das hätte problemlos verlän-
gert werden können. Sie wollte das Abkom-
men aber noch vor Regierungswechsel unter 
Dach und Fach haben, um dem zukünfti-
gen US-Kurs von Bushs Nachfolger Barack 
Obama feste Bahnen vorzugeben. 

Besatzungsende nicht in Sicht 
Abkommen über Truppenrückzug im Irak kaum bindend 
– wenig Hoffnung auf einen Wandel durch Obama
von Joachim Guilliard
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Niederlage der Bush-Administration
Auf den ersten Blick scheinen Bushs Krie-

ger mit dem Abkommen jedoch nun selbst 
ihre wesentlichen Ziele aufgegeben zu 
haben. In dem Mitte Oktober vorgestellten 
und anschließend noch einmal nachgebes-
serten Abkommen ist jedenfalls nicht mehr 
viel von ihren ursprünglichen Forderungen 
zu finden. Die USA verpflichten sich viel-
mehr, bis Juni nächsten Jahres alle Kampf-
truppen aus den Städten und bis Ende 
2011 alle Truppen aus dem Irak abzuzie-
hen. Weiterhin enthält es einen Artikel, der 
die heftig umstrittene Immunität von US-
Amerikanern im Irak einschränkt: Söldner 
und sonstige US-Bürger, die über Privatfir-
men engagiert wurden, sollen in Zukunft 
vollständig der irakischen Gerichtsbarkeit 
unterstehen, Soldaten und Zivilangestellte 
der US-Armee wenigstens bei vorsätzlich 
und außerhalb des Dienstes begangener 
Schwerverbrechen.4

Auch wenn das Pentagon den Vertrags-
entwurf offiziell als Erfolg preist, ist der 
Unmut in den Reihen seiner Beamten 
und Offiziere über die ihrer Ansicht nach 
viel zu weitgehenden Zugeständnisse groß. 
Noch nie, so heißt es, hätte ein Abkommen 
einem anderen Land soviel Kontrolle über 
die Operationen von US-Truppen gegeben. 
Und die bloße Möglichkeit, dass einmal 
US-Amerikaner vor irakischen Gerichten 
landen könnten, wird als Tabubruch emp-
funden.

Ende der Besatzung?
Schaut man allein den Wortlaut des Ver-

trages an, so scheint der Pakt tatsächlich das 
Ende der Besatzung einzuleiten. Zunächst 
würde er jedoch eine definitive Verlänge-
rung um weitere drei Jahre bedeuten – und 
dies mit expliziter Autorisierung durch die 
irakische Regierung und das Parlament. 
Sofern man diese Institutionen als ausrei-
chend legitimiert und souverän anerkennt 
(wogegen einiges spricht), kann man formal 
von Besatzung nicht mehr sprechen. 

Im Vorwort wird hervorgehoben, dass 
es ein „Abkommen zur Zusammenarbeit“ 
zwischen beiden Staaten sei, unter Wah-
rung der irakischen Souveränität und basie-
rend auf „gegenseitigen Garantien gleicher 
und unabhängiger Partner“. Doch genau 
diese Voraussetzungen sind nicht gegeben 
und lassen es mehr als fraglich scheinen, ob 
ein solches Abkommen zwischen Besatzer 
und Besetzten nach internationalem Recht 
überhaupt gültig ist. Die irakische Oppo-
sition bestreitet dies, auch Expremier Ijad 
Allawi und enge Berater von Ayatollah 
Sistani äußerten erhebliche Zweifel. 

Solange rund 150.000 US-Soldaten der 
mächtigsten Armee der Welt im Zweistrom-

land stehen und die Regierung in Bagdad 
in hohem Maße von den USA abhängig 
ist, hat die irakische Seite jedenfalls auch 
da, wo Washington feste Zusagen machte, 
kaum Möglichkeiten, sie im Streitfall auch 
durchzusetzen. 

So obliegt es allein den USA, dafür zu 
sorgen, dass das künftige Agieren der Besat-
zungstruppen, wie vereinbart, im Einklang 
mit irakischen Gesetzen steht oder nur 
Waffen ins Land gebracht werden, die für 
„Sicherungsaufgaben“ im Land notwendig 
sind und nicht etwa solche, die für Angriffe 
auf Nachbarländer bestimmt sind. Kontroll-
möglichkeiten sind keine vorgesehen: kein 
US-amerikanisches Schiff, Flugzeug oder 
Fahrzeug darf nach Art. 9 ohne Erlaubnis 
des US-Militärs betreten oder durchsucht 
werden. 

In Art. 22 des Abkommens heißt es 
zwar, dass die US-Truppen Razzien nur 
mit Zustimmung der irakischen Regie-
rung oder irakischer Richter durchführen 
dürfen, Kampfsituationen bilden jedoch 
eine Ausnahme. Auch die Feststellung, ob 
ein US-Soldat außer Dienst war, als er ein 
Schwerverbrechen verübte, bleibt der US-
Armee überlassen. 

Das Abkommen ist geschickt formuliert, 
um den Eindruck zu erwecken, das Agieren 
der US-Truppen im Land würde nun unter 
vollständiger irakischer Kontrolle stehen 
und das Ende ihrer Präsenz wäre besiegelt. 
Tatsächlich wird dies jedoch an mehreren 
Stellen wieder aufgeweicht. So stehen die 
Bestimmungen, die ein eigenmächtiges 
Agieren untersagen, unter dem Vorbehalt 
des Artikels 4, der den Vertragsparteien 
grundsätzlich das „Recht auf Selbstverteidi-
gung“ zubilligt. Damit kann die US-Füh-
rung ohne weiteres auch Angriffe auf Ziele 
in Nachbarländern rechtfertigen. 

Im drittletzten Artikel räumen sich die 
USA schließlich das Recht ein, dem Irak 
jederzeit, d.h. über die Abzugsfristen 
hinaus, nicht nur bei einem militärischen 
Angriff von außen, sondern auch bei einer 
inneren Bedrohung, wie der Gefährdung 
„seiner demokratischen Institutionen“, 
mit „diplomatischen, ökonomischen oder 
militärischen Aktionen“ zu „Hilfe“ zu 
kommen. 

„Lost in Translation“
Vollständig bekannt ist bisher ohnehin nur 

die arabische Version. Die offizielle englische 
Version wird von der US-Regierung immer 
noch unter Verschluss gehalten. Nach Aus-
sagen von US-Beamten weichen die beiden 
erheblich voneinander ab: „Entscheidende 
Teile könnten bei der Übersetzung verloren 
gegangen sein.“ In vielen Bereichen gäbe es 
zwar Übereinstimmung über den Wortlaut, 
aber unterschiedliche Meinungen darüber, 
was er bedeute. Dadurch könne die USA 
recht einfach Teile des Abkommens umge-
hen.5

Die US-Regierung gab zu, die eigene Ver-
sion bewusst bis nach der Abstimmung im 
irakischen Parlament zurückzuhalten, um 
keine schlafende Hunde zu wecken.6 Zu den 
Verpflichtungen, die Washington wesent-
lich lockerer sieht als Bagdad, zählen u.a. 
die irakische Gerichtsbarkeit über US-Sol-
daten, das Verbot Angriffe auf Nachbarlän-
der durchzuführen und die Verpflichtung 
jede Militäroperation mit der irakischen 
Regierung abstimmen zu müssen. 

Berechtige Zweifel am Abzugswillen
Verständlicherweise können viele Iraker 

ohnehin nicht glauben, dass die USA wirk-
lich bereit sind, sich zurückzuziehen. „Die 
Amerikaner werden nicht gehen“, so der 
Tenor bei der Befragung von Passanten im 
Bezirk Mansour in Bagdad. „Sie sind die 
Herren im Irak, sie entscheiden.“ Zu viele 
Zeichen deuten eindeutig auf die Absicht 
hin, langfristig im Land zu bleiben, insbe-
sondere die für über 600 Millionen Dollar 
erbaute riesige Botschaftsfestung oder die 
offensichtlich als permanent angelegten 

Irak: Das Drama in Zahlen
Getötete US-Soldaten: 
		  3,978
Verwundete US-Soldaten: 
		  29,203
Getötete Irakische Sicherheitskräfte: 
		  7,924
Schätzungen Zivilopfer: 
		  81,632-1,120,000
Binnenflüchtlinge: 
		  3.4 Millionen
Irakische Flüchtlinge im Ausland: 
		  2.2-2.4 Millionen
Zahl Privater Militärdienstleister: 
		  180,000
Getötete Militärdienstleister: 
		  917
Gesamtkosten: 	
		  $526 Mrd
Schätzung langfristige Kosten: 
		  $3 Billionen
Irakische Arbeitslosenquote: 
		  25-40%
Anteil ohne Zugang zu Trinkwasser: 
		  70%
Anteil ohne Zugang Sanitätsversorgung: 
		  80%
Ablehnung der Besatzungstruppen: 
		  79%
Quelle: The Iraq Quagmire: The Moun-
ting Costs of the Iraq War, Foreign Policy 
in Focus, March 14, 2008.
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Mega-Militärbasen, die zu richtigen Städ-
ten mit allem Komfort ausgebaut wurden.7

An den Zweifeln ändern auch die Nach-
besserungen nichts, die nach der ersten 
Unterzeichnung des Abkommens noch 
von irakischer Seite durchgesetzt wurden. 
Dazu zählt vor allem die Streichung zweier 
Absätze im Artikel über den Abzug der 
US-Truppen, die einen formalen Weg 
aufzeigten, wie die hier genannten Fristen 
verlängert werden könnten. Die US-Regie-
rung hatte bis dahin stets darauf bestanden, 
dass ein Truppenabzug nur in Abhängigkeit 
von erreichten „Sicherheitsbedingungen“ 
durchgeführt werden könne und redete 
daher nicht von festen Fristen, sondern von 
„Zeithorizonten“. Die Streichung sollte 
nun die Endgültigkeit der Termine unter-
streichen. Den Vertragspartnern bleibt es 
aber selbstverständlich weiterhin unbe-
nommen, das Abkommen im gegenseitigen 
Einverständnis zu ändern. 

Äußerungen von Vertretern der Regierung 
und des Generalstabs der USA deuten dar-
aufhin, dass die US-Seite genau dies auch 
im Sinn hat. So sprach die Pressespreche-
rin des Weißen Hauses, Dana Perino, selbst 
nach der Unterzeichnung des endgültigen 
Entwurfs noch davon, dass das Abkommen 
nur „angestrebte Termine“ enthalte. Auch 
Generalstabschef Admiral Mullen deutete 
an, sie wären weiterhin mit ihren iraki-
schen Gegenparts im Gespräch und es sei 
möglich, dass die „Deadlines“ verschoben 
würden.8

Absolution verweigert – Gefahr für US-
Gefangene

Für entschiedene Besatzungsgegner ist ein 
solches Abkommen grundsätzlich unan-
nehmbar, da damit letztlich die Invasion 
und die bisherige Besatzung des Landes 
nachträglich legitimiert werden – und 
das nach Hunderttausenden von Toten 
und Millionen Flüchtlingen. Die iraki-
sche Schriftstellerin Haifa Zangana fühlte 
sich an den Ablasshandel der katholischen 

Kirche erinnert, nur dass hier nicht Indi-
viduen, sondern „das gesamte kriminelle 
britisch-amerikanische Projekt“ Absolution 
erteilt würde.9

Scharf kritisiert wird auch die etwas 
versteckte Vereinbarung, dass mit dem 
Abkommen beide Seiten ihr Recht auf 
Kompensationsforderungen für Sach- und 
Personenschäden aufgeben werden. Sunni-
tische Parteien fordern auch die Freilassung 
aller Iraker, die noch in US-Gefangenschaft 
sind, nach US-Angaben ca. 16.500. Das 
Abkommen würde die USA immerhin ver-
pflichten, alle, die ohne Anklage gefangen 
gehalten werden, freizulassen, das wären 
alle bis auf wenige Hundert.10 Das Abkom-
men gestattet jedoch der irakischen Regie-
rung auch, US-Gefangene in den eigenen 
Gewahrsam zu übernehmen. Die Gefäng-
nisse der von den Milizen der Regierungs-
parteien dominierten Sicherheitskräfte sind 
noch gefürchteter als die der Besatzer. Für 
viele Gefangene könnte die Überstellung 
an ihre Feinde Folter oder das Todesur-
teil bedeuten, auch Amnesty International 
schlug deswegen Alarm.11

Knappe Mehrheit
Auch im Parlament überwog die Kritik 

am Abkommen, zumindest in der vorlie-
genden Fassung. Nachbesserungen waren 
aber nicht mehr möglich. Ursprünglich 
war es Konsens gewesen, dass ein solches 
Abkommen eine Zweidrittelmehrheit der 
275 Mitglieder des Parlaments erfordert. 
Doch die Regierung erklärte plötzlich eine 
einfache Mehrheit der anwesenden Abge-
ordneten für ausreichend. Eine Ansicht, 
die nicht nur die Opposition, sondern 
auch Rechts-Experten bei einer Anhö-
rung vor dem Auswärtigen Ausschuss des 
US-Repräsentantenhauses für nicht halt-
bar erklärten. Unabhängig davon, dass es 
mit der von den USA selbst entworfenen 
irakischen Verfassung nicht vereinbar ist, 
würde die Annahme durch eine einfache 
Mehrheit zudem zu massiven und wahr-

scheinlich gewaltsamen Protesten führen.12 
Die Opposition wurde dabei auch durch 
Großayatollah Ali al Sistani gestärkt, der 
mehrfach betonte, dass ein solches Abkom-
men einen breiten „nationalen Konsens“ 
erfordere und nur akzeptabel sei, wenn es 
von einer großen Mehrheit angenommen 
werde.13

Ein Kuhhandel brachte am Ende wenig-
stens eine deutliche relative Mehrheit im 
Parlament zustande. Einige der gemäßig-
ten Kritiker, wie die größte sunnitische 
Fraktion und die schiitische Fadhila-Partei, 
hatten Zustimmung signalisiert, falls ihnen 
die Regierungskoalition in anderen Berei-
chen, wie den seit langem angestrebten 
Verfassungsänderungen, entgegenkäme. Sie 
forderten zudem ein Referendum über das 
Abkommen. Die Regierung gab schließ-
lich nach. Das Parlament verabschiedete 
zunächst einen „Politischen Reformpakt“, 
der die geforderten Zusagen enthielt. 
Anschließend stimmte eine Mehrheit von 
149 Abgeordneten per Handzeichen für 
einen Beschluss, der das Abkommen billigt, 
allerdings mit dem Zusatz, die endgültige 
Annahme von einer Volksabstimmung 
Ende Juli abhängig zu machen. Bis dahin 
tritt es jedoch erst einmal in Kraft.14 

Die Ja-Stimmen entsprechen 75% der 
198 anwesenden und einer knappen Mehr-
heit aller Abgeordneten. Die Zahl liegt aber 
deutlich unter den, für eine Zweidrittel-
mehrheit nötigen 184 Stimmen, die laut 
Verfassung für sicherheitsrelevante inter-
nationale Verträge notwendig sind. Die 
radikaleren Besatzungsgegner, wie die Sadr 
Bewegung und einige säkulare und sunni-
tische Gruppierungen blieben bei ihrem 
Nein. Fast ein Drittel der Abgeordneten 
blieb der Abstimmung fern, darunter auch 
die der Fadhila-Partei und nicht wenige der 
138-köpfigen kurdisch-schiitischen Koali-
tion. Letztlich spiegelt die Abstimmung die 
Pattsituation zwischen Verbündeten und 
Gegnern der USA wider.

US-Generalstabschef Mike Mullen bei einer Pressekonferenz zum Truppenstationierungsabkommen
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Kein geeigneter Weg
Trotz der Schlupflöcher und seiner grund-

sätzlichen Problematik bringt das Abkom-
men für den Irak durchaus einige Vorteile. 
Es setzt der Willkür der Besatzer Grenzen 
und erhöht den Druck auf sie, sich nun 
aus den Städten zurückzuziehen. Im kom-
menden halben Jahr bis zum Referendum 
können die Iraker zudem die Ernsthaftig-
keit der Amerikaner, den eingegangenen 
Verpflichtungen nachzukommen, testen.

Doch unabhängig davon, werden die Aus-
einandersetzungen über den Zeitpunkt und 
die Modalitäten der Beendigung der Besat-
zung weitergehen. Das aktuelle Abkommen 
bietet dafür keine geeignete Grundlage. Es 
enthält keinerlei Mechanismen zur Lösung 
der innerirakischen Konflikte und zielt 
einzig darauf ab, die jetzige irakische Regie-
rung in die Lage zu versetzen, sich dauerhaft 
militärisch zu behaupten. Mit der Zentral-
regierung stärkt es vor allem die Position 
des Premiers Maliki, dem mit Abstand 
größten Nutznießer des Abkommens. Auch 
wenn Maliki nun ab und zu die Interessen 
rivalisierender Kräfte bedient, macht er 
keine Anstalten einen breiteren Konsens 
über die weitere Politik zu suchen, er agiert 
im Gegenteil zunehmend autoritärer. Das 
Abkommen könnte ihm auch erlauben, 
die Bevormundung durch Washington 
zurückzudrängen. Da er sich ohne Hilfe 
der US-Truppen jedoch auch in Zukunft 
kaum halten kann, wird auch er bemüht 
sein, deren Präsenz über die Dreijahresfrist 
hinaus zu verlängern.

Die Unterstützung der aktuellen Regie-
rung und die weitere Aufrüstung der Regie-
rungstruppen werden mit Sicherheit nicht 
zu einer Stabilisierung des Iraks führen, von 
einer demokratischen Entwicklung ganz zu 
schweigen. Diese auch von der Bundesre-
gierung unterstützte Politik ist vielmehr 
eindeutig ein Rezept für einen Bürgerkrieg.

Da die nationalistischen Oppositions-
gruppen niemals ein Abkommen akzeptie-
ren werden, das faktisch die vorangegangene 
Invasion und Besatzung legitimiert, wäre ein 
Abkommen erforderlich, das im Wesent-
lichen eines regelt: die Modalitäten eines 
zügigen Abzugs aller zivilen und militäri-
schen Besatzungskräfte. Nur dann können 
die ausländischen Truppen erwarten, dass 
der bewaffnete Widerstand seinerseits, wie 
angekündigt, die Angriffe einstellt. Selbst-
verständlich müsste es auch Mechanismen 
enthalten, die einen möglichst breiten 
Konsens für die Gestaltung der Übergangs-
zeit und des Wiederaufbaus des Landes 
ermöglichen. In alle Verhandlungen müsste 
zudem, wie u.a. auch von Muqtada al-Sadr 
gefordert, die UNO mit einbezogen werden 
und der UN-Sicherheitsrat müsste sich ver-

pflichten, die Einhaltung der Vereinbarun-
gen und Termine zu überwachen.

Obama – „Change“ im Irak?
Der Vertrag ist zwar weit von dem ent-

fernt, was die Bush-Regierung ursprüng-
lich anstrebte, und schränkt sicherlich den 
Spielraum der Besatzungskräfte im Irak ein. 
Er wäre aber durchaus eine ausreichende 
Grundlage zur weiteren Verfolgung ihrer 
Pläne am Golf, wozu nach wie vor eine 
dauerhafte Präsenz US-amerikanischer 
Truppen und der direkte Zugriff auf das 
irakische Öl zählen. US-Präsident Bush hat 
dies vergangene Woche mit einem Zusatz 
zu seiner Unterschrift unter den Militär-
haushalt für 2009 noch einmal unterstri-
chen: er hob hierin explizit eine Klausel des 
Haushaltsgesetzes auf, die die Verwendung 
von Mitteln aus dem Haushalt zur „Aus-
übung der Kontrolle über die irakischen 
Ölressourcen“ untersagte.15

Letztlich wird es vom neuen Präsidenten 
abhängen, ob die Besatzung in den kom-
menden zwei bis drei Jahren enden wird. 
Dieser hat zu Begin seines Wahlkampfes 
versprochen, unmittelbar beim Amtsantritt 
mit dem Abzug von Truppen zu beginnen, 
nach 16 Monaten sollten alle Kampftrup-
pen abgezogen sein. Das Sicherheitsab-
kommen steht dem nicht entgegen. Barak 
Obama hatte bisher allerdings nicht vor, 
die US-Soldaten komplett abzuziehen, son-
dern nur die reinen Kampfverbände. Auch 
diese sollten nicht alle nach Hause. Einen 
Teil möchte er in Afghanistan einsetzen 
und einen weiteren in den Nachbarländern 
stationieren. Darüber, wie viele der rest-
lichten 60.000 bis 70.000 Truppen er im 
Irak belassen möchte, machte er nur vage 
Angaben. Man geht von 30.000 bis 40.000 
Soldaten aus, die nach seinen Plänen die 
irakischen Sicherheitskräfte ausbilden und 
beraten, sowie auch weiterhin „Al Qaeda“ 
und andere „Terroristen“ im Land bekämp-
fen sollen. Zu den regulären Truppen käme 
noch die Armee privater Söldner, die ein 
Mehrfaches davon umfassen könnte. Ange-
strebt wird somit weniger ein Abzug, son-
dern eine „Besatzung light“. Hier könnte er 
jedoch leicht die Rechnung ohne den Wirt 
machen: da unter solchen Bedingungen, der 
bewaffnete Widerstand weitergehen würde, 
könnte Obama bald vor der Entscheidung 
stehen, entweder die Truppenstärke wieder 
zu erhöhen oder auch den Rest schleunigst 
abzuziehen.

Die Wahl Obamas hat weltweit große 
Hoffnungen auf eine grundlegende Ände-
rung der Außenpolitik geweckt. Doch steht 
auch er klar mit beiden Füßen im Lager des 
US-amerikanischen Establishment und sein 
Vizepräsident gehört wie das Gros seines 

Beraterstabs eher zu den Falken in der 
demokratischen Partei. Mit Robert Gates 
übernimmt er sogar Bushs Militärminister. 

In den prinzipiellen Zielen unterscheiden 
sich Demokraten und Republikaner, was 
den erweiterten Mittleren Osten betrifft, 
traditionell wenig – aktuell gut sichtbar in 
ihrer Haltung zu Afghanistan, Pakistan und 
Iran. Seit mit dem Schah von Persien, der 
wichtigste Statthalter der USA in der Region 
gestürzt wurde, ist parteiübergreifend auch 
die dauerhafte Stationierung eigener Trup-
pen am Golf und eine möglichst direkte 
Kontrolle der Ölquellen ein durchgängiges 
Ziel der US-Politik. Obamas Pläne mögen 
rationaler und sein Ansatz wesentlicher 
moderater sein, nichts deutet jedoch auf 
eine prinzipielle Abkehr von dieser Politik 
hin. Es ist daher wenig wahrscheinlich, dass 
er tatsächlich den Irak ohne weiteres in die 
Unabhängigkeit entlassen wird. 
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Die Ausrichtung der Bundeswehr auf welt-
weite Kriegsführungsfähigkeit verschlingt 
immer mehr Geld. Im kommenden Jahr 
soll deshalb der „Verteidigungs“haushalt 
auf 31,1 Mrd. Euro aufgestockt werden, 
eine Steigerung um rund 1,6 Mrd. Euro 
(5,6%). 1

In anderen Haushaltstiteln sind weitere 
Militärausgaben versteckt. Nach NATO-
Kriterien addieren sich so die Rüstungsaus-
gaben 2009 auf 33,5 Mrd. Euro.2

Die Große Koalition hat es damit geschafft, 
den Rüstungshaushalt seit 2006 um mehr 
als 3,2 Mrd. Euro in die Höhe zu treiben. 
Dazu hatte die Regierung Schröder-Fischer 
noch sieben Jahre gebraucht.

Wie kostenintensiv die Hochrüstung der 
Bundeswehr zur global einsetzbaren High-
tech-Truppe ist, zeigt ein Vergleich mit 
dem Jahr 1992. Die Bundeswehr hat heute 
nur noch halb so viele Soldaten, aber der 
Beschaffungsetat kletterte von 3,9 auf 5,2 
Mrd. Euro.3

Der Bundeswehrplan, den der Generalin-
spekteur jedes Jahr für einen Zeitraum von 
fünf Jahren fortschreibt, rechnet bereits mit 
weiteren Steigerungen der Rüstungsinvesti-
tionen. Sie sollen im Jahr 2010 rund 6,1 
Mrd. Euro und 2013 mehr als 6,9 Mrd. 
betragen.4

Gleichzeitig klagt der ranghöchste Soldat 
über die „engen finanziellen Rahmenbedin-
gungen“, die „eine strukturelle Vollausstat-
tung der Streitkräfte mit modernem Gerät 
kurz- und mittelfristig“ nicht möglich 
mache.5

„Verteidigungs“minister Jung begründete 
im Bundestag den erhöhten Finanzbedarf 
der Bundeswehr mit den Auslandseinsät-
zen - insbesondere mit der Beteiligung am 
Krieg in Afghanistan - und mit den Ver-
pflichtungen im Rahmen der NATO und 
der EU. Deutschland ist führend an den 
EU-Battlegroups beteiligt und auch an 
der schnellen Eingreiftruppe der NATO 
(Response Force).

Was die Auslandseinsätze der Bundes-
wehr bislang wirklich gekostet haben, ist 
nirgendwo ausgewiesen. Der Einzelplan 14 
des Bundeshaushaltes („Verteidigungs“etat) 
listet lediglich die sog.  Einsatzbedingten 
Mehrkosten auf. Allein die addieren sich 

in den Jahren 2002 bis 2007 auf rund 6,5 
Mrd. Euro.6

Im Juli 2008 bezifferte der Verteidigungs-
ausschuss des Bundestages die bisherigen 
Kosten des ISAF-Einsatzes in Afghanistan 
auf 2,7 Mrd. Euro. Die Verlängerung des 
Mandates um 14 Monate und die Auf-
stockung der Truppe auf bis zu 4.500 Sol-
daten soll weitere 688 Mio. Euro kosten.7 
Dagegen sind für den zivilen Aufbau bis-
lang lediglich 830 Mio. Euro ausgegeben 
worden, trotz der gegenteiligen Beschwö-
rungen, die alljährlich die Bundestagsreden 
von Kriegsbefürwortern schmücken.

Fakt ist, dass die gesamte Bundeswehr 
auf globale Einsatzfähigkeit umgerüstet 
wird. Dazu gehören auch zentrale, milliar-
denschwere Großvorhaben wie die neuen 
Fregatten, der Militärtransporter A400M 
und eine ganze Palette neuer, gepanzerter 
Fahrzeuge.

Die Marschflugkörper vom Typ MAW 
Taurus sollen 629 Mio. Euro kosten. Dabei 
handelt es sich um eine reine Angriffswaffe, 
deren Einsatz gegen Schiffe im Hafen und 
Flugzeuge am Boden vorgesehen ist.  

Insgesamt listet der Bundeswehrplan 
2009 fast 100 Großvorhaben mit einem 
Gesamtvolumen von rund 89 Mrd. Euro 
auf.8 Die AG Sicherheitspolitik der Frak-
tion Die Linke hat berechnet, dass 2008 
bereits Verpflichtungsermächtigungen der 
Bundesregierung für Rüstungsprojekte im 
Gesamtwert von 59,5 Mrd. Euro bestan-
den.9

Gleichzeitig soll mit dem „Verteidi-
gungs“etat Industriepolitik gemacht 
werden. Bereits im November 2007 wurde 
eine Vereinbarung zwischen Ministerium 
und Rüstungsindustrie geschlossen, die 
eine Definition „unverzichtbarer nationaler 
wehrtechnischer Kernfähigkeiten“ enthält 
und auf den „Erhalt und Ausbau der tech-
nologischen Spitzenstellung der deutschen 
Sicherheits- und Verteidigungsindustrie“ 
orientiert.10 Zu diesen „unverzichtbaren“ 
Rüstungsfähigkeiten gehören die Entwick-
lung und der Bau von Kampfflugzeugen, 
Transportflugzeugen, Hubschraubern, 
Drohnen, Panzer und Panzerfahrzeugen, 
Spionagesatelliten, U-Booten und Über-
wasserkampfschiffen.11 So landet der 

Löwenanteil der Rüstungsmillionen in den 
Kassen eines kleinen, erlauchten Kreises von 
Monopolisten. Dazu gehören die EADS 
(Flugzeuge, Hubschrauber, Lenkwaffen, 
Satelliten), die Panzerbauer Rheinmetall 
und Krauss-Maffei-Wegmann (KMW) und 
der Marinekonzern ThyssenKrupp.  

Zwei Drittel des Beschaffungsetats der 
Bundeswehr kassiert die EADS.12 Und auch 
der Vorstandsvorsitzende von Rheinmetall 
bewertet mit Blick auf die Rüstung „die 
globalen Geschäftsaussichten sehr optimi-
stisch“.13 Allein die Beschaffung des Schüt-
zenpanzers Puma wird rund 4,7 Mrd. Euro 
kosten. Die Gewinne teilen sich Rheinme-
tall und KMW.

Kein Wunder, dass diese staatlich prote-
gierten Monopolisten immer wieder kräftig 
an der Preisschraube drehen. So soll der 
Eurofighter, der Ende der 90er Jahre noch 
mit 13 Mrd. Euro veranschlagt war, nun 
rund 22 Mrd. kosten. In Großbritannien 
will man deshalb die superteuren Vögel 
weiter verkaufen, um den Rüstungshaus-
halt zu entlasten. Als Abnehmer sind Japan, 
Saudi-Arabien und Indien im Gespräch.14

Und auch der Militärtransporter Airbus 
A400M macht Schlagzeilen. Nicht nur, 
dass der Erstflug sich um bis zu zwei Jahre 
verzögern soll, der Preis steigt ebenfalls. 
Spekulationen über Mehrkosten von bis zu 
700 Mio. Euro seien noch zu niedrig, heißt 
es in Branchenkreisen.15

Richtig „fette Brocken“ sind die neuen 
Fregatten der F125-Klasse. Sie sollen u.a. 
Spezialkräfte zu fernen Küsten bringen 
und Landziele von See aus unter Feuer 
nehmen, um dort eigene Bodentruppen 
zu unterstützen. Der Haushaltsausschuss 
des Deutschen Bundestages hat am 20. 
Juni 2007 den Bau von vier Schiffen dieses 
Typs genehmigt. Der Auftrag im Umfang 
von 2,6 Mrd. Euro ging an eine Arbeits-
gemeinschaft aus ThyssenKrupp Marine 
Systems (Hamburg) und der Lürssen Werft 
(Bremen). Es sind solche Waffensysteme, 
die den Inspekteur der Marine, Vizead-
miral Wolfgang Nolting, beflügeln, wenn 
er gegen eine „politisch bestimmte Ver-
fassungsinterpretation“ trommelt, die die 
Möglichkeiten der Marine im internationa-
len Einsatz stark einschränke.16 Er kämpft 
für die „Weiterentwicklung der Marine zur 
Expeditionary Navy“.17 

Längst hat Europa auch militärische 
Ambitionen im Weltraum. So sind Teile 
der Systemarchitektur des Satellitenna-
vigationssystems Galileo „speziell auf die 
Anforderungen der militärischen Nutzung 
ausgelegt“.18 Die EU hat für dieses Pro-
jekt aus dem Budget für Transeuropäische 
Energie- und Verkehrsnetze eine Mrd. Euro 
bereitgestellt. Nachdem Verhandlungen 

Eins ist sicher: der Profit der 
Rüstungsindustrie
Rüstungshaushalt 2009
von Arno Neuber
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mit Privatkonzernen gescheitert sind, stellt 
die EU nun weitere 1,6 Mrd. Euro aus dem 
EU-Landwirtschaftsfonds und 800 Mio. 
aus dem Forschungsetat des Jahres 2008 
zur Verfügung.

Als im Frühsommer ein US-Bericht über 
eklatante Sicherheitsmängel in europä-
ischen Atomwaffenlagern für Aufsehen 
sorgte, beeilte sich insbesondere die CDU 
zu versichern, dass Deutschland nicht auf 
die Teilhabe an Atomwaffen verzichten 
könne. Noch immer sind in Büchel Atom-
bomben gelagert und deutsche Tornado-
Piloten üben ihren Einsatz im Ernstfall. 
Da die Tornados inzwischen in die Jahre 
gekommen sind, will die Bundeswehr ins-
gesamt 85 dieser Flugzeuge modernisieren. 
Darunter auch Modelle, die zum Tragen 
von Atomwaffen ausgelegt sind. Damit 
soll laut „Verteidigungs“ministerium die 
„nukleare Teilhabe“ Deutschlands auch 

„Einsatzbedingter Mehrbedarf“ (in Mio Euro) für Ausland-
seinsätze der Bundeswehr

2009 2010 2011 2012 2013

580 555 555 555 555
Quelle: Bundeswehrplan 2009

Geplante Entwicklung des „Verteidigungs“haushaltes (in 
Mrd. Euro)

2009 2010 2011 2012 2013

30,1 30,5 30,9 31,4 31,9
Quelle: Bundeswehrplan 2009

über das Jahr 2020 hinaus gewährleistet 
werden. Die Bundeswehr lässt sich dieses 
atomare Muskelspiel nach Schätzungen 
jährlich rund 100 Mio. Euro kosten. 

Sieht man sich die globalen Statistiken 
an, ist unschwer zu erkennen, dass es die 
NATO-Staaten sind, die das weltweite 
Rüsten anheizen. Sie sind für rund zwei 
Drittel der globalen Militärausgaben ver-
antwortlich. Die zehn größten Waffenpro-
duzenten der Welt haben alle ihren Sitz in 
den NATO-Staaten. 41 US-Firmen und 
34 westeuropäische Waffenproduzenten 
sorgen für 92 Prozent der weltweiten Deals 
mit Großwaffen.19 Mit „Sicherheitspolitik“ 
hat das alles längst nichts mehr zu tun.

Anmerkungen
1 www.bundesregierung.de
2 Stellungnahme der AG Sicherheitspolitik der 
Fraktion Die Linke zum Verteidigungshaushalt 
2009

Rüstungsinvestitionen (in Mrd. Euro)

2009 2010 2011 2012 2013

5,81 6,14 6,52 6,78 6,92
Quelle: Bundeswehrplan 2009

Militärische Beschaffungen (in Mrd. Euro)

2009 2010 2011 2012 2013

5,06 5,38 5,77 6,15 6,38
Quelle: Bundeswehrplan 2009

3 dto.
4 Europäische Sicherheit 9/2008
5 dto.
6 Stellungnahme …
7 Bundestagsdrucksache 16/10473 vom 
7.10.2008
8 Bundeswehrplan 2009, erlassen vom General-
inspekteur am 10.06.2008
9 Stellungnahme ...
10 www.bmvg.de
11 http://www.geopowers.com/Machte/Deutsch-
land/Rustung/
Rustung 2007/WTKern D.pdf 
12 Handelsblatt, 16.06.2008 
13 dto.
14 FTD, 20.08.2008
15 FTD, 25.09.2008
16 Europäische Sicherheit, 9/2008
17 dto.
18 IMI-Studie 33/2008: „Aus dem All in alle 
Welt – Weltraumpolitik für die Militärmacht 
Europa“
19 SIPRI Yearbook 2008

Heute haben die USA und die EU ein 
Abkommen geschlossen, mit dem sich 
die USA an der EU-Mission EULEX im 
Kosovo beteiligt. Dieses Abkommen ist in 
mehrfacher Hinsicht bisher einmalig und 
politisch hochproblematisch. 

Auch der Rat der Europäischen Union 
weißt auf den besonderen Charakter dieses 
Abkommens hin: „Hierbei handelt es sich 
um einen besonderen Fall, bei dem die 
Vereinigten Staaten an einer zivilen Mis-
sion der Europäschen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik teilnehmen.“ Dies 
war bislang absolut unüblich. 

Die Vereinbarung ist symptomatisch für 
die immer engere Zusammenarbeit zwi-
schen der Europäischen Union einerseits 
und den USA bzw. der NATO andererseits. 
Die immer wieder in Reden beschworene 
Abgrenzung der Europäischen Union von 
der militaristischen US-Politik erweist sich 
damit als immer unwahrer. EU und USA 

agieren immer mehr Hand in Hand in der 
Weltpolitik. 

Die so genannte ‚Rechtsstaatsmission‘ 
EULEX hat bis heute keine Rechtsgrund-
lage. EULEX ist völkerrechtswidrig. 
EULEX steht im offenen Widerspruch zur 
UN-Resolution 1244 vom 10. Juni 1999. 

EULEX soll die einseitige Unabhängig-
keitserklärung des Kosovo absichern, der 
Kosovo wurde bis heute nur von 51 Staa-
ten, darunter nicht einmal allen EU-Staa-
ten, anerkannt. Im Rahmen von EULEX 
sollen 2.000 schwer bewaffnete Polizisten, 
darunter mehrere hundert zur Aufstands-
bekämpfung, entsandt werden. Dazu 
kommen Richter, Gefängnisaufseher und 
Zollbeamte. Zum EULEX-Missionsleiter 
wurde der General und ehemalige Kom-
mandant der KFOR, der Franzose Yves de 
Kermabon, ernannt. Das zeigt, wie weit es 
um den „zivilen“ Charakter dieses ESVP-
Einsatzes bestellt ist.

Die einseitige Anerkennung des Kosovo 
hat den Ost-West-Konflikt angeheizt und 
eine wesentliche Rolle im Georgienkrieg 
im August gespielt. Russland hat mit 
der Anerkennung von Südossetien und 
Abchasien die falsche völkerrechtswidrige 
Politik fortgesetzt, die zuvor von Deutsch-
land, den USA und anderen Staaten mit 
der Anerkennung des Kosovo vorexerziert 
wurde.

Die jetzige Einbeziehung der USA in die 
illegale EU-“Rechtsstaatsmission“ EULEX 
wird die Spannungen weiter verschärfen 
und deutet auf die Bereitschaft zur Eska-
lierung des Konfliktes mit Russland hin.

Statt weiterer Schritte in Richtung Kalter 
Krieg ist die Rückkehr zum Völkerrecht 
dringend erforderlich. EULEX muss sofort 
gestoppt werden.

Tobias Pflüger

Hand in Hand beim Völkerrechtsbruch: EU und USA mit EULEX im Kosovo
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An den Universitäten in Deutschland, 
Österreich und der Schweiz sind männli-
che Studierende im niedrigen einstelligen 
Prozent-Bereich Mitglied in einer Studen-
tenverbindung, auch Korporation genannt. 
Verbindungen sind eine Art von sekundä-
rer Sozialisationsagentur, in der den Mit-
gliedern über Rituale und Hierarchien die 
konservativen Werte aus ihrer Entstehungs-
zeit vermittelt werden. In der Korporier-
ten-Geschichte lässt sich dabei ein enges 
Verhältnis zu Krieg und Armee feststellen, 
das bis heute anhält, wie in diesem Artikel 
dargestellt werden soll. 

Brüder im Geiste 
Korporierte und Soldaten stehen sich von 

der Mentalität oft nicht sehr fern. Beide 
Gruppen besitzen ähnliche Prinzipien 
und Ideale. Schlüsselbegriffe stammen bei 
beiden aus dem  männerbündischen Werte-
kanon und lauten „Ehre“, „Treue“, „Stolz“, 
„Mut“, „Kameradschaft“, „Wehrhaftig-
keit“, „Manneszucht“ oder „Patriotismus“ 
bzw. „Vaterland“, wobei man gegenüber 
dessen Regierungsform kaum eine Präfe-
renz zu haben scheint. Beide propagieren 
eine starke Treue und Disziplin gegenüber 
ihrem Bund oder ihrer Einheit und wenden 
sich damit auch gegen einen aus ihrer Sicht 
„überzogenen Individualismus“. 

Korporierte wie auch Soldaten sind - trotz 
geringer Öffnungstendenzen – weiterhin 
männerbündische Erziehungsanstalten, 
die ihren Mitgliedern Disziplin und „Man-
neszucht“ bzw. „aufrechtes Mannestum“ 
vermitteln. So wundert es nicht, dass bei 
vielen Verbindungen bei einem abgeleiste-
ten Wehrdienst die Fuxen-Zeit, d.h. die 
Mitgliedschaft in einer Korporation auf 
Bewährung, um die Hälfte verkürzt wird.1 
Denn das Mitglied hat schon einen größe-
ren Teil der klassischen Korporierten-Werte 
in der Bundeswehr vermittelt bekommen. 
Bestimmend für das Verbindungsleben ist 
bei so genannten schlagenden Verbindun-
gen das Mensur-Prinzip, also das Fechten 
mit dem scharfen Degen. Es entspricht 
exakt dem selben überkommenen männ-
lichen Tugendkanon, der auch in der 
Bundeswehr vorherrscht. So sind einige 
militärische Ideale und Tugenden auch bei 
den Korporierten zu finden. Besonders gilt 

beides für die extreme Rechte in der Bun-
deswehr und in den Korporationen. Der 
Autor Fabian Virchow schreibt über das 
Ideal der „militarisierten Männlichkeit“ 
in der extremen Rechten: „Über die Ver-
gemeinschaftungsform der von (jungen) 
Männern dominierten extrem rechten 
Cliquen spielt die Idee des Männerbun-
des eine bedeutende Rolle für die extreme 
Rechte. Dieser galt und gilt einem Großteil 
von ihr als Garant für Wehrhaftigkeit und 
nationale Stärke.“2 Dieses in beiden Insti-
tutionen hochgehaltene und tradierte Ideal 
dürfte die nicht geringe Anziehungskraft 
von Bundeswehr und Korporation für die 
extreme Rechte erklären.

175 Jahre Waffenstudententum 
Ein ebenso martialisch wie militaristisch 

anmutendes Korporations-Vokabular, das 
von „Waffenstudenten“, „Waffenring“, 
„Waffenverruf“ oder „Fuxmajor“ spricht, 
weist auf die militärische Herkunft der Ver-
bindungen oder zumindest auf eine große 
Nähe zum Militär hin. Mit der Bezeich-
nung „Militär-Fux“ gibt es sogar einen 
Begriff für ein Verbindungsmitglied, das 
nicht studiert, sondern in der Armee dient. 

Historisch betrachtet sind die Burschen-
schaften und damit ein größerer Teil der 
Studentenverbindungen kurz nach den 
antinapoleonischen Befreiungskriegen im 
Zuge des allgemeinen nationalen Taumels 
entstanden. So soll auch die Mehrzahl der 
leitenden Gründungsmitglieder der Jenaer 
Urburschenschaft im Lützowschen Jäger-
korps gewesen sein.3

Die Wurzeln der Burschenschaft haben 
also ihren Ursprung in einer militärischen 
Freiwilligenorganisation. 

Die Verbindungen zwischen Studenten-
verbindungen und Armee blieben über die 
Jahrzehnte traditionell sehr stark. Beson-
ders nachdem sich der revolutionäre Teil 
der Korporationen nach dem Scheitern 
der Revolution von 1848/49 zum obrig-
keitstreuen akademischen Elitereservoir 
wandelte, stand dem Dienst in der Armee 
nichts mehr im Wege. In der Studentenver-
bindungsgattung Corps sammelten sich im 
Kaiserreich und davor die Adeligen, darun-
ter auch viele Angehörige des preußisch-
protestantischen Militäradels. Vor allem 

nichtkatholische Verbindungen waren also 
auch Träger des preußischen Militarismus. 

Im Ersten Weltkrieg waren Korporierte 
anfangs, vermutlich auch durch ihre tra-
ditionelle anti-französische Einstellung aus 
der Gründungszeit motiviert, besonders 
begeisterte Stürmer und Dränger an die 
Front. In Berichten von korporierten Sol-
daten ist vom Waffengang oder Krieg sogar 
die Rede als „große Mensur“4 und „Feuer-
taufe“. Noch heute pflegt der Dachverband 
„Deutsche Burschenschaft“ (DB) ein Lan-
genmarck-Denkmal und damit auch den 
Langenmarck-Mythos5. Die politisch eher 
gemäßigt-konservative „Deutsche Sän-
gerschaft“ (DS) schafft es sogar in ihrem 
Verbandsorgan, das Langemarck-Geden-
ken mit den heutigen Bundeswehreinsät-
zen zu verbinden: „Die DS gedenkt ihrer 
Gefallenen aus den Jahren 1914/18 mit 
einem Gedenkstein im belgischen Lan-
gemark. Darüber wird aus Anlass des 90. 
Jahrestages des Ausbruchs des I. Weltkrie-
ges berichtet. Heute setzen wieder Soldaten 
unseres Heeres, unserer Luftwaffe und der 
deutschen Marine auf Weisung einer recht-
mäßigen deutschen Regierung ihr Leben 
in Afghanistan, auf dem Balkan und in 
der Straße von Aden ein, während andere 
Deutsche Soldaten Mörder nennen.“6

Insgesamt sollen 16.000 Korporierte im 
ersten Weltkrieg gefallen sein. Nach Kriegs-
ende stellten Korporationsstudenten einen 
großen Teil der rechtsradikalen Freikorps 
und Zeitfreiwilligen, die halfen, im Inneren 
Arbeiteraufstände blutig niederzuschlagen 
oder sich an so genannten „Grenzland-
kämpfen“7 beteiligten. So sollen die, in der 
großen Mehrzahl korporierten, Mitglie-
der des Studenten-Korps Marburg am 25. 
März 1920 in Mechterstädt (Thüringen) 
an der Erschießung von 15 Arbeitern teil-
genommen haben. Diese Morde standen 
im Zusammenhang mit dem antidemokra-
tischen „Kapp-Putsch“, der die Weimarer 
Demokratie beseitigen sollte. Auch im vom 
„AK Clubhausia“ zusammengestellten Son-
derheft „Metzelsuppe“ und in dem Buch 
„Arbeitertübingen“8 wird die Teilnahme 
von Tübinger Verbindungsstudenten an 
Massakern bei der Niederschlagung der 
Münchner Räterepublik dokumentiert.9

Heute: Bleibende Nähe 
Bis heute existiert ein gutes Verhältnis 

zwischen beiden männerbündischen Sozia-
lisationsagenturen: vielen Studentenverbin-
dungen und der Armee. Im Dachverband 
„Deutsche Burschenschaft“ (DB) mit 
deutschnationalem Grundverständnis sind 
Zivildienstleistende zumeist von vornherein 
von der Mitgliedschaft ausgeschlossen. Die 
dominierende völkisch-radikale DB-Frak-

Stahlhelm und Schmisse
Über das Verhältnis Korporierter zu Armee und Krieg 
von Lucius Teidelbaum
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tion „Burschenschaftliche Gemeinschaft“ 
sieht die „Wehrdienstverweigerung“ als 
ihrer Organisation grundsätzlich „wesens-
fremd“ an.10 So wundert es nicht, dass 
während des akademischen Festkommerses 
auf dem Burschentag 2007 die deutschna-
tionalen Burschenschafter des Dachverban-
des „Deutsche Burschenschaft“ der drei in 
Afghanistan gestorbenen deutschen Solda-
ten gedachten. Einige Korporierte wollen 
aber auch nach dem Armeedienst ihr Trai-
ning an der Waffe nicht missen, und von 
rechtsextremen Burschenschaften wie der 
„Germania Hamburg“ sind sogar Berichte 
über Wehrsport-Übungen an die Öffent-
lichkeit gelangt.11

So mancher politisch weit nach Rechts 
gerückter (Ex-)Militär erscheint als Referent 
auf den Verbindungshäusern. Besonders 
beliebt sind der wegen seiner Unterstützung 
des antisemitischen Bundestagsabgeord-
neten Martin Hohmann entlassene KSK-
General a.D. Reinhard Günzel oder der 
Geschichtsrevisionist Generalmajor a.D. 
Gerd Schultze-Ronhof. Beide Referenten 
heroisieren kritiklos die Wehrmacht und 
loben gerne einmal deren Kampfkraft.12 

Zwischen Sonnwendfeiern, Julfesten und 
Ostpreußenabenden finden sich bei den 
Burschenschaften der DB immer wieder 
Reservistenkneipen,  Unteroffiziersbälle 
und Themenabende zu militärischen Fragen 
(z.B. der Germanenabend der Germania 
Hamburg am 03.07.2007 zur „Geschichte 
und Zukunft des Eisernen Kreuzes“13). So 
traten im Sommersemester 2007 am 2. Mai 
der Generalmajor a.D. und Geschichtsre-
visionist i.D. Gerd Schultze-Rhonhof bei 
der Burschenschaft „Normannia Nibelun-
gen“ in Bielefeld zum Thema „Der Krieg, 
der viele Väter hatte“ auf.14 Für den 3. Mai 
2008 um 20 Uhr war der Brigadegeneral 
a.D Reinhard Günzel bei der „Prager Bur-
schenschaft Teutonia“ in Regensburg mit 
dem Thema „Die Transformation der Bun-
deswehr – von der Verteidigungsarmee zur 
Interventionsarmee“ angekündigt.15 Bei der 
Münchener Burschenschaft „Arminia-Rhe-
nania“ war am symbolträchtigen 8. Mai 
der emeritierte Professor Franz W. Seidler 
von der Münchner Bundeswehruniversität 
für den Vortrag „Die westalliierten Kriegs-
verbrecherprozesse 1945 bis 1953“ ange-
kündigt.16 Seidler war bereits Referent bei 
zahlreichen weiteren rechten Vereinen, dar-
unter auch bei der Hamburger Burschen-
schaft Germania und bei den Bogenhauser 
Gesprächen der Burschenschaft „Danu-
bia“. Am 15. Mai wiederum trat der bereits 
erwähnte Günzel bei der Burschenschaft 
„Ghibellinia zu Prag“ in Saarbrücken als 
Referent auf.17 

Eindrücklich demonstriert wurde die 

Nähe von Burschenschaft und Bundeswehr 
1998 ebenfalls, als die rechtsextreme „Freie 
Deutsche Sommerakademie“ und die 
standortlose Burschenschaft „AFV! Rugia 
Karlsbad“ an der TU Dresden ihr zweites 
Winterkolleg veranstaltete. Vor Neonazis 
und deutschnationalen Burschenschaftern 
sprach der General a.D. Franz Uhle-Wett-
ler, selbst ein Burschenschafter, der äußerst 
rechtslastige Professor Franz W. Seidler und 
Michael Kaiser, der CSU-Fraktionschef in 
Nürnberg, der über seinen Bundeswehr-
einsatz in Ruanda sprach. Eröffnet wurde 
die ganze Veranstaltung von Hans-Ulrich 
Kopp, Alter Herr der Burschenschaft 
„Danubia“.18

Die Nähe von rechten Militärs und 
„Deutscher Burschenschaft“ dokumentiert 
sich ebenfalls gut in der Autorenschaft in 
dem DB-Organ „Burschenschaftliche Blät-
ter“. In der Ausgabe 1/1998 zum Thema 
„Die Zukunft der Bundeswehr“ waren 
Heinz Karst, Günter Kießling („Germania 
Bonn“) und Franz Uhle-Wettler u.a. als 
Autoren vertreten.19 In der Ausgabe 4/2000 
zum Schwerpunkt „Die Wehrmacht“ 
griffen wiederum Günter Kießling und 
Franz Uhle-Wettler sowie Franz W. Seidler 
zur Feder.20 Dass die Berliner Burschen-
schaft „Thuringia“ in der rechtsextremen 
Deutschen Militärzeitschrift Nr. 49 um 
Nachwuchs warb, ist da nur ein weiterer 
Mosaikstein im Gesamtgefüge.

Doch nicht nur die „Deutsche Bur-
schenschaft“, auch der zweitgrößte pflicht-
schlagende Dachverband, der „Coburger 
Convent“, machte mit verklärender Lob-
hudelei auf Hitlers Wehrmacht von sich 
Reden. So nannte Dieter Wiebecke, ein 
Alter Herr der „Mecklenburgia Rostock“, 
dem damals im „Coburger Convent“ vor-
sitzenden Mitgliedsbund, auf dem Pfings-
convent 1993 den Vormarsch der deutschen 
Invasionsarmee unter Feldmarschall Paulus 
bis nach Stalingrad einen „Opfergang“, sah 
darin einen „ethischen Wert und die bei-
spiellose Hingabe und Opferbereitschaft 
der Deutschen Wehrmacht“ und vermisste 
bei der „heutigen Generation nur ein bis-
schen von dem Idealismus“.21 

Anschluss vor Ort 
Interessant ist es, einmal zu schauen, ob 

sich unter den 3.000 Studierenden der 
beiden Bundeswehr-Universitäten (Ham-
burg, München) auch Korporierte finden.

Studierenden der Bundeswehr ist es nicht 
verboten, einer Studentenverbindung bei-
zutreten, für sie gilt lediglich ein Mensur-
Verbot. Fündig wird man für München bei 
der Burschenschaft „Elektra Teplitz“, zu 
der sich auf der Homepage des Dachver-
bandes „Deutsche Burschenschaft“ Folgen-

des findet: „Die Aktiven der letzten Jahre 
waren überwiegend Studenten der Fach-
hochschule München und der Universität 
der Bundeswehr in Neubiberg.“22 Weiter 
wird geschrieben: „Wir bekennen uns zu 
den Grundwerten der Deutschen Bur-
schenschaft, zu unserer sudetendeutschen 
Heimat sowie zur waffenstudentischen 
Mensur.“ Auf ihrer eigenen Homepage 
steht in der Rubrik „Geschichte“: „Am 
30. Lenzing (März) 1990 kam es wieder 
zur Reaktivierung der Elektra. Gleichzeitig 
konnten 6 Fuxen von der Universität der 
Bundeswehr rezipiert werden.“23

Die „Elektra Teplitz“ darf, wie bereits in 
den Zitaten erkennbar, an ihrer Germanen-
tümlerei, Verwendung des germanischen 
Monatsnamens, und Sudetendeutschtüm-
lerei im extrem rechten Bereich verortet 
werden. Da überrascht es nicht, dass man 
bereits per Anzeige im rechtsextremen Tra-
ditionsblatt „Nation&Europa“ auf Nach-
wuchssuche ging.24 Ebenso verwundert es 
kaum, dass die Elektra innerhalb der DB 
der radikal-völkischen Fraktion der  „Bur-
schenschaftliche Gemeinschaft“ angehört. 

Auch die ebenfalls in München ansäs-
sige Burschenschaft „Arminia Rhenania“ 
bemüht sich auf ihrer Homepage um Bun-
deswehr-Studenten: „Du bist/wirst Offizier 
und würdest auch gerne ein Verbindungs-
student werden? Warum nicht! Auf unse-
rer Seite versuchen wir ein wenig über uns 
zu informieren. Speziell geht immer das 
Gerücht um, ein Offizier(sanwärter) dürfte 
nicht bei einer Studentenverbindung aktiv 
werden, es sei sogar verboten. […]

Solltest Du noch Fragen haben, dann 
kannst Du gerne bei uns nachfragen. […]

Haben wir Dein Interesse geweckt? Dann 
melde Dich einfach bei uns.“ 25

Doch den zukünftigen Bundeswehr-
Kadern kann zuviel offenes Engagement in 
einer rechten Studentenverbindung auch auf 
die Füße fallen. So wurde am 02.08.2002 
Mario S., Sprecher der Münchner Bur-
schenschaft „Elektra Teplitz“ und Oberst-
leutnant der Bundeswehr in München, 
wegen revisionistischer und antisemitischer 
Äußerungen zu einer Bewährungsstrafe ver-
urteilt.26 Der Bundeswehrgeheimdienst soll 
zudem gegen weitere Offiziersanwärter der 
Münchner Burschenschaft wegen Verbrei-
tung rechtsextremen Gedankengutes ermit-
telt haben. In Hamburg dürfte die dortige 
Bundeswehr-Universität ein ähnliches 
Rekrutierungsfeld für die Burschenschaft 
Germania bilden wie München für die 
Elektra. Laut unbestätigten Beobachtungen 
wirbt die Germania an der Bundeswehr-
Universität für ihre Veranstaltungen27 und 
die auch aus dem Umfeld der Germania 
entstandene rechtsradikale „Gruppe 146“ 
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konnte 1990 in den Räumen der Universi-
tät einen Vortrag veranstalten.

Auch andernorts ist die Nähe zu Heer und 
organisierten Rechtsextremismus gegeben. 
In Österreich, wo deutschnationale Waf-
fenverbindungen die rechtsextreme Volks-
partei FPÖ dominieren, wird in diesen 
Reihen unter Bezug auf die Männlichkeit 
ein gutes Verhältnis zum österreichischen 
Bundesheer gepflegt.28   

Fazit
Insgesamt besteht zwischen schlagenden 

Verbindungen, insbesondere den Bur-
schenschaften, und der Bundeswehr ein 
beständiges und festes Band. Dadurch wird 
auch rechtskonservatives Gedankengut im 
Offiziers-Corps am Leben gehalten. Auf 
der anderen Seite fungieren Studentenver-
bindungen durch ihre traditionelle Nähe 
als die Waffenschmieden der Bundeswehr-
hochschulen, wo u.a. durch entsprechende 
öffentliche Vorträge militaristisches Gedan-
kengut unter Akademikern gestreut wird.
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Offensichtlich will die Bundesregierung 
sich mit einem sehr umfangreichen Kon-
tingent am beschlossenen EU-Militärein-
satz Atalanta beteiligen, es ist von ca. 1.400 
Soldaten die Rede. Neben der geplanten 
Fregatte will der deutsche Militärminister 
Franz-Josef Jung nun auch „Sicherungs-
kommandos“ auf Frachtern deutscher 
Reeder abstellen, ein Plan, der die Situa-
tion vor Ort enorm eskalieren wird.

Das Problem der Piraterie ist in weiten 
Teilen hausgemacht. Die österreichische 
Zeitung „Die Presse“ bringt es auf den 
Punkt: „Nutzen wird dieser Einsatz am 
Horn von Afrika nach Expertenangaben 
zugleich auch hunderten illegal operieren-
den Fisch-Trawlern aus der EU, Russland 
und Asien. Mit ihren Raubzügen nach dem 
Kollaps des somalischen Staates 1991 aber 
hatten diese Fischereiboote entscheidend 
zur Ausbreitung der Piraterie beigetragen: 

Arbeitslos gewordene somalische Fischer 
wurden damals zu Seeräubern, um ihren 
Lebensunterhalt zu sichern.“ 

Not tun deshalb Sanktionen gegen hoch-
industrialisierte Fischereischiffe, die bis 
weit innerhalb der somalischen 12 Meilen 
Zone illegal die reichen Fischgründe Soma-
lias abgefischt haben und nach wie vor 
abfischen. Hier ist die Europäische Union 
gefordert, handelt es sich doch nicht selten 
um Schiffe aus der EU oder unter „Bil-
ligflaggen“ laufende Schiffe in Besitz von 
EU-Bürger/innen. 

In Somalia selbst läuft - während alles 
auf die Piraten vor der somalischen Küste 
schaut - eine humanitäre Katastrophe 
großen Ausmaßes. Seit äthiopische Trup-
pen in Somalia einmarschiert sind, unter-
stützt von US-Truppen und sanktioniert 
vom UN-Sicherheitsrat, sind aufgrund 
der Kämpfe und der unerträglichen Situa-

tion vor Ort Millionen Menschen auf der 
Flucht und tausende Menschen getötet 
worden. 

 Um was es bei der Entsendung der ganzen 
Kriegsschiffe von NATO, EU, Russland 
u.a. in die Region geht, ist wesentlich auch 
die militärische Absicherung des Welt-
handels, nicht selten unter Verletzung der 
Souveränität der Staaten vor Ort. 

 In Deutschland wird mit dem Piratenein-
satz ganz „en passant“ die klare Trennung 
zwischen Militär und Polizei aufgehoben. 
Sollen jetzt Piraten durch Militärs „festge-
nommen“ werden? 

 Der geplante EU-Militäreinsatz ATA-
LANTA löst keines der Probleme vor Ort, 
er schafft neue Probleme und bedeutet eine 
weitere Militarisierung der EU-Politik und 
ist deshalb klar abzulehnen.

Tobias Pflüger

EU-Einsatz ATALANTA gegen Piraten ist auch ein Militäreinsatz zur 
Absicherung wirtschaftlicher Interessen
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Die globalen Militärinterventionen und 
der angestrebte Einsatz im Inland zwingen 
die Bundeswehr dazu, neuen Nachwuchs zu 
rekrutieren. Kein leichtes Unterfangen – ist 
die Popularität der Bundeswehr durch den 
gefährlichen Einsatz in Afghanistan doch 
auf einem Tiefststand. Umso aggressiver 
ringt die Armee nach neuen RekrutInnen 
– ohne Skrupel und Moral.

Beispiel: SPIESSER
Der SPIESSER ist eine kostenlose Jugend-

zeitschrift aus Dresden und wurde 1994 
gegründet. Seit September 2007 erscheint 
der SPIESSER bundesweit an über 19.000 
Schulen, Jugendeinrichtungen, Berufsin-
formationszentren und anderen Orten an 
denen sich Jugendliche aufhalten. Die Zeit-
schrift richtet sich an Jugendliche im Alter 
von 14 – 22 Jahren und hat eine Gesamtau-
flage von mittlerweile 1 Million Exempla-
ren1. Damit gehört der SPIESSER zu einem 
der auflagenstärksten Medien für Jugendli-
che in Deutschland. Dies weiß anscheinend 
auch die Bundeswehr. So warb sie gleich in 
drei aufeinander folgenden Ausgaben der 
fünfmal jährlich erscheinenden Jugendzeit-
schrift für sich. Hinzu kam eine kleinere 
Anzeige in einem SPIESSER-Spezial zur 
April-Ausgabe.

Erstmals erschien im SPIESSER vom Juni 
2007 – damals noch mit einer Auflage von 
rund 300.000 Exemplaren – eine ganzsei-
tige Anzeige der Bundeswehr2. Unter der 
bunten Überschrift „Gratis abonnieren & 
iPod gewinnen“ warb die Armee für ein 
kostenloses Abonnement der „infopost“ 
– das kostenlose Jugendmagazin der Bun-
deswehr. Die Anzeige umfasste daher auch 
einen Bestellcoupon zum Ausfüllen und 
Ausschneiden. Als Anreiz zum Abonnement 
dient die Teilnahme an einem Gewinnspiel 
um 20 Mp3-Player (iPod).

In der nächsten Ausgabe des SPIESSER 
– September 2007 – warb die Bundeswehr 
ebenfalls mit einer ganzseitigen Anzeige. 
Diesmal jedoch nicht für die „infopost“, 
sondern ohne Umwege für die „Karriere in 
der Bundeswehr“.3 Neben mehreren Fre-
gatten und Marine-Soldaten ist auch ein 
Marine-Hubschrauber zu sehen. Den Vor-
dergrund bildet ein Bundeswehr-Matrose. 
„Eines vorweg: Unsere Auswahlkriterien sind 

genauso anspruchsvoll wie die späteren Ein-
sätze. Wir suchen junge Frauen und Männer, 
die absolute Leistung bringen und Verantwor-
tung übernehmen. Sie gehören dazu? Dann 
bewerben Sie sich jetzt“, heißt es in der 
Anzeige. Neben einer Website-Adresse ist 
auch die Nummer der „Karriere-Hotline“ 
angegeben.

Eine ähnliche Bundeswehr-Anzeige folgte 
in der SPIESSER-Ausgabe vom November 
2007.4 Text und Layout blieben erhalten, 
nur die Bilder zeigten diesmal nicht die 
Marine, sondern einen CH-53 Transport-
hubschrauber mit ISAF-Aufschrift5 in einer 
kargen Landschaft – wohl Afghanistan 
– und ein Geländefahrzeug mit KFOR-
Schriftzug.6 Im Vordergrund diesmal eine 
Soldatin und ein Soldat des Heeres. Die 
Werbung zielt also explizit auf einen Ein-
satz der RekrutInnen im Ausland ab.

Für das kostenlose Abonnement der 
„infopost“ warb die Bundeswehr abermals 
im SPIESSER vom April 2008. Diesmal 
allerdings nicht direkt im Heft, sondern 
im SPIESSER-Spezial – einer Beilage 
zum Thema Technik und Ausbildung.7 
Die bunte Anzeige ähnelt derjenigen in 
der Ausgabe vom Juni 2007. Es werden 
Ebenfalls mehrere Mp3-Player unter den 
AbonnentInnen verlost – ein Lockmittel. 
Die Bundeswehr-Werbeanzeige umfasst im 
Gegensatz zu den vorherigen aber nur eine 
halbe Seite – werden der Armee die Anzei-
gen zu teuer?

Immerhin ergibt ein Blick in die Anzei-
genpreisliste des SPIESSER, dass die Bun-
deswehr für die vier Anzeigen bisher weit 
über 100.000 Euro bezahlt haben muss. 
Teure Bundeswehr-Werbung für junge 
Menschen in Massenmedien ist keine Sel-
tenheit mehr.

Bundeswehr-Werbung in Jugendmedien
Auch in anderen Printmedien für junge 

Menschen wirbt die Armee. Hier sei bei-
spielsweise das Informationsheft der Zen-
tralstelle für die Vergabe von Studienplätzen 
(ZVS) für das Wintersemester 2008/2009 
genannt, in dem die Bundeswehr ganzsei-
tig für ein „Studium mit Gehalt“ an einer 
Bundeswehr-Universität warb – gerade an 
AkademikerInnen fehlt es dem Militär. 
Auch im Studien- und Berufswahlbuch 

2005/2006 der Bundesagentur für Arbeit 
warb die Armee auf zwei Seiten mit „7 
gute[n] Gründe[n], Offizier zu werden“.

Ein Höhepunkt der Bundeswehr-Wer-
bung ist mit Sicherheit die Kooperation mit 
der Wochenzeitung DIE ZEIT. Dort ist die 
Armee im Onlineangebot schon „Partner“ 
im Ressort „ZEIT Campus“, das sich an 
(angehende) StudentInnen richtet.8 Dies 
drückt sich an einer „Partneranzeige“ und 
weiteren Bundeswehr-Anzeigen auf der 
Website aus. Auch die Rückseite der ZEIT-
Beilage „Chancen“ vom 2. Oktober 2008 
soll mit einer Bundeswehr-Anzeige gespickt 
gewesen sein.

Die Bundeswehr wirbt auch verstärkt 
im Radio – beispielsweise auf dem WDR 
Radiosender Einslive9, dem Sender mit 
der jüngsten Hörerschaft in NRW. Auch 
im Radio Fritz, dem Jugendsender von 
Rundfunk Berlin-Brandenburg (RBB), soll 
die Bundeswehr schon seit einigen Jahren 
für sich werben. In einem Spot wird bei-
spielsweise für eine Ausbildung zum Pilot 
bzw. zur Pilotin mit nebenher laufendem 
Studium an einer Bundeswehr-Universität 
geworben.

Selbst im Kino buhlt die Bundeswehr 
in Werbespots um Sympathien und neue 
RekrutInnen.

Bundeswehr-Marketing ohne Skrupel
Das Marketing der Bundeswehr zur 

Gewinnung von SympathisantInnen und 
neuen RekrutInnen umfasst zwei Wege: 
Zum einen organisiert die Bundeswehr 
eigene (Werbe-) Veranstaltungen wie „Kar-
riereTreffs“10, Bw-Olympix11, Messestände12 
und Konzerte der Bundeswehr BigBand13 
und gibt ihre eigene Jugend-Werbezeitung 
„infopost“ heraus. Zum andern positioniert 
die Bundeswehr immer häufiger Werbung 
in zivilen Massenmedien – insbesondere 
Jugendmedien.

Dabei schreckt Sie nicht davor zurück, 
auch offensiv um die Gunst Minderjähriger, 
die nicht im wehrdienstfähigem Alter sind, 
zu buhlen. Mit Mp3-Player-Gewinnspielen 
verführt die Armee die jungen LeserInnen 
zu einem Abo der Bundeswehr Propaganda-
Zeitschrift „infopost“. Lachende Soldaten 
und die auf viele Jugendliche anziehend 
wirkende (Militär-) Technik zeichnen ein 
vollkommen falsches Bild vom Dienst an 
der Waffe, insbesondere vom Einsatz im 
Ausland. Oftmals wird ein kostenloses Stu-
dium an einer Bundeswehr-Hochschule als 
Anreiz für die jungen Menschen beworben 
– und zugleich die Realität verschwiegen. 
Kein Wort von lebensgefährlichen Aus-
landseinsätzen und dem Einsatz von Waffen 
gegen andere Menschen.

Natürlich muss die Bundeswehr der Groß-

Skrupellos: 
Bundeswehr-Marketing in 
Jugendmedien
von Michael Schulze von Glaßer
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teil der Kritik treffen. Doch auch die Betrei-
berInnen von Jugendmedien stehen in der 
Verantwortung, die jungen Menschen vor 
dem Militär zu schützen. Profitinteres-
sen dürfen der Moral und Verantwortung 
gegenüber den jungen Menschen nicht wei-
chen. Dies hat insbesondere der SPIESSER 
verkannt und mit der Veröffentlichung der 
zahlreichen Bundeswehr-Anzeigen sein 
eigenes Redaktionsstatut hintergangen:

§1 - [...] Die Redaktion lehnt Gewalt als 
Mittel zum Erreichen sozialer, politischer oder 
gesellschaftlicher Ziele ab.

§3 Werbe- und Kooperationspartner müssen 
zum inhaltlichen Anspruch und den Redak-
tionsprinzipien (§1) von SPIESSER passen. 
Werbung für Produkte und Dienstleistungen, 
die sich ausschließlich an volljährige Leser 
richtet (Beispiel: Alkohol- und Zigarettenwer-
bung) werden im SPIESSER nicht veröffent-
licht.14

Auch die KinobetreiberInnen und Radio-
stationen stehen in der Pflicht, nicht für die 
Armee zu rekrutieren. Das WDR (Einslive) 
versuchte sich auf Anfrage aus der Affäre zu 
ziehen und verwies auf die verantwortliche 
Düsseldorfer Werbeagentur Zenithmedia 
GmbH – dass die Medien unmoralisch 
handeln, scheint ihnen bewusst zu sein. 
Die SPIESSER-Redaktion hat auf bereits 
im Juli 2008 gestellte Fragen bezüglich der 
Armee-Werbung trotz mehrmaligen Nach-
hakens bis heute nicht geantwortet.

Ob durch das kostspielige Bundeswehr-
Marketing neue RekrutInnen für die Armee 
gewonnen werden, bleibt indes nur Speku-
lation, die Armee hält sich bezüglich ihrer 
Marketing-Strategie und deren Erfolge sehr 
bedeckt. Allein der Effekt auf alle erreich-
ten Jugendlichen – dass die Bundeswehr 
überhaupt ins Bewusstsein der jungen 
Menschen gerufen wird – ist jedoch nicht 
zu unterschätzen. Immerhin fehlt es der 
Armee heute oft an Popularität. Da lohnt 
es sich, früh ein positives Bild der Armee in 
den Köpfen junger Menschen zu verankern 
– die Moral gegenüber den jungen Men-
schen bleibt auf der Strecke.

Anmerkungen
1 www.media.spiesser.de
2 SPIESSER #114 – Juni 2007, S.37.
3 SPIESSER #115 – September 2007, S.27.
4 SPIESSER #116 – November 2007, S.27.
5 ISAF (International Security Assistance Force) 
ist die Bezeichnung der Militärmission in Afgha-
nistan unter NATO-Führung und deutscher 
Beteiligung.
6 KFOR (Kosovo Force) ist die Bezeichnung der 
Militärmission im Kosovo unter NATO-Füh-
rung und deutscher Beteiligung.
7 SPIESSER #118 – April 2008, Spezial „Tech-
nik zum Anbeißen“, S.9.
8 www.zeit.de/campus/index, zuletzt geguckt am 
14. Oktober 2008
9 Einslive (1Live), beispielsweise am 16. Septem-
ber 2008 im Werbeblock um 16.56 Uhr
10 Seit Jahren tourt die Bundeswehr mit ihrem 

„KarriereTreff“ durch die Bundesrepublik; der 
„KarriereTreff“ besteht aus einem begehbaren 
Sattelschlepper, einer Kletterwand, einem mobi-
len Kino, einer Funsport-Einrichtung und einer 
Bühne; optional werden verschiedene Bundes-
wehr-Gerätschaften (z.B. Feldjäger-Motorräder 
oder Panzer) zu den Veranstaltungen an Schu-
len, bei Sportfesten oder in Fußgängerzonen 
hinzugezogen.
11 Die Bw-Olympix (Bundeswehr-Olympiade) 
sind eine alle zwei Jahre stattfindende kostenlose 
Sportveranstaltung für rund 1000 Jugendliche 
in der Bundeswehr Sportschule im westfälischen 
Warendorf; neben den Sportstätten, auf denen 
die Wettkämpfe ausgetragen werden, finden dort 
auch Wehrdienstberatungen statt; Panzer, Hub-
schrauber und andere militärische Gerätschaften 
stehen zum Beschauen auf dem Gelände.
12 Die Armee besitzt gleich mehrere Messestände 
und ist damit auf zahlreichen Jobmessen vertre-
ten; auch hier wird optional militärisches Gerät 
mitgeführt.
13 Die Konzerte der Bundeswehr BigBand werden 
meist von einem Infomobil begleitet, in dem 
Wehrdienstberatungen stattfinden; Hauptzweck 
der Bundeswehr-BigBand ist jedoch die Gewin-
nung von Sympathie in der Bevölkerung, Kon-
zerte werden meist pompös aufgezogen und 
finden weniger bei Jugendlichen als viel mehr 
bei älteren Menschen Anklang
14 http://www.spiesser.de/default.aspx?ID=4401, 
zuletzt geguckt am 15. Oktober 2008

Sorgt für ein positives Bild der Armee - früher Umgang mit der Waffe
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Kleinkinder schlüpfen beim Spielen gerne 
in die Rolle von Erwachsenen, mimen 
Cowboys oder Polizisten, hantieren mit 
Spielzeugsoldaten oder mit Actionfiguren, 
die über allerlei Waffen und Funktionen 
verfügen. In der Psychologie wird dieses 
Verhalten oft mit der Ohnmacht erklärt, 
welche die Kinder angesichts der langsam 
über sie hereinbrechenden Realität emp-
finden. Diese Ohnmacht wird im Spiel 
durch Allmachtsphantasien verarbeitet. 
Ohnmachtsgefühle können aber auch 
Erwachsene überkommen, angesichts der 
Bilder von Krieg, Verstümmelung und 
systematischer Vergewaltigung, die alltäg-
lich sichtbar gemacht werden. Diese Ohn-
macht hat jüngst wahrscheinlich auch der 
Menschenrechtsbeauftragte einer christ-
lichen Organisation bei einem Besuch in 
Ruanda und der Demokratischen Republik 
Kongo verspürt, in dessen Rahmen er sich 
auch mit vergewaltigten Frauen unterhielt, 
die in der ostkongolesischen Provinzhaupt-
stadt Goma behandelt wurden. Nach seiner 
Rückkehr bat er im Namen seiner Orga-
nisation Außenminister Steinmeier „sich 
gegenüber dem Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen für eine sofortige Stärkung und 
Aufstockung der UN-Friedenstruppen ein-
zusetzen. Dabei sollte das robuste Mandat 
der Monuc in vollem Umfang ausgeschöpft 
und die Truppen in die Lage versetzt 
werden, die Zivilbevölkerung wirkungsvoll 
zu schützen.“1 

Unter der Hand wird in EU-Sicherheits-
kreisen schon seit über einem Jahr, seit die 
Kämpfe zwischen den Milizen Nkudas 
und der offiziellen Armee der DR Kongo 
das letzte Mal eskalierten, ein weiterer EU-
Einsatz am Kongo erwogen. Eine entspre-
chende Anfrage und ein entsprechender 
Beschluss des UN-Sicherheitsrat lassen sich 
jederzeit einholen - die Strukturen hierfür 
sind zwischen dem UN Departement für 
Peacekeeping Operations und dem Politi-
schen und Sicherheitspolitischen Komitee 
der EU im Rahmen der vorangegangenen 
EU-Einsätze in der DR Kongo entstan-
den.2 Nun hat Frankreichs Außenminister 
Bernard Kouchner vorgeschlagen, eine EU-
Battlegroup in das Land zu entsenden. Ob 
dieser Einsatz zu Stande kommt, wird nicht 
von humanitären Erwägungen abhängen, 

sondern davon, was sich die EU und ihre 
Mitgliedstaaten diesmal von einem solchen 
Einsatz an strategischem Gewinn erwarten. 
Die bisherigen Einsätze der EU in Afrika 
dienten vor allem der Erprobung neuer 
logistischer Fähigkeiten und des neuen Ein-
satzkonzeptes der Battlegroups und haben 
die Situation in Zentralafrika nicht ver-
bessert. Doch die Ohnmacht der Mitfüh-
lenden wird auch über den Zweck, solche 
teuren Manöver zu rechtfertigen, hinaus 
instrumentalisiert. Zum Beispiel, um ein 
Recht auf Intervention durch die Groß-
mächte im Völkerrecht als „Verantwortung 
zum Schutz“ zu verankern. Diese wird 
zunächst in theoretischer Hinsicht kritisiert 
und anschließend in praktischer Hinsicht 
als nicht umsetzbar beschrieben.

Eine „Verantwortung zum Schutz“?
Die populärsten Bilder, welche nicht 

nur die Ohnmacht jedes und jeder Ein-
zelnen, sondern auch der „Internationa-
len Gemeinschaft“ in ihren bisherigen 
Friedenseinsätzen demonstrieren, sind 
der Völkermord in Ruanda 1994 und das 
Massaker von Srebrenica von 1995, die 
jeweils mehr oder weniger unter den Augen 
von UN-Friedenstruppen stattfanden. Die 
UNAMIR in Ruanda hatte jedoch kein 
Mandat zum bewaffneten Einsatz außer 
zur Selbstverteidigung, die UNPROFOR-
Soldaten in Bosnien hingegen fielen selbst 
in die Hand der serbischen Truppen, wes-
halb sich die NATO nicht zu Luftangriffen 
gegen diese durchringen wollte.3 Erst seit 
1999 sind fast alle UN-Einsätze mit einem 
„robusten“ Mandat nach Kapitel VII der 
UN-Charta zum Schusswaffengebrauch 
jenseits der Selbstverteidigung ermächtigt, 
das auch den Schutz der Zivilbevölkerung 
umfasst - ohne dass jedoch klar wäre, was 
dies im konkreten Falle bedeutet. Eine 
Neudefinition des Völkerrechts war hier-
für nicht von Nöten. Dennoch stellte Kofi 
Annan vor der UN-Vollversammlung 2000 
das ihm zugrunde liegende Souveränitäts-
prinzip in Frage, indem er die Bilder von 
Ruanda und Srebrenica beschwor: „Wenn 
humanitäre Intervention tatsächlich einen 
inakzeptablen Anschlag auf das Souveräni-
tätsprinzip darstellt, wie sollen wir dann auf 
ein Ruanda, auf ein Srebrenica reagieren - 

auf schwere und systematische Menschen-
rechtsverletzungen, die jegliches Prinzip 
unserer gemeinsamen Menschlichkeit tan-
gieren?“4 

Daraufhin gründete die kanadische Regie-
rung eine „Expertengruppe“, welche das ver-
meintliche Dilemma zwischen dem Gebot 
der Nicht-Intervention und der Verantwor-
tung der Internationalen Gemeinschaft, 
Massaker und Völkermorde zu verhindern, 
untersuchen sollte und feststellen wollte, 
„wann - wenn überhaupt - es für Staaten 
angemessen ist, Zwangs- und insbeson-
dere militärische Maßnahmen gegen einen 
anderen Staat zu ergreifen, um gefährdete 
Menschen in diesem anderen Staat zu schüt-
zen.“5 Der Abschlussbericht der Kommis-
sion trug den Titel „The Responsibility to 
Protect“ („Die Verantwortung zum Schutz“, 
R2P) und wurde Ende 2001 veröffentlicht. 
Diese Verantwortung zum Schutz soll ein 
neues Souveränitätsverständnis etablieren 
und damit das Interventionsverbot aushe-
beln, ohne dass die UN-Charta in ihrem 
Wortlaut geändert werden müsste. Dem-
nach sei es die Aufgabe aller Staaten, ihre 
Bürger vor Menschenrechtsverletzungen zu 
schützen. Können oder wollen die Staaten 
Massaker, „ethnische Säuberungen“ oder 
systematische Menschenrechtsverletzungen 
an ihrer Bevölkerung nicht verhindern, so 
ginge diese Verantwortung an die „interna-
tionale Gemeinschaft“ über. Eine humani-
täre Intervention sei dann auch ohne eine 
Gefährdung des Weltfriedens und im Zwei-
felsfall auch ohne Zustimmung des UN-
Sicherheitsrates legitim, da sie nicht gegen 
das Prinzip der Nicht-Einmischung ver-
stoße. Denn dem betreffenden Staat wird 
seine Souveränität schlicht aberkannt.

Auch wenn diese Argumentation in poli-
tischen und wissenschaftlichen Publikatio-
nen gerne als „elegant“ beschrieben wird 
und nach Ansicht einiger Regierungen 
- u.a. der deutschen - bereits als „völker-
rechtliche Lehre“ gilt,6 so ist sie komplett 
falsch! Sie geht erstens von einem völlig 
falschen Begriff der Menschenrechte aus, 
denn Menschenrechte sind in erster Linie 
als Schutzrechte vor dem Staat und seinem 
Handeln zu verstehen, nicht als etwas, das 
der Staat gewährleistet. Die Begrifflich-
keit der Menschenrechte, welche der R2P 
zugrunde liegt, ist darüber hinaus dazu 
geeignet, Menschenrechte als individuelle 
und absolute Rechte zu relativieren. Erst, 
wenn sie in großem, international als bedeu-
tend erachtetem Maßstab verletzt werden, 
entfalten sie demnach ihre Wirkung, indem 
sie den Weg zu einer militärischen Inter-
vention frei machen. Zweitens kann die 
R2P keine internationale Rechtsgrundlage 
bieten, da sie von vornherein relativ ist, also 

Illusionen der Allmacht
Praktische Anmerkungen zur „Verantwortung zum Schutz“
von Christoph Marischka
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nur für eine bestimmte Staatengruppe gilt: 
Für starke Staaten eröffnet sie ein Recht 
auf Intervention, für schwache Staaten die 
Gefahr, Ziel einer Intervention zu werden. 
Indem sie auf starke Staaten (d.h. mit 
einem funktionierenden Gewaltmonopol) 
nicht anwendbar ist,7 tendiert sie außerdem 
automatisch dazu, diese und die durch sie 
verursachten Menschenrechtsverletzungen 
als legitim erscheinen zu lassen.8 Drittens 
geht die R2P von völlig falschen Annahmen 
über Außen- und Militärpolitik und ihren 
Triebfedern aus. Kein Staat stellt Streit-
kräfte auf, rekrutiert und bewaffnet junge 
Männer und schickt diese in womöglich 
tödliche Auslandseinsätze, um humanitäre 
Hilfe zu leisten. Armee und Soldatentod 
lassen sich nur durch nationale Interessen, 
durch Staatsräson, begründen und Auftrag 
und Expertise von Soldaten bestehen darin, 
im Kontext des Krieges zu den Waffen zu 
greifen, einen Raum zu erobern oder einen 
Feind zu besiegen. Werden Soldaten aus 
ihrem Begründungszusammenhang heraus-
gerissen und mit dem Auftrag, die Zivilbe-
völkerung zu schützen, in andere Länder 
entsandt, ergeben sich praktische Probleme, 
die im Folgenden anhand vergangener Ein-
sätze, denen keine starken nationalen Inter-
essen zugrunde lagen, dargestellt werden 
sollen.

Das Problem der Fläche
Der Vorschlag für den jüngsten EU-

Einsatz in der DR Kongo besteht darin, 
1.500 europäische Soldaten in den Osten 
des Landes zu entsenden, das fast so groß 
ist, wie Westeuropa. Nach den ersten EU-
Einsätzen in der DR Kongo und angesichts 
der über zehnmal so starken UN-Truppe 
Monuc, die bereits seit 1999 (mit gegen-
wärtig 16.475 Soldaten) im Land aktiv ist, 
wird mittlerweile auch von der Presse wahr-
genommen, dass hiermit nicht substanziell 
zur Verbesserung der Sicherheitslage bei-
getragen werden kann. Ein solcher Einsatz 
erfordert ein hohes Maß an Logistik, wes-
halb es letztlich wenige Dutzend EU-Sol-
daten mehr wären, die für Patrouillen und 
Sicherungsaufgaben zur Verfügung stünden 
- noch dazu Soldaten, die im Gegensatz zur 
Monuc keine Kenntnis über die Region, 
die Haltungen in der Bevölkerung und die 
Akteurskonstellationen hätten. Angesichts 
der schieren Größe der DR Kongo und 
auch der umkämpften Region ist es unwahr-
scheinlich, dass die Soldaten überhaupt auf 
Milizionäre träfen, geschweige denn, diese 
identifizieren könnten. Auch die Monuc ist 
keineswegs fähig, in den Dörfern dauerhaft 
präsent zu sein oder die Städte abzusichern. 
Wenn sie im Rahmen allgemeiner Sicher-
heitsaufgaben oder Patrouillen auf Gegner 

trifft, ist sie meist in der Unterzahl und 
nicht handlungsfähig. 

Um eine flächendeckende, handlungsfä-
hige Präsenz in der DR Kongo herzustellen, 
wären etwa zwei Millionen Soldaten nötig.9 
Zwei Millionen fremde Soldaten aber 
brächten wiederum eine Menge negativer 
Begleiterscheinungen mit sich und würden 
auf die Dauer als Besatzer wahrgenommen. 
So ist bekannt und dokumentiert, dass Dro-
genhandel, Prostitution, Kindesmissbrauch 
und damit auch der Menschenhandel dort 
blühen, wo internationale Soldaten statio-
niert sind. Selbst bei dem verhältnismäßig 
kleinen EUFOR-Einsatz in Bunia 2003 
kam es zu schweren Menschenrechtsver-
letzungen zumindest durch französische 
Soldaten, die bis heute nicht strafrecht-
lich verfolgt wurden.10 Die Geschichte der 
Monuc und anderer größerer UN-Mis-
sionen weist eine Vielzahl von Fällen auf, 
in denen UN-Soldaten in Waffen- und 
Rohstoffhandel involviert waren. Bereits 
Verbände diesen Maßstabs entwickeln eine 
unkontrollierte Eigendynamik: So gibt es 
innerhalb der Monuc-Führung einerseits 
Positionen, welche Einsätze der Regierungs-
truppen gegen die Soldaten Nkundas bis 
weit über das zugelassene Mandat hinaus 
- beispielsweise mit Maschinengewehrfeuer 
aus Hubschraubern heraus - unterstützen, 
während ein indischer Kommandeur einer 
Basis in Nord-Kivu die UN im Juli 2008 
damit schockierte, dass er auf einer öffent-
lichen Veranstaltung seine Unterstützung 
Nkundas und dessen Bewegung erklärte.11 
In der Bevölkerung wird vermutet, Teile der 
UN-Truppen hätten gar kein Interesse an 
einem Ende des Konfliktes, da sie im Zuge 
ihres Einsatzes gute Geschäfte machen 
könnten.

Der Aufbau von Friedensmissionen
Wenn die EU- und NATO-Staaten keine 

geostrategischen Interessen in einer Region 
haben, werden sie nur zögerlich Soldaten 
entsenden und sich bemühen, dass diese 
keiner großen Gefahr ausgesetzt werden. 
Hierdurch entsteht eine charakteristische 
Zusammensetzung langfristiger UN-Mis-
sionen, die das aussichtslose Ziel verfolgen, 
militärisch Frieden zu schaffen. So besteht 
beispielsweise die UN-Truppe Monuc in 
der Masse aus Soldaten aus Indien, Paki-
stan, Bangladesh, Uruguay, Südafrika 
und Nepal, also ärmeren Ländern, die tw. 
selbst in langfristige Konflikte verwickelt 
sind, deren Soldaten wegen schlechterer 
Bezahlung und Ausbildung demnach auch 
anfälliger dafür sind, selbst Menschen-
rechtsverletzungen zu begehen oder sich 
korrumpieren zu lassen. 

Die nationale und auch sprachliche 

Geschlossenheit einzelner Kontingente för-
dert wiederum die Eigendynamiken einzel-
ner Truppenteile und erhöht die Distanz zur 
Einsatzleitung und deren politischen Spre-
chern, die wiederum häufig aus OECD-
Staaten stammen und wenig Bezug zu den 
Einsatzkräften haben. Die Führungsebene 
ist deshalb oft schlecht informiert, kennt 
nicht die Bedürfnisse der Soldaten und 
betreibt gegenüber der internationalen 
Gemeinschaft „Okay-Reporting“, d.h. sie 
versucht, die Probleme der Mission in einer 
Art nieder zu reden, welche die Einsatz-
kräfte gefährdet. Daraus entstehen erhöhte 
Erwartungen durch die internationale 
Gemeinschaft beispielsweise nach einem 
robusteren Eingreifen, denen die Truppen 
in der Praxis nicht oder nur bei hoher per-
sönlicher Gefährdung oder durch Rechts-
brüche nachkommen können.

Demokratie und Friedenseinsätze
Es gibt zwei miteinander verwobene 

Mechanismen, die dazu führen, dass die 
Masse der Soldaten in Friedenseinsätzen 
tendenziell aus weniger demokratischen 
Systemen und autoritärer Strukturierten 
Armeen stammt. Zunächst mag die Zustim-
mung der Bevölkerung des Entsendelandes 
für einen humanitären Einsatz hoch sein, 
wenn aber in eine echte Krisensituation an 
den Brennpunkt Truppen entsandt werden 
sollen und mit hohen eigenen Verlusten zu 
rechnen ist, dann wird diese Zustimmung 
rasch sinken und die Politiker werden 
sich heftigen Vorwürfen ausgesetzt sehen, 
wenn sie das Leben ihrer Soldaten für eher 
abstrakte und schwer erreichbare humani-
täre Ziele geopfert haben. Deshalb tendie-
ren westliche Staaten selbst dann, wenn sich 
humanitäre Motive und geostrategische 
Interessen überlappen, eher zu Luftangrif-
fen, als zur Entsendung von Bodentrup-
pen, wie beispielsweise beim Krieg gegen 
Rest-Jugoslawien. Luftangriffe mindern 
das Risiko eigener Verluste, gefährden aber 
eher die Zivilbevölkerung im Einsatzgebiet, 
als dass sie diese schützen - auch, weil die 
angegriffenen Truppen oder Milizen ange-
sichts von Luftangriffen ihre Stellungen oft 
lieber verlassen und Schutz in zivilen Ein-
richtungen und Dörfern suchen, aus denen 
wiederum die Bevölkerung flieht.12 

Der andere Mechanismus besteht darin, 
dass tendenziell die Einsatzkräfte im Feld 
besser über die Schwierigkeiten bei Ein-
sätzen, die den Schutz der Bevölkerung 
beinhalten, Bescheid wissen, als deren Vor-
gesetzte und diese wiederum besser als die 
Politiker. Militärs, sofern sie nicht ganz 
persönliche Interessen verfolgen, sterben 
lieber für die Verteidigung oder für natio-
nale Interessen als für humanitäre Ziele, die 
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nach ihrer Erfahrung durch Soldaten auch 
gar nicht erreicht werden können. Insofern 
steht die Möglichkeit, dass Kritik am Ein-
satz geäußert und auch von den Vorgesetz-
ten aufgegriffen und weitergegeben wird, 
humanitären Einsätzen entgegen. 

Das mag abstrakt klingen, lässt sich 
aber an zwei Beispielen verdeutlichen: 
Am 9.5.2006, noch während der Verle-
gung der deutschen Soldaten in die DR 
Kongo, schaltete der Bundeswehrverband 
eine ganzseitige Anzeige in vier großen 
deutschen Tageszeitungen, der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung, der Süddeutschen 
Zeitung, der Welt und den Ruhr Nachrich-
ten, in welcher die Gehaltkürzungen für 
Soldaten kritisiert werden mit den Worten: 
„Gleichzeitig sollen mindestens 500 Solda-
ten ihren Kopf im Kongo hinhalten und 
so mancher Politiker denkt über erweiterte 
Einsätze nach. Der Deutsche Bundeswehr-
Verband sagt: So geht es nicht weiter!“. Der 
Oberkommandierende des EU-Einsatzes 
im Tschad, Jean-Philippe Ganascia, äußerte 
sich ein halbes Jahr nach Beginn dieses 
Einsatzes gegenüber der Presse ähnlich kri-
tisch über seine Mission: Sie sei weder für 
einen humanitären Einsatz geeignet noch 
für eine Entwaffnung der Bevölkerung. 
Übergriffe auf Dörfer und größere grenz-
überschreitende Fluchtbewegungen, wie 
sie das eigentliche Mandat begründeten, 
fänden nicht statt, es sei „als wolle man eine 
Fliege mit Hammer und Amboss erschla-
gen“.13 Solch kritische Töne wird man bei 
Einsätzen, die klar definierten nationalen 
Interessen dienen, nicht hören. Man wird 
solche Einwände auch tendenziell weniger 
von Armeen hören, die noch autoritärer 
strukturiert und deren Angehörige sich 
folglich auch noch weniger an Menschen-
rechte gebunden fühlen. Kurz: Je größer 
und je multinationaler ein Einsatz und je 

weniger geostrategische Interessen hinter 
ihm stehen, desto mehr werden die interna-
tionalen Kräfte selbst zu einer wenig geach-
teten und wenig kontrollierbaren Miliz. 
Parteien, die dem Militär näher stehen, ist 
dies eher bewusst und deshalb sind sie auch 
zögerlicher bei Einsätzen, die „lediglich“ 
humanitären Zielen dienen sollen, als Par-
teien, die weniger Kontakte und Erfahrun-
gen mit der Armee haben.

Militärische Sicherheit ist keine 
Sicherheit

Einer der ambitioniertesten Versuche der 
Friedenssicherung fand bislang im Kosovo 
statt. Aufgrund der massiven geostrategi-
schen Interessen der Europäischen Union 
und der NATO stammte der Löwenanteil 
der bis zu 50.000 Soldaten , die bei einer 
Bevölkerung von knapp über zwei Mio. 
Einwohnern im Land stationiert wurden, 
aus deren Mitgliedsstaaten. Doch selbst 
mit fast 25 KFOR-Kräften pro tausend 
Einwohnern konnte die NATO keinen 
umfassenden Schutz für die Bevölkerung 
gewährleisten - im Gegenteil. Zwar ist es seit 
2004 nicht mehr zu größeren Progromen 
gekommen, dies wäre aber auf taktische 
Zurückhaltung im Vorfeld der Unabhän-
gigkeitserklärung und in der Hoffnung auf 
deren Anerkennung zu werten, urteilte ein 
Bericht des Instituts für Europäische Politik 
im Auftrag der Bundeswehr von 2007. 

Unterhalb der internationalen Wahrneh-
mungsschwelle seien aber Übergriffe an 
der Tagesordnung. Für die serbische Min-
derheit besteht nach wie vor keine Bewe-
gungsfreiheit, viele müssen ihre Einkäufe 
in Begleitung von Soldaten verrichten oder 
lassen diese gleich von den Soldaten erledi-
gen.14 Kulturelle Einrichtungen wie das Erz-
engelkloster, in dem sechs Mönche leben, 
werden rund um die Uhr durch gepanzerte 

Fahrzeuge, Wachtürme und Beobach-
tungsposten auf den umliegenden Bergen 
geschützt,15 regelmäßig wird die Nieder-
schlagung von gewalttätigen Demonstratio-
nen geprobt. Das Institut für Europäische 
Politik rechnet mit „revolutionsähnlichen 
Erhebungen“ durch die albanische Mehr-
heit etwa zwei Jahre nach der Unabhängig-
keit. Diese sei nämlich mit Hoffnungen auf 
Prosperität verbunden, die nicht eingelöst 
werden können. Knapp 40% der Bevölke-
rung leben unterhalb der internationalen 
Armutsgrenze, 15% in extremer Armut. 
Die Jugendarbeitslosigkeit beträgt 75%. Es 
kommt nach wie vor in weiten Teilen des 
Landes nahezu täglich zu Stromausfällen. 
Handel ist fast nur mit dem verfeindeten 
Serbien möglich. Für die 36.000 jungen 
Menschen, die jährlich dem Arbeitsmarkt 
ausgeliefert werden, gibt es fast keine Per-
spektive jenseits der Emigration. 

Die internationale Truppenpräsenz ist 
auch hier Teil des Problems. So gäbe es 
„beträchtliche Korruptionsvorfällen inner-
halb der UN-Administration“, führende 
Personen der Organisierten Kriminalität 
genießen den Schutz der KFOR-Soldaten 
und „Teile des KFOR-Stabs [sind] als infil-
triert zu betrachten“. Das internationale 
Personal stünde „mehrheitlich“ in dem 
Ruf „im Kosovo entweder Abenteurertum 
oder individuelle Bereicherung zu betrei-
ben“.16 2003 berichtete die International 
Organisation for Migration von 104 Bor-
dellen, in denen junge Frauen zu Prosti-
tution und unbezahlter Arbeit gezwungen 
würden.17 Ein deutscher Soldat höheren 
Ranges berichtete unter dem Versprechen 
der Anonymität, dass er vorsätzlich in eine 
kompromittierende Situation gebracht, 
dabei fotografiert worden und seit dem 
erpressbar sei. 

Absicherung totalitärer Regime
Im Schatten des Militärs, bewaffnet und 

gegenüber der Rechtssprechung im Einsatz-
land immun, gedeihen Kriminalität und 
Korruption. Besonders kleinere Einsätze, 
wie sie die EU bislang in Afrika durch-
führte, sind auf die Zustimmung der jewei-
ligen Regierung angewiesen und müssen 
diese auch auf Dauer sichern. Eine solche 
Zustimmung wird es aber nur geben, wenn 
sich die Regierung von der internationa-
len Truppenpräsenz keine Einschränkung 
oder gar eine Absicherung ihrer Herrschaft 
erwartet. Der Sudan (wo die EU nicht aktiv 
ist) bildet hier eine Ausnahme, er wurde 
durch internationalen Druck gezwungen, 
einer internationalen Friedenstruppe zuzu-
stimmen. Gerade weil die Zustimmung 
aber erforderlich war, handelt es sich dabei 
auch um eine weitgehend handlungsunfä-

Stecken auch voller Illusionen der Allmacht: AVAAZ
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hige Truppe, die sich ebenfalls scheut, in 
Konflikt mit der Regierung zu geraten. 

Im Tschad und der Zentralafrikanischen 
Republik ist die Situation hingegen wesent-
lich eindeutiger: Die Präsidenten Déby 
und Bozizé, beides Ex-Militärs, die gewalt-
sam an die Macht kamen und autoritär 
herrschen, begrüßten den Einsatz der EU 
von Anfang an, unter anderem, weil er die 
Ausbildung ihrer Polizeikräfte absichern 
und ihren Machtbereich ins Hinterland 
ausdehnen sollte. Im Falle des Tschad wird 
der Einsatz außerdem eng mit den franzö-
sischen Soldaten koordiniert, die bereits 
lange im Land sind und schon mehrfach 
zu Gunsten des Machthabers in Konflikte 
eingegriffen haben. Würde dieser während 
der Präsenz der EU-Truppen gestürzt, dann 
durch Rebellen, die von der sudanesischen 
Regierung unterstützt würden. Die EU 
käme so in die missliche Lage, mit Khar-
tum über einen sicheren Abzug ihrer Sol-
daten verhandeln zu müssen - oder sich in 
den Dienst der neuen Machthaber zu stel-
len.18 Ist ein Machthaber nicht (mehr) ein-
verstanden mit der Präsenz internationaler 
Truppen, so hat er zahlreiche Möglichkei-
ten, diese in Frage zu stellen. Beispielsweise 
kann er Paramilitärs, deren politische Loya-
lität nicht offensichtlich ist, dafür einsetzen, 
die internationalen Truppen in Gefechte zu 
verwickeln, die zahlreiche zivile Opfer for-
dern. Auch der Einsatz in der DR Kongo 
zur Absicherung der Wahlen 2006 hat nicht 
zu einer Demokratisierung des Landes oder 
mehr Frieden beigetragen, sondern ledig-
lich die Herrschaft Kabilas abgesichert. 

Konfliktdynamiken
Bereits solch kleine Einsätze sind geeignet, 

bestehende Machtverhältnisse zu verschie-
ben (oder zumindest diese Befürchtung zu 
wecken) und damit Konflikte zu eskalieren. 
So geschah es auch in Tschad. Sowohl die 
Regierung in Khartum als auch die Rebel-
lengruppen verstanden den Beschluss, 
EU-Truppen im Land zu stationieren, v.a. 
auf Grund der Beteiligung Frankreichs 
als Gefährdung ihrer Interessen. Déby 
verstärkte diesen Eindruck u.a. dadurch, 
dass er am Tag des EU-Beschlusses zum 
Militäreinsatz im Osten des Landes, wo 
die Rebellen die Überhand haben, seinen 
Führungsanspruch unterstrich, indem er 
den Ausnahmezustand verhängte. Die drei 
größten Rebellengruppen legten ange-
sichts der geplanten EU-Intervention ihre 
Streitigkeiten bei und bildeten eine Alli-
anz, die daraufhin von der sudanesischen 
Regierung verstärkt unterstützt wurde. So 
gelang es den Rebellen, während die EU-
Soldaten über die Hauptstadt des Tschad 
eingeflogen wurden, diese anzugreifen und 

die Verlegung der europäischen Soldaten 
vorübergehend zu stoppen. Nur mit Hilfe 
des französischen Militärs vor Ort konnten 
die Rebellen aus der Hauptstadt vertrieben 
werden. Hunderte ZivilistInnen starben bei 
den Kämpfen und hunderttausende flohen. 
Wenige Wochen später hingegen gelang es 
wiederum sudanesischen Milizen mit der 
Unterstützung Débys, bis nach Khartum 
vorzustoßen. In der Grenzregion gab es 
seit dem mehrfach Gefechte zwischen den 
Milizen und Luftangriffe durch die offiziel-
len Armeen des Sudan und des Tschad.19 

Weshalb die Überfälle auf humanitäre 
Organisationen im Osten des Tschad seit 
der Stationierung von EU-Soldaten, die 
solche explizit verhindern sollten, zunah-
men statt abzunehmen, ist unklar. Sicher 
ging es den Rebellen zunächst darum, die 
Reaktionen der neuen Akteure zu testen. 
Außerdem können die Überfälle auch als 
Teil einer allgemeinen Aufrüstung (und 
Umstrukturierung) der Rebellengruppen 
verstanden werden, da regelmäßig Jeeps, 
Benzin und Satellitentelefone geraubt 
werden. Unbestritten ist jedoch, dass die 
Milizen aufgrund der EU-Präsenz und v.a. 
aufgrund der europäischen Aufklärungsmit-
tel, die im Tschad intensiv erprobt werden, 
ihre Strategie geändert haben. Sie bewe-
gen sich nicht mehr in großen Verbänden, 
sondern in kleineren Konvois, die nicht so 
leicht erkannt werden. Bei den Überfällen 
auf Dörfer und humanitäre Einrichtungen 
treten sie eher als Banditen auf, denn als 
Armee.20 Angesichts der massiven Armut 
in der Region besteht ein großer Neid auch 
in der lokalen Bevölkerung gegenüber den 
humanitären Organisationen und auch den 
Flüchtlingen in den Lagern, weshalb es ein 
ausgeprägtes unorganisiertes Bandenwesen 
gibt und die EU-Soldaten auf Banditen nur 
zur Selbstverteidigung das Feuer eröffnen. 
Für die allgemeine Menschenrechtslage 
ist es natürlich nicht förderlich, wenn die 
Milizen derart dezentral in autonomen 
Kleingruppen agieren. 

Auch in Afghanistan, wo die NATO mit 
mittlerweile über 50.000 Soldaten präsent 
ist, hat sich die Konstellation der Akteure 
und deren Strategie massiv gewandelt: Die 
Taliban, die zuvor eher in Konkurrenz mit 
den bewaffneten Stämmen standen, konn-
ten viele von diesen vereinigen und gegen 
den gemeinsamen neuen Feind, die inter-
nationalen Truppen, in Stellung bringen.21 
Hier führt gerade die Übermacht der NATO 
und deren asymmetrische Kriegführung 
dazu, dass ihre Gegner dazu gezwungen 
sind, auf Guerilla-Taktiken zurückzugreifen 
und anstatt der Soldaten v.a. zivile (Märkte) 
oder quasi-zivile (Rekrutierungszentren, 
Sicherheitsunternehmen, Baufirmen) Ziele 

anzugreifen.

Schusswaffengebrauch
Auch auf der Mikro-Ebene stellt sich der 

Einsatz von Soldaten zum Schutz von Zivi-
listInnen schwieriger dar als in landläufigen 
Vorstellungen. So ist das Bild von blindwü-
tig und auf Drogen gesetzten Milizionären, 
die wahllos plündern und vergewaltigen, 
in Teilen rassistisch und unzutreffend. Die 
Milizen verfügen über Erfahrungen und 
Strategien. Sie wissen, wo internationale 
Truppen präsent sind und werden dort nur 
zuschlagen, wenn sie damit gewisse Ziele 
verfolgen, bspw. die internationalen Trup-
pen vertreiben oder in Gefechte verwickeln 
wollen, die sich nachteilig für diese ent-
wickeln können. Wann sollen die Soldaten 
zum Schutz von Menschenleben das Feuer 
eröffnen? Wenn sich ein Jeep dem Dorf 
nähert? Wenn er vorwiegend mit bewaff-
neten Männern besetzt ist? Wenn im Dorf 
Panik ausbricht? Wenn sie trotz Warnschüs-
sen zu Plünderungen übergehen? 

Nach einer zivilen Rechtsordnung reicht 
ein bewaffneter Raubüberfall noch nicht 
aus, um einen Mord zu rechtfertigen. Jeder 
Schuss könnte ein Gefecht auslösen, das 
zum Tod der eigenen Soldaten und von 
Zivilisten und zu unabsehbaren politischen 
Konsequenzen führen könnte. Was, wenn es 
sich um regierungsnahe Truppen handelt? 
Was, wenn es einen Hinterhalt gibt und es 
Ziel war, die internationalen Truppen in ein 
derart blutiges Gefecht zu verwickeln, dass 
sie gezwungen sind, den gesamten Einsatz 
zu beenden. Die Lage lässt sich in solch 
konkreten Situationen nicht an die Vorge-
setzten vermitteln, der einzelne Soldat muss 
diese schwerwiegenden Entscheidungen 
treffen und sie verantworten - evtl. sogar 
in seinem Heimatland vor einem Militär- 
oder Zivilgericht. Die Alternative bestünde 
darin, die gesamte Bevölkerung im Einsatz-
land zu Kombattanten zu erklären, die prä-
ventiv erschossen werden dürfen (wie dies 
bei der Monuc nahezu der Fall ist). Mit 
einer Verwirklichung von Menschenrech-
ten aber hätte dies freilich nicht mehr viel 
zu tun. 

CIMIC und Aufstandsbekämpfung
Ob der Schutz von ZivilistInnen Aufgabe 

der Soldaten ist, wird durch die jeweiligen 
Mandate festgelegt. In diesen finden sich 
bedeutungsvolle aber unklare Vorschriften 
wonach z.B. der Einsatz von Gewalt zulässig 
ist, um Menschen vor der „unmittelbaren 
Gefahr körperlicher Gewalt“ zu schützen, 
„solange dies im Rahmen der Kapazitä-
ten möglich ist“ oder „wenn es die Situa-
tion erfordert“. Konkreter wird die Frage 
danach, wann welche Gewalt gerechtfertigt 
oder angemessen ist, in den „Rules of Enga-
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gement“ geklärt, die zusammengefasst auf 
etwa zehn Sätze jeder Soldat als Taschenkarte 
bei sich trägt. Dabei können die Soldaten 
aus unterschiedlichen Herkunftsländern 
unterschiedliche „Rules of Engagement“ 
haben und die darin aufgeführten Begriffe 
unterliegen in ihrer Interpretation nicht 
nur zeitlichen Schwankungen, sondern 
auch den Vorgaben der jeweiligen Vorge-
setzten und den diplomatischen Beziehun-
gen zwischen den Entsendeländern und der 
lokalen Regierung. Zweifellos können also 
diese wenigen Sätze keine (Rechts-)Sicher-
heit für die Einsatzkräfte liefern, wann und 
wie zu handeln ist. Da ein gewaltsames Ein-
schreiten mit hohen persönlichen Risiken 
verbunden ist, bleibt es häufig aus.

Während viele Menschenrechtskrieger sich 
dieser praktischen Probleme kaum bewusst 
sind, gibt es mittlerweile theoretische 
Bemühungen, sie aus dem Weg zu räumen, 
um mehr und robustere Friedenseinsätze zu 
ermöglichen. Victoria K. Holt und Tobias 
C. Berkman vom US-Thinktank „Henry L. 
Stimson Center“ sehen ein Defizit auf der 
Ebene der Einsatzdoktrinen, weshalb eine 
neue Doktrin für Einsätze zum Schutz von 
ZivilistInnen entworfen werden müssten, 
die zwischen traditionellen Peacekeeping-
Einsätzen und traditionellen Kampfeinsät-
zen liegen.22 Dabei würde es sich um eine 
Doktrin handeln, die keine nationalen 
Interessen kennt, kein militärisches Ziel 
benennt und keine Staatsräson repräsen-
tiert. Beim Versuch, eine solche Doktrin 
zu entwickeln, den sie etwas selbstironisch 
„The impossible mandate?“ („Das unmög-
liche Mandat?“) betiteln, werden sie unter 
anderem bei den neueren Doktrinen für 
die Zivil-Militärische Zusammenarbeit 
(CIMIC) und jenen zur Aufstandsbe-
kämpfung fündig. Beide wurden nicht für 
humanitäre Einsätze entwickelt, sondern 
in erster Linie zur Absicherung der Besat-
zungen im Anschluss an die Angriffskriege 
gegen Afghanistan und den Irak. Wie bei 
den vermeintlichen „Schutz-Einsätzen“, die 
es zu konzipieren gilt, haben die westlichen 
Truppen es hier mit Situationen allgemei-
ner Unsicherheit und der Gegenwart orga-
nisierter bewaffneter Gruppen zu tun. Der 
„Schutz der Zivilbevölkerung“ ist dabei Teil 
des Einsatzes, aber einer, der einem militä-
rischen und geostrategischen Ziel unterge-
ordnet ist. 

Kein Einsatz ohne Interessen
Der Schutz der Zivilbevölkerung kann Teil 

eines militärischen Einsatzes sein. Wenn er 
aber selbst das Ziel darstellt, wird der Ein-
satz entweder nicht stattfinden oder schei-
tern. Denn die Vorstellung, mit Soldaten 
Menschenrechte zu gewährleisten, geht von 

einem falschen Verständnis von Menschen-
rechten und Außenpolitik aus. Die Anwe-
senheit von Soldaten ist nicht geeignet, 
Menschenrechte zu garantieren, sondern 
gefährdet die Einhaltung von Menschen-
rechten. Internationale Truppen unterste-
hen nicht dem Recht des Einsatzlandes. 
Das Militär zeichnet sich darüber hinaus 
gegenüber allen anderen Organisationen 
dadurch aus, dass in ihm Menschenrechte 
außer Kraft gesetzt sind, Soldaten sind zum 
Töten ausgebildet und stehen in einem 
Verhältnis von Befehl und Gehorsam. Dies 
lässt sich nur über das spezielle Verhältnis 
von Staat und Militär erklären, wonach die 
Soldaten im Zweifelsfall dazu verpflichtet 
sind, für ihren Staat und dessen Interessen 
zu sterben. Finden hingegen Einsätze losge-
löst von diesem Interesse statt, verkommt 
das Militär zu einer Miliz, die sich scheut, 
ihr Leben zu riskieren und stattdessen per-
sönlichen Motiven folgt. Bestenfalls besteht 
dieses persönliche Motiv darin, sich keinen 
Gefahren auszusetzen.
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Für eine wirklich eigenständige EU-Mili-
tärpolitik waren die beiden Einsätze Artemis 
(2003) und EUFOR (2006) in der Demo-
kratischen Republik Kongo von herausra-
gender Bedeutung. Kurz nach dem Ende 
der Mission zur Absicherung der Wahlen 
2006 veranstalteten das vom Katholischen 
Militärbischof getragene Institut für Theo-
logie und Frieden (IThF) und das Institut 
für Friedens- und Sicherheitspolitik Ham-
burg (IFSH) eine Konferenz unter dem 
Titel „Frieden für den Kongo?“, auf der die 
EU-Interventionen beurteilt werden sollten. 
Damals hieß es im Bericht über die Tagung 
noch, „es sei der EUFOR gut gelungen, die 
Durchführung der Wahlen zu unterstüt-
zen und Gewalt zwischen den rivalisieren-
den Gruppen zu verhindern.“ Der Einsatz 
an sich sei also erfolgreich verlaufen, „an 
der guten Arbeit der EUFOR-Soldaten 
im Kongo zweifelte niemand“. Allerdings 
wurde seinerzeit schon festgestellt, „dass 
sich der Erfolg und die Nachhaltigkeit der 
Mission erst zeige, wenn die zivile Aufbau-
hilfe vor Ort gut verlaufe.“ Einig waren 
sich die Referenten in der Annahme, dass 
militärische Interventionen grundsätzlich 
geeignet sein könnten, Frieden oder zumin-
dest dessen Vorbedingungen zu schaffen.

Die eingeladenen Experten, an der Mission 
Beteiligten und institutionellen Fürsprecher 
der Militarisierung der EU haben anschlie-
ßend ihre Beiträge schriftlich ausformuliert 
- in einer Zeit, da sich der unter Absiche-
rung von EU-Soldaten gewählte Kabila wei-
terhin als hemmungsloser Diktator erwies, 
die Konflikte im Osten des Kongo über das 
vorhandene Maß hinaus eskalierten und 
die zuvor sich punktuell engagiert zeigende 
EU vom Konflikt abwandte. Zwischenzeit-
lich wurde ein weiterer EU-Einsatz in der 
Zentralafrikanischen Republik und dem 
Tschad begonnen, der dermaßen desaströs 
verläuft, dass es die EU-Offiziellen sichtbar 
vermeiden, ihn überhaupt zu erwähnen. 

Das Buch „Intervention im Kongo - Eine 
kritische Analyse der Befriedungspoli-
tik von UN und EU“, das diese Beiträge 
zusammenfasst, ist wahrscheinlich deshalb 
ein aufschlussreiches Dokument über die 
sich entwickelnde Europäische Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik geworden. In ihm 

halten Theoretiker der EU-Militarisierung 
eisern am vermeintlichen Erfolg der Mis-
sionen fest, während Militärangehörige auf 
die begrenzten Möglichkeiten multilateraler 
Zusammenarbeit und militärischer Befrie-
dung hinweisen. Abstrakte moralphiloso-
phische Erörterungen über die Legitimität 
von (Militär-)Interventionen werden so mit 
konkreten Verläufen EU-interner Aushand-
lungsprozesse und konkreten Bedingungen 
„im Feld“ kontrastiert - und dokumentie-
ren aus der ethischen Perspektive letztend-
lich ein Scheitern.

In einem einleitenden Beitrag zu den 
„Interessenlagen der Akteure im Kongo bei 
der Stationierung von EUFOR“ überrascht 
der unbestrittene Kongo-Experte Domi-
nic Johnson in zweierlei Hinsichten: Nach 
seinem an vielen Stellen ausschweifenden 
und schwer lesbaren Buch „Kongo: Kriege, 
Korruption und die Kunst des Überlebens“ 
schafft er es in seinem Beitrag, die innen-
politischen Konstellationen klar auf einige 
relevante Faktoren herunter zu brechen. 
Hilfreich ist v.a. seine Unterscheidung zwi-
schen „dem ´großem´ Krieg zwischen Bür-
gerkriegsarmeen, die per Stellungskrieg um 
die Macht im Gesamtstaat kämpften, und 
´kleinem´ Krieg zwischen lokalen, zumeist 
ethnischen Milizen, die mit Überfällen und 
Vertreibungen um die Kontrolle einzelner 
Landstriche, Bevölkerungsgruppen und 
Rohstoffvorkommen stritten.“ Erstaun-
licher Weise aber beschreibt er die militä-
rischen und politischen Konstellationen 
insgesamt so, dass beide EU-Einsätze, Arte-
mis 2003 und EUFOR 2006 den jeweiligen 
Anforderungen gerecht geworden seien. 
Artemis sei „Vorbedingung für eine erfolg-
reiche Umsetzung des Friedensabkommens 
für das Land insgesamt“ gewesen, die letzt-
lich aber am Ausschluss der Zivilbevöl-
kerung gekrankt habe, für den Dominic 
Johnson allerdings in der Hauptsache deren 
stärkste Organisation, die UDPS, selbst 
verantwortlich macht. Die EUFOR habe 
die Monuc während der Wahlen entlastet 
und in Kinshasa, wo sich die Kandidaten 
mit ihren Milizen unmittelbar gegenüber 
standen, dazu beigetragen, dass die Wahlen 
nicht zu einem neuen Bürgerkrieg geführt 
hätten. Wie stark dieser Einfluss letztlich 

gewesen sei, räumt Johnson ein, könne man 
freilich nicht bestimmen. Auch hätten sich 
„im Nachhinein ... viele der Befürchtungen 
über ein von Wahlen gestärktes autoritäres 
Kabila-Regime, die das Lager der radikalen 
Wahlgegner 2006 hegte, bestätigt – aber 
eben nicht während der EUFOR-Stationie-
rungszeit, sondern hinterher.“ So könnte 
man Dominic Johnsons Beitrag so zusam-
menfassen, dass die europäische Diplomatie 
insgesamt nicht viel Frieden gebracht hätte 
- vielleicht eben weil sie sich auf die kurz-
fristigen Militäreinsätze konzentriert hat 
- dass diese aber zumindest mit dem richti-
gen Mandat zur richtigen Zeit am richtigen 
Ort stattgefunden hätten.

Quentin Laurent verspricht bereits im 
Titel, die Interessen der Akteure im Land 
und der Region zu benennen, bleibt aber 
seinen ganzen Text über in dem Bild gefan-
gen, Politik in der DR Kongo sei „wie ein 
Korb voller Krabben: die im Korb zerflei-
schen sich in aller Ruhe gegenseitig, steckt 
man aber eine Hand hinein, schließen sie 
einen Waffenstillstand genau so lange, bis 
die Hand abgenagt ist.“ Wer in solch kolo-
nialen Gleichnissen denkt, muss natürlich 
auch die Interessen der USA (die gewal-
tigen Uranvorkommen in der DR Kongo 
zu kontrollieren), Frankreichs (das größte 
französischsprachige Land in Afrika zu 
„verteidigen“) und Deutschlands (seinen 
Status als neue Weltmacht zu konsolidie-
ren) als legitim erachten. Zu den Inter-
essen der Nachbarstaaten erfährt man 
einiges, was die Interessen der kongolesi-
schen Akteure angeht, wird die Binsen-
weisheit reproduziert, dass große Teile der 
Elite ihre Interessen ohne Rücksicht auf das 
Gemeinwohl Kongos definieren. Der Pöbel 
auf der Straße habe lediglich das Interesse, 
„seine Existenz unbedingt unter Beweis zu 
stellen“, etwa durch gewalttätige Demon-
strationen, und sei damit anfällig für allerlei 
rassistische Mobilmachung. Interventionis-
mus sei - so der nicht minder wirre Schluss 
dieser wirren Ausführungen - ebenso wie 
Interessen ein „ein sensibles und parado-
xes Thema; ein Bisschen wie das Essen in 
einem Hotel in dem Film ´Manhatten´ von 
Woody Allen: Obwohl es widerlich ist, gibt 
es nicht genug davon.“ Zu solch elaborier-
ten Erkenntnissen gelangt man wohl, wenn 
man als Berater einer EU-Mission im teu-
ersten Hotel Kinshasas Cossa Cossa in sich 
hineinstopft - „eine Art lokaler Schrimps, 
die bei westlichen Ausländern wegen ihres 
schmackhaften Fleisches sehr beliebt ist“.

Dort wo Laurent nur einen Korb voll 
Krustentieren entdecken kann, lässt David 
Fuamba „die komplexe Natur des Krieges“ 
erkennen. Ohne die militärischen Inter-
ventionen der EU auch nur zu erwäh-

Kongo: Wie EUropäische Träume 
platzen
Ein neues Buch versucht die EU-Interventionen in der DR 
Kongo ethisch zu bewerten - und dokumentiert unfreiwillig 
deren Scheitern
von Christoph Marischka
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nen, bearbeitet er die Frage, warum der 
Friedensprozess 1998-2003 und danach 
scheiterte, obwohl „so viele prominente 
Staatsmänner, Organisationen und eta-
blierte Demokratien, die sonst für das Vor-
anbringen von Friedensinitiativen gelobt 
werden“, daran beteiligt waren. Die sonst 
vorherrschenden Erklärungen hierzu, dass 
viele Parteien nach einem Ende des Kon-
flikts Einbußen befürchten mussten, dass 
mächtige internationale Akteure den Krieg 
für die Ausbeutung von Rohstoffen nutzen 
konnten und dass sowohl der Monuc als 
auch der Regierung die militärische Durch-
setzungsfähigkeit gefehlt hätte, kritisiert er, 
ohne sie zu negieren. Wichtig sei es, die 
„Natur dieses Krieges“ genau zu analysie-
ren, einschließlich seiner historischen und 
sozialen Wurzeln. Indem Fuamba für viele 
der beteiligte Parteien tatsächlich legitime 
Interessen - zu denen auch der Kampf um 
Bürgerrechte gehört - benennt, kann er die 
Kette von Friedensverhandlungen kohä-
renter beschreiben und ihr Scheitern besser 
begründen, als dies in der Literatur meist 
geschieht. Von besonderer Bedeutung in 
diesem „innerstaatlichen Krieg mit einer 
starken externen Komponente“ sei Ruanda, 
das traditionell enge Verbindungen mit dem 
Osten des Kongo unterhält und sich durch 
die dort aktiven Hutu-Rebellen bedroht 
fühlt. Gleichzeitig sei Ruanda eine Schutz-
macht der kongolesischen Tutsi, denen 
wichtige Rechte verwehrt werden. Diese 
beiden Probleme seien im Friedensabkom-
men von Pretoria getrennt geregelt und bis 
heute nicht effektiv angegangen worden.

Denis M. Tull will bei seinem Beitrag 
„Staatsaufbau in der DR Kongo - Über 
Anspruch, Realität und falsche Annahmen“ 
nicht falsch verstanden werden: Es handle 
sich nicht um ein Plädoyer gegen Inter-

ventionen, betont er ausdrücklich. Aber 
„die Liste der Zielsetzungen in kollabierten 
Staaten ist zu lang und umfassend.“ Dem 
Interventionsmodell der Internationalen 
Gemeinschaft, wie es idealtypisch in der 
DR Kongo abgearbeitet wird, lägen drei fal-
sche Annahmen zu Grunde: Erstens sei die 
Transplantation staatlicher Institutionen 
nach Afrika (das sich als Kontinent hierge-
gen „resistent“ zeigt) nicht im gewünschten 
Ausmaß möglich und habe auch in der 
Geschichte der Dekolonialisierung nicht 
stattgefunden. Zweitens wird bei diesem 
Staatsaufbau davon ausgegangen, dass die 
lokalen Eliten das Interesse der internatio-
nalen Gemeinschaft an dessen Gelingen 
teilen würden, was nicht der Fall sei. Die 
UN seien dazu übergegangen, den Frieden 
zu erkaufen, indem sie die Kriegsparteien 
als neue Regierung mit internationalen 
Geldern subventionieren. Denen erscheint 
somit der „Staatsaufbau als eine Fortfüh-
rung gewaltsamer Auseinandersetzungen 
um politische und wirtschaftliche Ressour-
cen mit anderen Mitteln.“ Hierfür nennt 
Tull beeindruckende Zahlen: Die geschätz-
ten 8 Mrd. US-Dollar, die externe Geber 
seit 2001 in den Kongo investiert haben, 
haben die politischen und militärischen 
Eliten des Landes zumindest zum Teil 
für ihre eigenen Zwecke genutzt. Es wird 
geschätzt, dass 2005/2006 ein Großteil 
der ca. 8 Mio. US-Dollar, die von Gebern 
monatlich für die Bezahlung der Armee-
angehörigen bereitgestellt wurden, verun-
treut worden sind... Alleine der Präsident 
überzog seine Ausgaben um 89 %, wäh-
rend einer der vier(!) Vize-Präsidenten das 
Siebenfache des ihm zugeteilten Budgets 
ausgab. Einer weiteren Schätzung zufolge 
hat die Übergangsregierung weniger als 2 
% ihrer Ausgaben außerhalb der Haupt-

stadt Kinshasa getätigt.“ Zuletzt bezweifelt 
Tull, dass die Internationale Gemeinschaft 
überhaupt den politischen Willen habe, die 
Konflikte, in die sie interveniert, zu lösen. 
Falls sich dieser Wille anhand von finanziel-
len und militärischen Mitteln, die der UN 
zur Verfügung gestellt werden, ausdrücken 
lässt, beweißt Tull jedenfalls das Gegenteil. 
Leider - vielleicht auch bezeichnenderweise 
- fasst Tull bei dieser Argumentation mili-
tärisches und finanzielles Engagement und 
damit auch Intervention und zivilen Aufbau 
zusammen. An anderer Stelle erfahren wir 
aber, dass die Monuc jährlich über 1 Mrd. 
US-Dollar kostet und damit mehr als die 
international für die DR Kongo bereitge-
stellte offizielle Entwicklungshilfe - mit all 
ihren Lecks. So ist es am Schluss doch eher 
eine realistische Einschätzung der Kosten 
und Chancen von Interventionen, weshalb 
Tull zur Zurückhaltung mahnt: Die inter-
nationale Gemeinschaft „glaube[t] offen-
kundig, besser als lokale Gesellschaften 
zu wissen, was zur Herstellung politischer 
Ordnung zu tun ist und wie diese auszuse-
hen habe. Indes haben in den vergangenen 
zwei Jahrzehnten einige afrikanische Staa-
ten eine weitgehende autonome Wieder-
herstellung politischer Ordnung erreicht 
(Ghana, Äthiopien, Eritrea, Uganda), fast 
immer ohne die Unterstützung der inter-
nationalen Gemeinschaft.“ Deshalb ist sein 
Plädoyer eines für weniger Interventio-
nen und wenn, dann „Interventionen, die 
Fragen lokaler politischer Legitimität und 
politischer Ordnung ernster nehmen und 
sich nicht in der normativ überladenen Ver-
ordnung externer Rezepte (sog. Best Practi-
ces) erschöpfen.“

Eine ganz andere Perspektive nimmt Peter 
Schmidt, ebenfalls von der grundsätzlich 
interventionsfreundlichen Stiftung Wis-
senschaft und Politik, ein. Ihn interessieren 
die nationalen Interessen sowie diejenigen 
von EU und UN und wie es zwischen 
diesen Ebenen zu Entscheidungen über 
Auslandseinsätze kommt. „VN[UN] und 
EU/ESVP haben als eigenständige poli-
tische Ebenen ... ein Eigeninteresse, sich 
gegenüber den Mitgliedsstaaten durch-
zusetzen und ihren Aktionsspielraum zu 
verbreitern. Militärische Operationen sind 
dazu ein adäquates Mittel.“ Deutschland 
strebe einen ständigen Sitz im UN-Sicher-
heitsrat an. Insbesondere habe aber Frank-
reich darauf gedrängt, dass Deutschland die 
Führung des EUFOR-Einsatzes 2006 über-
nimmt. Erst nachdem die Bundesregierung 
dies zusagte und der Einsatz auf EU-Ebene 
bereits beschlossen war, stimmte das Parla-
ment zu, das zu diesem Zeitpunkt einem 
beträchtlichen „Handlungsdruck oder 
gar Handlungszwang“ ausgesetzt war. Die 

Das braucht der Kongo: Männer, die schießen können - UN-Militärausbildung
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geringe Motivation der deutschen Außen-
politik habe sich dann nur noch in einem 
sehr eingeschränkten Mandat ausdrücken 
können. Insbesondere die marginale Rolle 
der Parlamente in den außenpolitischen 
Entscheidungsstrukturen bringt Schmidt 
dazu, diese als „multilateralen Cäsarismus“ 
zu charakterisieren, „d. h. als ein[en] Ent-
scheidungsablauf, der an die Stelle einer 
charismatischen Einzelperson an der Spitze, 
wie es für cäsaristische Herrschaftssysteme 
typisch ist, komplexe, multilaterale Aus-
handlungsprozesse zwischen Staaten und 
internationalen Organisationen setzt.“

Ludwig Jacob, Oberst a. D., beschreibt 
detailreich das Zustandekommen, die 
Verlegung und die konkreten Einsätze der 
EUFOR-Mission und lässt kein gutes Haar 
an den politischen Verantwortlichen. Weder 
sei die Rolle der Soldaten im Einsatzland klar 
gewesen, noch seien diese im Falle ernsthaf-
ter Zwischenfälle handlungsfähig gewesen. 
Für die europäischen Soldaten verlief der 
Einsatz glimpflich, nicht aber für die Bevöl-
kerung der DR Kongo, die in keiner Weise 
profitiert hat. Offensichtlich habe es sich 
bei EUFOR um eine „EU-Operation zur 
Demonstration globaler Interventionsfä-
higkeit“ gehandelt. Dies unterstreicht Jacob 
u.a., indem er abschließend darstellt, wie 
sich seit Abschluss des Militäreinsatzes die 
EU, insbesondere aber Deutschland, „aus 
den internationalen Bemühungen zur Sta-
bilisierung und Konfliktlösung im Kongo 
davonschleichen“. Einen weiteren Zweck 
der Mission zeigt Jacob eher implizit auf, 
indem er Fehler und Probleme des Einsat-
zes auf strategischer und taktischer Ebene 
benennt und Verbesserungsvorschläge für 
zukünftige Einsätze macht. EUFOR war 
eine enorm teure Übung.

Der Beitrag des Herausgebers Hans-
Georg Ehrhart, Leiter des Zentrums für 
Europäische Friedens- und Sicherheits-
studien (ZEUS) am Institut für Friedens-
forschung und Sicherheitspolitik an der 
Universität Hamburg (IFSH), markiert 
den inhaltlichen Tiefpunkt des Bandes. 
Das mag freilich seiner Position geschul-
det sein, da das ZEUS insgesamt mit der 
Legitimierung einer imperialen EU-Poli-
tik beschäftigt - fast schon beauftragt - ist 
und Ehrhart nicht eben als Kongo-Experte 
bekannt ist. Wer zunächst - mit Rückgriff 
freilich auf Habermas und „menschliche 
Sicherheit“ - konstatiert, dass UN und 
EU bezüglich Frieden und Sicherheit auf 
„weitgehend deckungsgleich[en]“ norma-
tiven Grundlagen operieren, dem kann die 
vermeintlich angestrebte Unterscheidung 
zwischen realpolitischen Interessen und 
ethischer Verantwortung und eine Antwort 
auf die Frage, was davon die Triebfedern 

der EU-Interventionen in der DR Kongo 
waren, nicht gelingen. Das geht so weit, 
dass schon zu Anfang des Essays (nennen 
wir es gutwillig Essay, er nennt es Studie) 
Solanas Formulierung aufgegriffen wird, 
die vermeintlich angestrebte Stabilisierung 
der DR Kongo sei ein notwendiger Beitrag 
zur Erreichung der entmilitarisierten „Mil-
leniums-Entwicklungsziele“. Entsprechend 
viele Bewertungen fallen bei Ehrhart ganz 
anders aus, als etwa bei Jacob oder vielen 
anderen Autoren des Bandes: So hätte die 
EUFOR mit der Monuc „gut zusammen-
gearbeitet“, die EUFOR hätte wesentlich 
dazu beigetragen, dass die Wahlen ruhig 
verlaufen konnten und zuletzt wird auch 
noch suggeriert, dass die Konzentration 
auf Kinshasa deshalb stattgefunden habe, 
weil dort am ehesten Gewaltausbrüche 
erwartet wurden - während im Osten des 
Landes mehr oder weniger Krieg herrschte. 
Dass Ehrhart dabei noch vom „Schwarzen 
Kontinent“ schreibt und die Hauptstadt 
Südafrikas, Pretoria, mit „ä“, macht seinen 
Beitrag auch nicht seriöser.

Von einer kruden - ursprünglich auf euro-
päische Traditionen zurückgehenden aber 
„durchaus und ohne imperialen Zwang auf 
andere politisch verfasste Gesellschaften“ 
übertragbaren -Rechtsethik her versucht 
Wolfgang Lienemann, Professor für Ethik 
an der Christkatholischen

und Evangelischen Fakultät der Uni-
versität Bern, den EUFOR-Einsatz zu 
bewerten. Über dessen „weitgehend unbe-
strittene Legalität“ hinaus müsse im Sinne 
einer christlichen Friedensethik hierfür die 
Frage gestellt werden, ob die punktuelle 
militärische Intervention mit langfristigen 
zivilen Bemühungen um die Vorbedingun-
gen eines gerechten Friedens einhergingen. 
Diese Vorbedingungen sieht Lienemann 

für die DR Kongo insbesondere in einem 
„Rohstoff-Regime ..., das in erster Linie 
den Interessen der Bevölkerung der DR

Kongo verpflichtet ist“. In dieser Rich-
tung hätten weder Deutschland noch die 
EU nennenswerte Schritte unternommen. 
Lienemann fordert nichts Revolutionäres 
(„Das muss keineswegs eine (sozialistische, 
kapitalistische oder gemischte) Staatswirt-
schaft bedeuten, sondern kann durchaus 
auch auf privatwirtschaftlicher Basis rea-
lisierbar sein“). Seine Ausführung zu den 
Interessenlagen der Akteure, zur Rolle der 
Rohstoffe im Konfliktgeschehen, zu den 
Machtgefällen der internationalen Märkte 
und Bemühungen, diese auszugleichen, sind 
unabhängig und erhellend und ergänzen 
den Band um eine wichtige Komponente. 
Dabei gerät der EUFOR-Einsatz ganz zu 
Recht zwischenzeitlich aus dem Blick. Nur 
ganz am Schluss kommt Lienemann auf 
ihn zurück. Der Militäreinsatz hätte die 
„äußeren Rahmenbedingungen für frie-
densfördernde Transformationen sichern“ 
können. Doch diese Transformation blieb 
im Kontext „einer extrem arbeitsteiligen 
und vermachteten Weltwirtschaft“ aus.

Paulin Manwelo, Direktor des Institute of 
Peace Studies and International Relations 
in Nairobi, versucht ebenfalls eine mora-
lische Bewertung vorzunehmen und ver-
gleicht hierzu in wissenschaftlicher Manier 
verschiedenste Denkschulen der Interna-
tionalen Beziehungen und Theorien der 
Intervention (was aus einer ethischen Fra-
gestellung heraus freilich ein zweifelhaftes 
Unterfangen ist). Auch seine Ausführungen 
laufen darauf hinaus, dass Interventionen 
nach dem „Modell des guten Samariters“ 
erfolgen sollten, das heißt „holistisch“, mit 
zahlreichen sozialen, wirtschaftlichen und 
sonstigen Maßnahmen flankiert. Der Text 

Die gegenwärtig umkämpfte Stadt Goma in Nord-Kivu
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von (fragwürdigen) nationalen Interessen 
geprägt - hier überbetont er vielleicht etwas 
die Rolle Frankreichs, unterstreicht diese 
aber faktenreich. Zweitens bestünden für 
politische Lösungen - die für eine dauer-
hafte Befriedung afrikanischer Konflikte 
unerlässlich sind - keinerlei Konzepte. Die 
europäische Sicherheitsstrategie, die nach-
drücklich den „Selbstanspruch der Europä-
ischen Union als global player“ formuliert 
und verspricht, weltweit befriedend in 
Konflikte einzugreifen, liefert außer einem 
zugleich moralisch und interessengeleiteten 
militärischen Handlungsanspruch wenig 
Anhaltspunkte für das konkrete Handeln, 
etwa im Umgang mit Rebellengruppen, 
für diplomatische Einflussnahme in Frie-
densverhandlungen und den „Zielkonflikt 
zwischen politischer Stabilität und Demo-
kratisierung“. Sie liest sich - und diese 
Worte seien Brüne hier zum Abschluss 
in den Mund gelegt - wie ein Traum von 
einer großen Zukunft, der an der Realität 
zerschellen wird. Die kleinen Scherben des 
zerplatzten Traumes - wahlweise der Groß-
macht oder der Friedensmacht - halten 
die Autoren des Buches spürbar in ihren 
Händen, während sie auf die enormen 
Brüche blicken, die sie in ihren ehemaligen 
und zukünftigen Einsatzgebieten in Afrika 
nicht kitten konnten, teilweise sogar selbst 
vergrößert haben. 

Heinz-Gerhard Justen-
hoven, Hans-Georg Ehr-
hart (Hrsg.): Intervention 
im Kongo - Eine kritische 
Analyse der Befriedungs-
politik von UN und 
EU, Kohlhammer Verlag 
2008. ISBN 978-3-17-
020781-3

wirkt seltsam paternalistisch, die Probleme 
der DR Kongo werden aufs unkenntliche 
verkürzt wiedergegeben und am Ende wird 
überraschend behauptet, dass die Inter-
ventionen der EU und der UN (getrennt 
werden sie überhaupt nicht betrachtet) eine 
„relative Erfolgsgeschichte“ darstellen.

Michael Brzoska, Wissenschaftlicher 
Direktor des Instituts für Friedensforschung 
und Sicherheitspolitik an der Universität 
Hamburg, zeichnet einige Entwicklungen 
internationaler „Friedenseinsätze“ mit UN-
Mandat nach und kommt zu dem Schluss, 
dass viele Staaten und Regionalbündnisse 
mittlerweile Kapazitäten für eigene Peace-
keeping-Einsätze unter eigener Führung 
aufgebaut hätten und insbesondere die 
robusteren, gefährlicheren Einsätze selbst-
ständig durchführen. Letzteres trifft in der 
DR Kongo nicht zu, auch wenn Brzoska das 
suggeriert. Dass die UN-geführten Einsätze 
eine höhere Legitimität genießen, dauerhaf-
ter und deshalb tendenziell auch erfolgrei-
cher wären, erwähnt Brzoska. Auch räumt 
er ein, dass diejenigen Staaten, die lieber 
selbständig intervenieren, deshalb weniger 
Soldaten für die UN-Missionen bereitstel-
len. Dies ist einer der Gründe, weshalb 
der globale Norden zwar den Löwenanteil 
an UN-Missionen bezahlt, diese ihre Sol-
daten aber zunehmend aus dem globalen 
Süden rekrutieren und dass die Mehrzahl 
der UN-Missionen dort stattfinden, wo die 
Großmächte geostrategische Interessen ver-
folgen. „Das Zusammenspiel von MONUC 
einerseits und Artemis und EUFOR DR 
Congo scheint dagegen zu sprechen“, dass 
diese neue „Arbeitsteilung“ ein Problem 
darstellt. Denn: „Ohne die Unterstützung 
durch regionale Organisationen, Ad-hoc-
Koalitionen von Staaten und einzelne Mit-
gliedsstaaten mit Truppen unter eigenem 

Kommando hätten die VN[UN] manchen 
Einsatz aus Kapazitätsgründen oder wegen 
mangelnder Einsatzgeschwindigkeit nicht 
durchführen können.“ Man könnte diesen 
Sachverhalt freilich auch anders lesen: Hat 
sich die EU doch bei ihren Einsätzen in 
der DR Kongo völlig ungefährliche Ziele 
gesteckt und die harte Arbeit der Monuc 
überlassen und sich mit ihren ad-hoc-Ein-
sätzen - bzw. Übungen - von Forderungen 
freigekauft, die dauerhaft präsente Monuc 
substantiell und mit eigenen Soldaten zu 
stärken.

Stefan Brünes Beitrag an den Schluss des 
Bandes zu setzen, war eine gute Entschei-
dung. Er liefert einen zusammenfassenden 
Überblick über die autonomen Einsätze, 
welche die EU bislang in Afrika durchge-
führt hat. Für die beiden Missionen in der 
DR Kongo stellt er fest, dass „innereuropä-
ischen Integrationsagenden das europäische 
Außenhandeln stärker [prägten] als lokale 
Konfliktkonstellationen und die öffentlich 
reklamierten Befriedungs- und Demokra-
tisierungsziele“ bzw. „dass Interessenlagen, 
die nur einen indirekten Afrikabezug auf-
wiesen, bei dem Einsatz eine wichtige Rolle 
spielten.“ Mit seiner Einschätzung: „Über 
den friedenspolitischen Sinn dieses Vorge-
hens kann man geteilter Meinung sein“, 
fasst er im Grunde auch die im Buch vor-
getragenen Positionen zusammen. Seine 
Darstellung des EUFOR-Einsatzes im 
Tschad, der zur Zeit der Niederschrift noch 
jung war, aber bereits damals dazu ten-
dierte, „das politische Überleben eines für 
systematische Menschenrechtsverletzungen 
bekannten Präsidenten“ zu sichern und 
den Konflikt mit den Rebellengruppen zu 
eskalieren, bildet eine geeignete Illustration 
seiner Kernthesen: Erstens sei das EUropä-
ische außenpolitische Handeln weiterhin 

KONGO - AKTUELL
Die offizielle Armee der DR Kongo 

(FARDC) will Nkundas offensichtlich gut 
ausgerüsteter CNDP nichts mehr entgegen-
setzen und zieht sich plündert Richtung Lan-
desinneres zurück. Dabei wurde die Armee 
zwischenzeitlich sogar von den Kabila-nahen 
Mayi-Mayi-Milizen attackiert, die diesen 
Rückzug aufhalten und die FARDC zum 
Kämpfen gegen die CNDP zwingen woll-
ten. durch den Rückzug der Armee ist die 
MONUC in die missliche Lage geraten, die 
CNDP nur noch alleine zu bekämpfen oder 
mit den anderen bewaffneten Gruppen, eben 
den Mayi-Mayi oder der FDLR, gemeinsame 
Sache zu machen. Letztere gelten aber mitt-
lerweile als größter destabilisierender Faktor 
im Osten der DR Congo. Einer faktischen 
Komplizenschaft kann die Monuc nur noch 

entgehen, wenn sie die Herrschaft Nkundas 
über die eroberten Gebiete anerkennt. 

Das versucht Nkunda der UN gerade so 
einfach wie möglich zu machen. Er öffnete 
humanitäre Korridore, zog sich an einigen 
Stellen zurück und forderte die Monuc auf, 
in den freigegebenen Gebieten die Kontrolle 
zu übernehmen und das Eindringen anderer 
bewaffneter Gruppen zu verhindern. Würde 
die Monuc dabei versagen, würde die CNDP 
wieder die Kontrolle übernehmen. 

In den von ihr besetzten Städten ernannte 
Nkunda neue Bürgermeister, ließ ihm hörige 
„Polizeieinheiten“ patrouillieren und hielt 
Ansprachen an die Bevölkerung. Von Plün-
derungen und groß angelegten Vergeltungs-
massnahmen durch die CNDP war hingegen 
in den letzten Tagen kaum zu hören. Offen-
sichtlich will sich Nkunda als staatsmänni-
scher Verhandlungspartner geben und hofft 

darauf, dass es zu Gesprächen mit Kabila 
kommt. Diese werden mittlerweile von 
nahezu allen Beobachtern für notwendig 
erachtet und die UN unternimmt nun auch 
ernsthafte Bemühungen, Kabila zu überre-
den, mit Nkunda Kontakt aufzunehmen. 
Man kann hoffen, dass sich nun die humani-
täre Situation verbessert und diplomatische 
Lösungen in den Vordergrund rücken. Diese 
scheinen an Nkunda, der eine kaum nach-
vollziehbare Macht im Osten des Landes 
aufgebaut hat, nicht vorbeizukommen. Auch 
in der internationalen Gemeinschaft und der 
EU werden militärischen Lösungen gerade 
kaum noch Erfolgsaussichten zugesprochen.

Eine Einschätzung der aktuellen Situa-
tion von der Kritischen Online-AG „Neue 
Kriege“ und „Scheiternde Staaten“ (www.
jpberlin.de/online-ag)
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Der Zugang zu Rohstoffen, so eine ver-
kürzende Aussage, sei die Triebfeder hinter 
Chinas Afrika-Engagement. Die chine-
sische Export-Industrie braucht billige 
Rohstoffe, um die Produktion zu gewähr-
leisten und damit das Wirtschaftswachs-
tum abzusichern, welches die Grundlage 
des Entwicklungsprojektes ist: die chi-
nesische Bevölkerung aus der Armut zu 
führen. Als Rohstoffquellen bieten sich 
viele Länder und Regionen an – aus einer 
Reihe von Gründen Afrika aber besonders. 
Einer der ausschlaggebenden Gründe ist, 
dass Europa und die USA in den letzten 20 
Jahren nur geringes Interesse daran gezeigt 
haben, positiv auf die Entwicklung in 
Afrika Einfluss zu nehmen. Chinas Regie-
rung bedient sich in Afrika einer Reihe 
von Instrumenten und Maßnahmen, um 
ein positives Klima zu schaffen, aus dem 
heraus die wirtschaftlichen Interessen ver-
folgt werden können. Der chinesisch-afri-
kanische Handel ist seit den 90er Jahren 
stetig gewachsen. Importierte China aus 
Afrika 1995 für 1,4 Milliarden USD Roh-
stoffe und Waren, so waren es 2006 bereits 
28,7 Milliarden USD – davon über 95% 
Rohstoffe. Chinas Exporte nach Afrika sind 
von 2,5 Milliarden (1995) auf 26,7 Milli-
arden (2006) gestiegen. Im besten Fall, so 
die Verlautbarungen aus Beijing, verläuft 
der Handel zum beiderseitigen Vorteil: Alle 
sollen verdienen und alle sollen sich entwic-
keln. Dabei überträgt China implizit einen 
Teil seines eigenen Entwicklungsweges und 
bringt ihn mit den Wünschen afrikanischer 
Länder in Einklang.

Wirtschaftshilfe als Entwicklungshilfe
Es ist notwendig unterschiedliche Akteure 

auf chinesischer Seite zu identifizieren und 
ihr Agieren auseinander zu halten, um das 
Entwicklungshilfemodell zu beurteilen. Der 
chinesische Staat taucht in Afrika vor allem 
dann direkt auf, wenn Entwicklungshilfe 
bzw. Wirtschaftshilfe vergeben wird. Ent-
wicklungshilfe wird in Form von konkreten 
Maßnahmen vergeben – Krankenhäuser, 
Malariastationen, Präsidentenpaläste –nicht 
selten, aber eben auch nicht immer, gebaut 
von chinesischen Bauunternehmen vor Ort. 
China bietet auch Kredite an, die dann den 
afrikanischen Regierungen zur Verfügung 
stehen, um Schritte in der eigenen Ent-

wicklung zu finanzieren. Verwendet werden 
diese Kredite vor allem für Infrastruktur-
maßnahmen, also Straßenbau, den Bau 
von Dämmen und Kraftwerken, oder auch 
für Eisenbahnaufbau und die Entwicklung 
von Industrieparks. Ein afrikanischer Staat 
bewirbt sich um einen solchen Kredit und 
es wird ausgehandelt, wie dieser zurückge-
zahlt wird. Zentrale chinesische Institution 
hierfür ist die chinesische Export-Import- 
Bank (Exim), die den Kredit auch verwal-
tet. Kommt ein Kredit zustande, zahlt die 
Exim Bank die Rechnungen des Auftrags-
nehmers der Maßnahme – also nicht direkt 
an den jeweiligen Empfängerstaat. Die 
Maßnahme (z.B. ein Kraftwerk) geht dann 
in den Besitz des Landes über und dieses 
zahlt den Kredit zurück – aus chinesischer 
Sicht im besten Fall über die Zusicherung 
von Rohstofflieferungen oder Abbauli-
zenzen für Rohstoffe (dieses Grundgerüst 
wird als Angola-Modell bezeichnet). Als 
Auftragsnehmer im Angola-Modell und bei 
anderen Hilfskrediten kommen neben den 
Firmen der Länder selbst vor allem chine-
sische Firmen in Frage: im Schnitt müssen 
mindestens 70% der Kreditsumme oder 
der Aufträge an chinesische Firmen verge-
ben werden. 

Infrastrukturmaßnahmen und Investi-
tionen (auch in den Rohstoffbereich) sind 
etwas, was Afrika dringend benötigt – und 
etwas, für das in westlichen Entwicklungs-
hilfetöpfen kaum Volumen ist. So kommt 
man zum Ergebnis, dass das chinesische 
Engagement in Afrika in diesen Bereichen 
durchaus das Potential hat, einen positiven 
Effekt auf die weitere Entwicklung der Staa-
ten zu nehmen. Lucy Corkin vom Center 
for Chinese Studies der Universität Stellen-
bosch, betont allerdings, dass die afrikani-
schen Staaten noch nicht so ganz wissen, 
wie sie mit diesem Potential umgehen sollen 
und so viele Maßnahmen verpuffen.

Keine politischen Bedingungen
Der pragmatische Ansatz der chinesischen 

Maßnahmen hat aus Sicht vieler afrikani-
scher Staaten entscheidende Vorteile: sie 
haben etwas, was als Kern weiterer Ent-
wicklung taugt und sie haben einen lang-
fristigen Partner/Abnehmer ihrer Produkte 
gefunden. Und (hier könnte die Kritik auch 
schon beginnen) sie müssen sich nicht vor-

schreiben lassen, wie sie zu regieren haben. 
Das Fehlen politischer Konditionen bei der 
Vergabe der Gelder wird in Afrika selbst als 
Vorteil gesehen. In Europa sieht man dies 
(in Politik und Presse) durchweg negativ, 
da mit dieser Maßnahme, so das Credo, 
Unrechtsregime am Leben erhalten werden 
und Korruption gefördert wird – gängige 
Beispiele sind Zimbabwe, Angola und der 
Sudan. Jeder dieser Fälle zeigt jedoch im 
Detail, dass der moralisch hohe Standard 
der westlichen Seite kaum noch von Belang 
ist, wenn es um günstige Rohstoffe geht (das 
angolanische Öl fließt nach China und in 
die USA) und dass es der chinesischen Seite 
nicht prinzipiell darum geht, ein repressives 
Regime zu stützen. 

Der sudanesische Konflikt entsteht genau 
an der Nahtstelle von Ressourcenzugriff. Der 
– größtenteils noch potentielle – Ölreich-
tum des Landes hat einerseits dazu geführt, 
dass der Norden und die Gegend um die 
Hauptstadt eine erstaunliche Entwicklung 
erlebt haben, andererseits ist das Bedürfnis 
nach Absicherung dieses Entwicklungswe-
ges gestiegen. Chinesische Ölfirmen, allen 
voran CNPC, haben im Sudan die Ausbeu-
tung der Ölquellen überhaupt erst ermög-
licht und sehen sich nun mit ungelösten 
alten Konflikten vor Ort konfrontiert. Die 
Diskussionen um mögliche Sezessionen des 
Landes betreffen auch ihre Investitionen – 
CNPC hat allein aus diesem Grund schon 
kein Interesse an einer sich verschärfenden 
Bürgerkriegssituation, die in einer Teilung 
münden kann/wird. Unter diesem Aspekt 
liegt es nahe, das Regime in Khartum 
dahingehend zu beeinflussen, friedliche 
Lösungen zu erarbeiten, die die Integrität 
des Landes nicht gefährden.

Sudan als Stellvertreterkonflikt
Chinas Ölfirmen sind nicht zufällig 

gerade im Sudan aktiv: Die sudanesischen 
Öl-Quellen sind eine der wenigen Förder-
gebiete, die nicht bereits unter den großen 
(westlichen) Ölfirmen aufgeteilt sind. 
Der Sudan ist also eines der verbliebenen 
Länder, in die chinesische Ölfirmen über-
haupt investieren können. Das konkrete 
Verhalten von CNPC im Sudan ist kri-
tisch zu beurteilen, denn es sind mitunter 
Wünsche und Sicherheitsbedürfnisse der 
Ölfirma, die die vorhandenen Konflikte zu 
gewaltsamen Gefechten ausarten lassen.

Der westliche Vorwurf, China würde 
bewusst oder aus Nachlässigkeit die suda-
nesischen Konflikte verschärfen, begründet 
sich unter diesem Blickwinkel selbst als 
durchaus wirtschaftlich motiviert: denn 
auch der Westen hat Interesse am sudane-
sischen Öl (Total zahlt für seine ungenutzte 
Konzession im Sudan jährlich ca. 1,5 Mil-

China in Afrika: Positive Effekte?
von Andreas Seifert
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KIT - Keine Militärforschung in der neuen Karlsruher Großforschungseinrichtung
Dokumentation der Pressemitteilung der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft Bezirk Mittelbaden-Nordschwarzwald

Die Gewerkschaft ver.di Mittelbaden-
Nordschwarzwald fordert aus gegebenem 
Anlass, im Gesetz für das Karlsruher Insti-
tut für Technologie (KIT), mit dem die 
Fusion der Großforschung von Univer-
sität und Forschungszentrum Karlsruhe 
geregelt werden soll, die Beschränkung 
auf ausschließlich zivile Forschungszwecke 
festzuschreiben. In der Satzung des For-
schungszentrums heißt es von Beginn an, 
dass die Forschung ausschließlich friedli-
chen Zwecken dient (Zivilklausel). Diese 
Beschränkung für den gesamten Bereich 
der atomaren und kerntechnischen Groß-
forschung der Bundesrepublik ist die histo-
rische Konsequenz aus dem Naziregime. 
Für Generationen von Forscherinnen und 
Forschern ist es zur Selbstverständlichkeit 
geworden, auf diese Weise ihrer gesell-
schaftlichen Verantwortung gerecht zu 
werden und ihre schöpferischen Kräfte nur 
nützlichen, zivilen Zwecken zu widmen.

Wie Wolfgang Eppler, Betriebsrats-
vorsitzender des Forschungszentrums, 
mitteilt, seien Versuche der Forschungsad-
ministration in früheren Jahren, die For-
schungsziele mit militärischen Zwecken zu 
vermischen („dual use“), von den Wissen-
schaftlerInnen entschieden zurück gewie-
sen worden. In einem Symposium im 

April über die Zukunft der wissenschaft-
lichen Mitbestimmung sei in Anwesenheit 
des Vorstands klar gestellt worden, dass 
die Zivilklausel auch für die KIT-Groß-
forschung Gültigkeit behalten soll. In der 
Universität gibt es eine derartige Klau-
sel nicht. Der Personalrat der Universität 
würde die Aufnahme einer Zivilklausel in 
das KIT-Gesetz begrüßen.

Wie aus einer Anfrage der Bundestags-
fraktion DIE LINKE hervorgeht, versu-
chen Bundes- und Landesregierung die 
Festschreibung einer Zivilklausel in das 
KIT-Gesetz mit zwei Argumentationsmu-
stern zu umgehen:
a) Die Klausel sei ohnehin Voraussetzung 
für das KIT.
b) In der Sicherheitsforschung sei häufig 
eine Trennung von Zivil- und Militärfor-
schung schwer zu bewerkstelligen („dual-
use“-Projekte).

Der ver.di-Fachbereich erklärt dazu, dass 
allein dieser Widerspruch die Notwendig-
keit belegt, diese wichtige Voraussetzung 
im KIT-Gesetz zu regeln.

Jürgen Ziegler, ver.di-Geschäftsführer, 
sieht in der Zivilforschungstradition der 
beiden Forschungspartner angesichts der 
eher wachsenden Rolle von Wissenschaft 
und Forschung bei der verantwortlichen 

Gestaltung der gesellschaftlichen Ent-
wicklung ein großes Glück. Die aktuellen 
außenpolitischen Entwicklungen (Afgha-
nistan) bewiesen erneut, dass mit mili-
tärischen Mitteln weder Sicherheit noch 
Frieden geschaffen werden. Sie gemah-
nen immer gebieterischer, Konflikte aus-
schließlich mit zivilen, wirtschaftlichen 
und humanitären Mitteln zu lösen. Dazu 
brauche man gerade solche Wissenschaftle-
rInnen, die im Umfeld der Zivilforschung 
groß geworden sind und denen es nicht 
gleichgültig ist, für welche Zwecke ihre 
Forschungsergebnisse verwendet werden.

ver.di appelliert an die Bundesregierung, 
das Bundesforschungsministerium und 
die Landesregierung Baden-Württemberg 
dafür zu sorgen, dass die Zivilklausel in 
das KIT-Gesetz übernommen wird. Sie 
appelliert an die Bundestags- und Land-
tagsabgeordneten, sich dieser Forderung 
anzuschließen und auf Umsetzung zu 
drängen. Die demokratische Öffentlich-
keit wird aufgefordert, sich einzumischen.

Die KIT-Forschung muss der gesell-
schaftlichen Vorsorge gewidmet sein, und 
nicht Militär, Krieg und Vernichtung!

Dokumentation / ver.di Mittelbaden-
Nordschwarzwald

lionen Euro an Khartum). Der Zerfall des 
Sudan in mehrere Teilstaaten würde westli-
chen Interessen mehr dienen, als ein Sudan, 
der seine territoriale Integrität behält – oder 
präziser: Der Westen arbeitet im Sudan auf 
eine Aufspaltung hin um seinen Konzernen 
den Zugang zu ermöglichen.

Afrika ist unser
In der westlichen Presse gewinnt man 

Chinas Afrikapolitik wenig Positives ab 
– unter anderem chinesische Waffendeals 
erscheinen bar jeder Moral. China und 
die chinesischen Unternehmen eröffnen 
dem afrikanischen Kontinent aber eine 
Alternative zu der an entmündigenden 
Umstrukturierungsmaßnahmen geknüpf-
ten Entwicklungshilfe der westlichen Staa-
ten. Chinas Hilfe ist aber nur scheinbar an 
wenig Konditionen geknüpft. Einerseits 
wird mit dem Argument der Nicht-Einmi-
schung keinerlei politische Verantwortung 
für das Regime übernommen, das China 
mit seinen Krediten und Hilfeleistun-
gen unterstützt, andererseits wird implizit 
erwartet, dass wenn ein Land sich mit chi-
nesischen Firmen (und damit dem Staat) 

Gemessen am Finanzvolumen ist China 
kein nennenswerter Waffenhändler in 
Afrika, verglichen mit europäischen 
und amerikanischen Firmen. Chinesi-
sche Waffen sind dennoch gerade in den 
afrikanischen Konflikten von immenser 
Bedeutung, gerade weil ihr technologi-
sches Niveau gering ist. Handfeuerwaffen 
sind im Vergleich zu Raketen, Panzern 
und Flugzeugen billig und universell 
einsetzbar. Chinas Exportbestimmungen 
sind lax und Waffenhandel (auch im klei-
nen Umfang) stellt für den Militärisch-
Industriellen-Komplex und die Regierung 
in erster Linie einen Handel dar.

Foto links  übernommen aus der Epoch 
Times (Onlineausgabe): Ein sudanesischer 
Zollbeamter kontrolliert Seriennummern 
von AK-47-Gewehren in El-Fasher. Foto: 
Marco Longari

einlässt, es auch die chinesischen Spielre-
geln übernimmt: und diese sind kapitali-
stisch. Die eingangs unterstellte Situation 
von beiderseitigem Gewinn realisiert sich 
nur dann, wenn die afrikanischen Staaten 
wissen, was sie von China wollen. 

Das chinesische Engagement hat Afrika 
eine neue Aufmerksamkeit auch im Westen 
beschert und wirkt so als Treibsatz für die 
weitere Entwicklung – und vielleicht auch für 
zukünftige Konflikte. 
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Zum mittlerweile elften Mal fand am 
8./9. November in Tübingen der alljährli-
che Kongress der Informationsstelle Mili-
tarisierung (IMI) statt. Insgesamt über 150 
Menschen beschäftigten sich dort mit dem 
Thema „Kein Frieden mit der NATO!“  
 
Das Thema wurde vor allem mit Blick auf 
den im April 2009 anstehenden NATO-
Gipfel in Straßburg und Baden-Baden 
gewählt, bei dem das Bündnis sein 60jäh-
riges Bestehen zelebrieren will. Ziel des 
Kongresses war es, zur Mobilisierung für 
die Gegenproteste beizutragen: Einmal, 
indem mit einer detaillierten Auseinander-
setzung die Kritik an der NATO inhaltlich 
unterfüttert werden sollte. Andererseits, 
indem Ideen und Ansätze für die Mobilisie-
rung präsentiert wurden. Der vorliegende 
Bericht soll einen kurzen Überblick über 
die Hauptthemen des Kongresses bieten. 
Für ausführlichere Informationen und als 
Material für die Mobilisierung wird eine 
erweiterte Dokumentation des Kongresses 
bis Januar 2009 erstellt (Vorbestellungen: 
imi@imi-online.de). 

Die Waffe des Westens – Strukturen und 
Strategien der NATO

Tobias Pflüger, Vorstand der IMI, gab 
zu Begin des Kongresses einen Überblick 
über die Geschichte und die Struktur der 
NATO. „Die NATO ist ein Bündnis, das 
ein zentrales Ziel verfolgt: Krieg zu führen.“ 
Seit Ende des Kalten Krieges habe sich die 
NATO auf allen Ebenen, sowohl was ihre 
Strategie, Struktur als auch Einsatzpraxis 
anbelangt, von einem – wenigstens formal 
– auf Landesverteidigung ausgerichte-
ten Bündnis in eine immer aggressiver 
auftretende, global agierende Militäralli-
anz verwandelt, so Pflüger. Obwohl die 
NATO im Austausch für den Beitritt des 
wiedervereinigten Deutschland seinerzeit 
versprochen habe, sich nicht in Richtung 
Russland auszudehnen, fanden bislang 
zwei Erweiterungsrunden um zusammen 
10 Staaten statt. Die dritte Erweiterungs-
runde um Kroatien und Albanien werde 
noch im Jahr 2009 stattfinden, und selbst 
der Ukraine und Georgien sei auf dem Gip-
feltreffen im April 2008 eine Beitrittsper-

spektive eröffnet worden. Darüber hinaus 
sei mit der Ausrichtung auf Auslandsin-
terventionen bereits in den 90er Jahren 
begonnen worden. Im Jahr 2002 sei dar-
über hinaus die Aufstellung einer NATO-
eigenen Schnellen Eingreiftruppe (NATO 
Response Force) beschlossen worden.  
 
Mit ihrem Strategischen Konzept von 
1999 und dem nahezu zeitgleich erfolgten 
Angriffskrieg gegen Jugoslawien habe die 
Allianz endgültig den Rubikon überschrit-
ten, indem sie untermauerte, weltweite 
Militärinterventionen auch ohne Zustim-
mung des UN-Sicherheitsrates durchführen 
zu wollen. Der nächste Dammbruch stehe 
jedoch kurz bevor. Noch 2009 solle ein 
neues Strategisches Konzept verabschiedet 
werden. Der derzeit wichtigste Vorschlags-
katalog, den u.a. der ehemalige Vorsitzende 
des NATO-Militärausschusses, Klaus Nau-
mann, ausgearbeitet hatte, sei ein wahrer 
„Horrorkatalog“, so Pflüger: „Von der 
Forderung nach atomaren Präventivschlä-
gen über Drohungen gegen Russland und 
die OPEC-Staaten bis hin zu zahlreichen 
anderen Vorschlägen zur Verschärfung des 
NATO-Kriegskurses findet sich dort alles, 
was das Militaristenherz begehrt.“ 

Zivil-militärische Aufstandsbekämpfung 
in Afghanistan: Prototyp einer neuen 
NATO-Strategie

Jürgen Wagner, Vorstand der IMI, wid-
mete sich dem NATO-Engagement in 
Afghanistan. Bei dem von der NATO 
geführten ISAF-Einsatz handele es sich um 
einen für das Bündnis essentiellen Einsatz, 
da Erfolg oder Misserfolg des Einsatzes 
über die Zukunft der NATO entscheiden 
würde. Die Eskalation des Konfliktes, die 
nicht vorhandenen Fortschritte in Berei-
chen der Armutsbekämpfung, Bildung etc. 
und die damit zusammenhängende zuneh-
mende Ablehnung der Präsenz der NATO-
Truppen innerhalb der afghanischen 
Bevölkerung würden jedoch zeigen, dass 
der Einsatz de facto längst gescheitert sei.  
„Die westlichen Truppen sind Teil des 
Problems, nicht der Lösung. Anstatt aber 
den sofortigen Abzug einzuleiten, eska-
liert die NATO und Deutschland den 

Krieg an allen Fronten.“ Nicht zuletzt die 
hohe Zahl an Zivilopfern trage dabei zum 
Erstarken des Widerstands bei, weshalb die 
Aufstandsbekämpfung immer stärker zum 
Operationsschwerpunkt des NATO-Ein-
satzes werde. Hierfür werde auf eine völlig 
neue Form der Kriegführung zurückgegrif-
fen, die künftig in allen ähnlich gelagerten 
Einsätzen praktiziert werden solle und in 
Afghanistan prototypisch erprobt werde. 
Durch die Integration ziviler Akteure sei es 
das Ziel, eine Effektivierung der Besatzung 
zu erreichen, indem deren Kapazitäten u.a. 
auch zur Unterstützung der Aufstands-
bekämpfung nutzbar gemacht würden. 
„Diese zivil-militärische Zusammenar-
beit hat fatale Folgen: Humanitäre Helfer 
verlieren ihre politische Neutralität und 
werden dadurch in den Augen der afghani-
schen Bevölkerung zu Kollaborateuren der 
Besatzungstruppen. Anschläge auf zivile 
Akteure häufen sich derart, dass sich viele 
Hilfsorganisationen bereits aus dem Land 
zurückziehen mussten. Deshalb ist es wirk-
lich Besorgnis erregend, dass die zivil-mili-
tärische Aufstandsbekämpfung gegenwärtig 
auf NATO-Ebene als zentrale Einsatzpraxis 
institutionell verankert wird“, so Wagners 
Fazit.

Die Kolonialpolitik der NATO auf dem 
Balkan

Christoph Marischka, Vorstand der IMI, 
beschrieb das andauernde Engagement 
der NATO auf dem Balkan. Hier betonte 
er besonders die Rolle der NATO-Ausbil-
dungseinrichtungen und des Programms 
Partnership for Peace. Für Bosnien, den 
Kosovo und Mazedonien beschrieb er die 
von der NATO durchgeführten Sicherheits-
sektorreformen, die die jeweiligen Staaten 
langfristig an die NATO binden, und den 
Einfluss der NATO bzw. ihrer Mitglieder 
auf die Ausgestaltung der Verwaltungen 
und Sicherheitsinstitutionen der Staaten. 
Durch eine „imperiale Militärbürokratie“ 
einerseits und handfeste Angriffskriege 
andererseits habe die NATO den Balkan 
vereinnahmt, mit eigenen Stützpunkten 
überzogen und die Armeen der neuen Staa-
ten für zukünftige Interventionen zugerich-
tet. So hätten sich fast alle Staaten, die in 

Bericht des IMI-Kongresses 2008: 

Kein Frieden mit der NATO!
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den letzten Jahren der NATO beigetreten 
sind, an den Kriegen in Afghanistan und 
Irak beteiligen müssen, die South Eastern 
Europe Brigade, bestehend aus Einheiten 
aus Albanien, Bulgarien, Griechenland, 
Italien, Mazedonien, Rumänien und der 
Türkei übernahm 2006 die Multinationale 
Brigade der ISAF in Kabul. Jährlich müssen 
die Beitrittskandidaten Berichte vorlegen, 
in denen Budget, Struktur und Anschaf-
fungen ihrer Armeen dargelegt und von der 
NATO beurteilt werden. Darüber hinaus 
bemüht sich die NATO auch in zivile 
Bereiche hinein Einfluss zu nehmen. In 
Bereichen des Katastrophenschutzes über 
die Kriminalitätsbekämpfung bis hin zur 
Banken- und Sozialpolitik organisiert sie 
den Austausch von regionalen, westeuropä-
ischen und US-amerikanischen Politikern 
und Militärs. 

Kameraden im Kaukasus: NATO und 
EU im Schulterschluss für eine neue 
Weltordnung 

Martin Hantke, Beirat der Informations-
stelle, ging zunächst darauf ein, warum 
Georgien aus der Sicht des Westens ein 
„geopolitisches Filetstück“ darstelle. Über 
Georgien sei es möglich den eurasischen 
Handel mit Waren und vor allem Ener-
gielieferungen unter Umgehung Russlands 
und des Iran abzuwickeln. Vor allem auf-

grund der wachsenden Abhängigkeit von 
russischen Gastransporten wolle die Euro-
päische Union unter allen Umständen eine 
Pipeline (Nabucco) verlegen, die das bishe-
rige russische Monopol über die westeuro-
päische Gasversorgung brechen und die u.a. 
über Georgien verlaufen soll. Aus diesem 
Grund seien sowohl NATO als auch die 
EU an einer Einbindung Georgiens inter-
essiert und hätten deshalb auch einseitig 
Stellung gegen Russland bezogen. Den 
Krieg habe eindeutig Georgien angefangen, 
wie auch der OSZE-Bericht über den Aus-
bruch der Kampfhandlungen belege. Umso 
frappierender sei die Einseitigkeit, mit der 
anschließend in den USA und Washington 
nahezu ausschließlich Russland für seine 
militärische Reaktion kritisiert worden 
sei, ohne dass die vorangegangene georgi-
sche Aggression überhaupt groß erwähnt 
worden sei.

Dabei seien die NATO-Staaten durch 
die Aufrüstung Georgiens mitverantwort-
lich für den Ausbruch des Krieges. Zudem 
habe die NATO durch die Entsendung von 
Schiffen ins Schwarze Meer mittlerweile 
auch noch ihre Präsenz in der Region aus-
gebaut. 

Die in der EU-Bürokratie und den west-
lichen Medien vorherrschenden anti-rus-
sischen Darstellungen seien geeignet, die 

notwendigen Feindbilder für einen „Neuen 
Kalten Krieg“ aufzubauen. Dieser habe 
mit der strategischen Einkreisung Rus-
slands, u.a. im Zuge der NATO-Oster-
weiterung und des Krieges in Afghanistan, 
längst begonnen. Die Ankündigungen, am 
NATO-Beitritt Georgiens festhalten zu 
wollen, gieße weiteres Öl ins Feuer, weshalb 
mit zunehmenden Konflikten in unmittel-
barer Nähe Russlands zu rechnen sei. „Der 
Verlauf des Krieges im Kaukasus und die 
anschließenden Reaktionen der USA und 
der EU sind äußerst Besorgnis erregend. 
Ich bewerte das wirklich als den endgül-
tigen Startschuss für einen Neuen Kalten 
Krieg“, so Hantkes Fazit.

Kanonenboote und Piraten: Die NATO 
als Seemacht

Den zweiten Tag des Kongresses eröff-
nete Claudia Haydt, Vorstand der IMI, 
mit einem Vortrag über die Bedeutung 
der NATO als Seemacht. Die Präsenz von 
Marine – nicht nur der NATO, sondern 
auch der EU-Staaten und der USA – in 
den Weltmeeren werde zunehmend mit der 
Bekämpfung von Piraten gerechtfertigt. Sie 
stellte jedoch heraus, dass die Marine wenig 
geeignet sei, dieses Problem zu lösen und 
dass die Interessenslage eine ganz andere 
sei. Es gehe vor allem um die militärische 
Absicherung von so genannten Nadelöh-

Gut besucht - Plenum im Schlatterhaus
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ren, die für die Versorgung der westlichen 
Welt von strategischer Bedeutung sei.  
Dies zeigte Haydt am Beispiel Somalias, 
das an einem wichtigen Tankernadelöhr, 
dem Golf von Aden, liegt. Nachdem es dort 
vermehrt zu Piratenüberfällen kam, hätten 
sowohl die NATO (Standing Maritime 
Group-2) als auch die Europäische Union 
(mit der Mission Atalanta) beschlossen, 
Kriegsschiffe in die Region vorgeblich zur 
Pirateriebekämpfung zu entsenden. Haydt 
warnte aber davor, dieses Argument unkri-
tisch zu übernehmen: „Das Piraterieproblem 
ist zu einem großen Teil hausgemacht. Als 
der somalische Staat - nicht zuletzt wegen 
der Strukturanpassungsprogramme des 
IWF – vollkommen zusammenbrach, ent-
ließ er seine komplette Küstenwache. Dies 
hatte zur Folge, dass europäische Fangflot-
ten die komplette Region leerräumten und 
so den örtlichen Fischern ihre Lebensgrund-
lage raubten. Aus ehemaligem Personal der 
Küstenwache und Fischern setzen sich die 
Piraten größtenteils zusammen. Wer also 
effektiv etwas zur Pirateriebekämpfung tun 
will, könnte an diesen sozialen Ursachen des 
Problems ansetzen. Stattdessen wird, wie so 
häufig, auf die militärische Karte gesetzt.“

Haydt machte in ihrem Beitrag noch 
auf einen weiteren Aspekt aufmerksam. 
In naher Zukunft würden im Rahmen des 
neuen Seerechtsabkommens große Teile der 
Weltmeere und die dort vermuteten Roh-
stoffe verschiedenen Staaten zugesprochen. 
Dabei gebe es teils konkurrierende Gebiets-
ansprüche, was zur Folge habe, dass Länder 
im Vorgriff auf zu erwartende Auseinan-
dersetzungen Militärschiffe entsenden und 
damit Claims abstecken würden. „Militäri-
sche Präsenz schafft Fakten“, kommentierte 
Haydt diese Entwicklung. 

Schild und Schwert: Aggressive Atompo-
litik und Raketenabwehr der NATO

IMI-Beirat Arno Neuber verwies zunächst 
darauf, dass die Nuklearpolitik der NATO 
schon immer offensiv ausgerichtet gewesen 
sei und das Bündnis während des Kalten 
Krieges stets mit etwas zeitlicher Verzö-
gerung die Doktrin der Vereinigten Staa-
ten übernommen habe. Dies sei insofern 
besonders bedenklich, da Washington mit 
der im Jahr 2002 veröffentlichten Nuclear 
Posture Review eine aggressive Neuaus-
richtung ihrer Atomdoktrin vorgenommen 
hätte: vorgesehen seien dort Atomschläge 
gegen „Schurkenstaaten“, aber auch Russ-
land und China werden als potenzielle 
Gegner benannt. Das Ziel sei die Eska-
lationsdominanz, man wolle potenziell 
gegenüber diesen beiden Großmächten 
erstschlagsfähig sein. Aus diesem Grund 
habe man auch den ABM-Vertrag gekün-

digt, der Raketenabwehrschilde verbietet. 
Das Restrisiko, dass nach einem Erstschlag 
einige russische Waffen übrig bleiben 
könnten, will man mit der Raketenab-
wehr weiter minimieren. „Dadurch wären 
Moskau und China atomar unterfütterten 
Erpressungsversuchen Washingtons nahezu 
hilflos ausgesetzt, weshalb sie derzeit beide 
versuchen, ihr Arsenal massiv aufzurüsten, 
um auch weiter über ein Abschreckungspo-
tenzial zu verfügen. Diese Rüstungsspirale 
geht auf das Konto der USA“, so Neuber. 
Auch die NATO werde in ihrer Atompoli-
tik immer aggressiver. Das bereits im ersten 
Vortrag von Tobias Pflüger angesprochene 
Grundsatzpapier von General Naumann 
plädiere für eine atomare NATO-Erst-
schlagsdoktrin. Darüber hinaus plane auch 
die NATO den Aufbau einer umfassenden 
Raketenabwehr, zusätzlich zu den ohne-
hin schon anvisierten US-Installationen 
in Osteuropa. Die NATO habe hierfür 
bereits eine Machbarkeitsstudie in Auftrag 
gegeben, die im Jahr 2006 veröffentlicht 
wurde und eine Raketenabwehr für mach-
bar halte. Auf dieser Grundlage sei auf 
dem NATO-Gipfel in Bukarest im April 
2008 beschlossen worden, die Pläne für 
den Aufbau eines NATO-Schildes voran-
zutreiben. „Es ist vollkommen absurd, dass 
diese Machbarkeitsstudie ausgerechnet von 
einem Konsortium aus Rüstungskonzernen 
erstellt wurde, die naturgemäß ein großes 
Interesse an der Realisierung eines solchen 
Projektes haben. Dass deren Ergebnisse 
darüber hinaus auch noch geheim gehalten 
und damit nicht überprüft werden können, 
riecht danach, dass hier einmal mehr den 
Rüstungskonzernen gigantische Summen 
in die Taschen gespült werden sollen – die 
Rede ist von Kosten in Höhe von bis zu 40 
Mrd. Euro“, so Neuber.

Lokale Einrichtungen für globale 
Kriege: Kein Friede mit der NATO in 
Deutschland

Das abschleißende Plenum mit einem Ver-
treter des „Regionalen Aktionsbündnisses 
gegen den NATO-Gipfel“, Jens Rüggeberg 
vom Friedensplenum Tübingen, Tobias 
Pflüger und Franz Iberl vom Münchener 
Friedensbündnis war zweiteilig. Im ersten 
Teil sollte gezeigt werden, dass es in vielen 
Städten NATO-Einrichtungen gibt, die sich 
hervorragend zur Mobilisierung eignen.  
Als Beispiele benannte Tobias Pflüger fol-
gende Einrichtungen: das US-EUCOM in 
Stuttgart-Vaihingen, das auch innerhalb 
der NATO eine wesentliche Rolle spielt, die 
NATO-AWACS-Militärbasis in Geilenkir-
chen, der von der EU, der NATO und den 
USA für ihre Militäreinsätze umfangreich 
genutzte „zivile“ Flughafen Halle/Leipzig 

und das im südbadischen Müllheim behei-
matete Eurokorps, das insbesondere von der 
NATO als NATO Response Force genutzt 
wird. Franz Iberl ging auf die NATO-
Schule Oberammergau und das George-
Marshall-Center in Garmisch ein, die als 
Schulungs- und Denkzentren wichtige 
Bedeutung für die NATO-Politik haben. 
„Brutstätten für autistische Parallelwelten“ 
nannte Iberl diese Einrichtungen, die ein 
weltweites Netzwerk von NATO-Angehö-
rigen und politischen Entscheidungsträ-
gern bilden. Jens Rüggeberg beschrieb die 
neu ausgebaute NATO-Pipeline, die bun-
desweit durch viele Landkreise verläuft, 
symbolträchtig auch von Tübingen nach 
Kehl. „Kein Krieg ohne Sprit, kein Frieden 
ohne Unterbrechung der Spritzufuhr“, so 
Rüggebergs Aussage verbunden mit dem 
Vorschlag, Friedensgruppen entlang der 
Pipelinestrecke sollten sich miteinander 
vernetzen.

Nachdem mit dem ersten Teil Anregun-
gen für kleinere Protestaktionen bei den 
jeweiligen NATO-Einrichtungen gege-
ben wurden, widmete sich der zweite 
Teil des Plenums den Vorbereitungen für 
den Protest zum NATO-Gipfel in Straß-
burg und Baden-Baden. Ein Vertreter des 
„Regionalen Aktionsbündnisses gegen den 
NATO-Gipfel“ berichtete über den Stand 
der Vorbreitungen in Kehl, das zwar nicht 
mehr als Veranstaltungsort des NATO-Gip-
fels, aber aufgrund der Nähe zu Straßburg 
Ort für das Camp der Gipfel-Gegner sein 
wird. Tobias Pflüger berichtete über den 
Stand der deutschlandweiten und inter-
nationalen Vorbereitungen des Protestes.  
In der anschließenden Diskussion wurde 
deutlich, wie wichtig es ist, dass die unter-
schiedlichen Spektren in der Friedens- und 
Antimilitaristischen Bewegung und darüber 
hinaus gemeinsame Aktionen zustande brin-
gen. Es wurde angeregt, Gewerkschaften 
und die Kirchen in die Vorbereitung einzu-
beziehen. Auch wurde die Notwendigkeit 
unterstrichen, anderen linken Gruppen, 
die sich nicht hauptsächlich mit Themen 
wie Krieg, Frieden und Militär beschäfti-
gen, die Bedeutung der NATO auch für 
Themen wie Umweltschutz, Welthandel, 
Repression und den Schutz von Menschen-
rechten zu vermitteln. Als wichtige Etappen 
bei der Vorbereitung auf die Proteste gegen 
den NATO-Gipfel im März 2009 wurden 
die internationale Aktionskonferenz am 14. 
und 15. Februar in Strassburg sowie die 
Aktivitäten im Rahmen der NATO Sicher-
heitskonferenz am Wochenende davor 
unterstrichen.
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Baden-Württemberg plant ein neues Ver-
sammlungsgesetz, welches voraussichtlich 
irgendwann zu Beginn des Jahres 2009 in 
Kraft treten soll. Ziel ist es, das Grundrecht 
auf Versammlungsfreiheit stark einzuschrän-
ken. Offiziell lautet die Begründung, man 
wolle Neonazis bekämpfen. Das stimmt 
jedoch nicht: Das neue Versammlungs-
recht schadet jedem, der sich bezüglich der 
Gestaltung von Politik, Gesellschaft und 
Kultur aktiv einbringen möchte. Im Fol-
genden einige der wichtigsten Änderungen, 
die, so die Einschätzung der KritikerInnen, 
oftmals als grundgesetzwidrig einzuschät-
zen sind:

Das neue Versammlungsrecht soll auch für 
Versammlungen in geschlossenen Räumen 
gelten. Das erscheint als grundgesetzwid-
rig: Für Versammlungen in geschlosse-
nen Räumen ist nach dem Grundgesetz 
eine mögliche Einschränkung durch ein 
Versammlungsgesetz eigentlich nicht vor-
gesehen. Somit wird es der Polizei aber 
zukünftig erlaubt sein, auch bei Versamm-
lungen in geschlossenen Räumen präsent 
zu sein und die TeilnehmerInnen in ihren 
politischen und sozialen Aktivitäten einzu-
schüchtern und zu hemmen. 

Die neue Definition von Versammlung 
stellt quasi jegliche politische Betätigung 
unter eine obrigkeitsstaatliche Meldepflicht: 
„§ 2 Begriffsbestimmungen, Absatz 1:  Eine 
Versammlung im Sinne dieses Gesetzes 
ist eine ortsfeste oder sich fortbewegende 
Zusammenkunft von mindestens zwei Per-
sonen zur gemeinschaftlichen, überwiegend 
auf die Teilhabe an der öffentlichen Mei-
nungsbildung gerichteten Erörterung oder 
Kundgebung.“ Damit besteht auch die 
Möglichkeit der Ordnungsbehörden jeg-
liche  von Ihnen unerwünschte politische 
Betätigung mit Auflagen und Verboten zu 
behindern und zu unterdrücken.

Mit neuen und viel zu weitreichenden 
Verantwortungen sollen die Veranstalte-
rin oder der Veranstalters in die Rolle der 
Hilfspolizei gedrängt werden. Er/Sie muss 
z.B. dafür garantieren, dass keine Gewalt-
tätigkeiten aus der Demo heraus begangen 
werden. Geschieht dies doch, darf die Poli-
zei die Demonstration sofort auflösen. In 
der Konsequenz könnten Versammlungen 
durch Gegner bzw. Störer unter den Teil-
nehmerInnen durch gewalttätiges Auftre-
ten „gesprengt“ werden. Diese Regelung 
erscheint ebenfalls als verfassungswidrig, 

denn das Bundesverfas-
sungsgericht stellte dazu 
schon einmal fest: 

„Würde unfriedliches 
Verhalten Einzelner für 
die gesamte Veranstaltung 
und nicht nur für die Täter 
zum Fortfall des Grund-
rechtsschutzes führen, 
hätten diese es in der 
Hand, Demonstrationen 
„umzufunktionieren“ (...); 
praktisch könnte dann 
jede Großdemonstration 
verboten werden, da sich 
nahezu immer „Erkennt-
nisse“ über unfriedliche 
Absichten eines Teiles der 
Teilnehmer beibringen 
lassen.“ (BVerfGE 69, 315 
[319]) 

Zusätzlich soll das frü-
here Uniformverbot nun 
zu einem schwammigen 
„Militanzverbot“ ausge-
weitet werden. Ihm zufolge 
dürfen keine Handlungen 
mehr getätigt oder Klei-

dung getragen werden, die „geeignet ist, den 
Eindruck der Gewaltbereitschaft zu vermit-
teln, die Bevölkerung einzuschüchtern und 
den öffentlichen Frieden zu stören.“ (siehe 
§7).  Das Feststellen dieses subjektiven 
Tatbestandes bleibt der Polizei überlassen. 
Vor allem Gewerkschaften weisen darauf 
hin, dass Streikposten oftmals auch ein-
schüchternd wirken können (Einheitliche 
Kleidung, Fahnen, stehen am Werkstor). 
Zusätzlich hat die Polizei im neuen Gesetz 
überall auf Demonstrationen das Recht zu 
filmen, zu kontrollieren, TeilnehmerInnen 
anzuhalten und zu befragen. Ebenfalls pro-
blematisch, aber nicht nur aus datenschutz-
rechtlicher Perspektive, ist die zukünftige 
Pflicht der/des VersammlungsleiterIn  Ord-
nerInnen mit persönlichen Daten im vor-
hinein zu melden. Die Ordnungsbehörden 
überprüfen diese OrdnerInnen und können 
sie gegebenenfalls ablehnen. Was mit den 
abgegebenen Daten passiert ist unklar. 

Das geplante Versammlungsgesetz ist kein 
Einzelfall, sondern steht vielmehr im Kon-
text einer ganzen Reihe von Gesetzen, die 
der Überwachung und Bespitzelung dienen 
-  wie z.B. die Online-Durchsuchung, der 
Lauschangriff oder  das bisher abgewehrte 
BKA-Gesetz. Auch ist Baden-Württemberg 
kein Einzelfall. Ein ähnliches Gesetz wurde 
unter großen Protesten sehr breiter gesell-
schaftlicher Bündnisse dieses Jahr schon in 
Bayern verabschiedet. Auch Niedersachsen 
plant eine Gesetzesänderung.

Zusammengenommen deutet dies darauf 
hin, dass es verstärkte Bestrebungen inner-
halb der Landes- und Bundespolitik gibt,   
auf große Protestbewegungen  repressiv zu 
antworten. Veranstaltungen wie der G8-
Gipfel, die Sicherheitskonferenz in Mün-
chen, regelmäßige Castortransporte oder 
der anstehende NATO-Gipfel in Straß-
burg und Baden-Baden sorgen für großen 
Widerspruch zur herrschenden Politik. 
Diese versucht sich mit immer umfangrei-
cheren Einschränkungen von Grundrech-
ten zur Wehr zu setzen. 

Tobias Kaphegyi

Versammlungsgesetz: 

Der Staat geht in die Offensive 


